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Der Rathauskater bricht ei-
ne Lanze für die vielen ver-
antwortungsbewussten Ver-
mieter. Schließlich werden sie 
bei allen Schutzschirmen au-
ßen vor gelassen, obwohl sie 
für die absehbar horrenden 
Heizkosten im kommenden 
Winter jetzt schon in Vorleis-
tung gehen müssen. Wie gut, 
dass Pino beim Bürgermeister 
mietfrei leben darf. Seite 19

Nur durch flächendeckenden hochbitratigen Breitbandan-
schluss kann echter Wettbewerb den Standort Bayern all-
gemein stärken. Kommunale Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger finden hierfür die besten Lösungen auf 
dem Bayerischen BreitbandForum. Kommen Sie mit den re-
levanten Ansprechpartnerinnen und -partnern in Kontakt. 
Informationen unter www.bayerisches-breitbandforum.de  r

9. Bayerisches BreitbandForum: 

Schnelles Internet für Bayern
ACC Amberger Congress Center, 13.10.2022

Jahrestagung des Deutschen Landkreistags:

Bayerische Anliegen 
an den Bund richten

Karmasin ist neuer Vizepräsident
Fürstenfeldbrucks Landrat Thomas Karmasin, seit Mai 2022 
Präsident des Bayerischen Landkreistags, wurde im Rah-
men der 75. Jahrestagung des Deutschen Landkreistags 
im brandenburgischen Neuhardenberg (Landkreis Mär-
kisch-Oderland) einstimmig zu einem der Verbands-Vize-
präsidenten bestimmt. Neu in diesem Amt sind auch die 
Landräte Sven Ambrosy (Landkreis Friesland) und Wolfgang 
Schuster (Lahn-Dill-Kreis). Wiedergewählt wurden Vizeprä-
sident Landrat Joachim Walter (Landkreis Tübingen) sowie 
DLT-Präsident Landrat Reinhard Sager (Kreis Ostholstein).

Der 1996 in Fürstenfeldbruck 
erstmals zum Landrat gewählte 
Karmasin war seit 2011 bereits 
Vorsitzender im Verfassungs- 
und Europaausschuss des Deut-
schen Landkreistags, dem er 
insgesamt seit 25 Jahren ange-
hört. Seine Wahl kommentierte 
er wie folgt: „Als Vizepräsident 
im Präsidium des Deutschen 
Landkreistags ist es mir beson-
ders wichtig, unsere bayeri-
schen Anliegen über dieses Gre-
mium auch unmittelbar an den 
Bund adressieren zu können  
Denn der Bund beschließt fort-
laufend Regelungen, die uns als 
Kommunen unmittelbar betref-
fen und auch finanziell belasten, 
ohne dass wir vorab eingebun-
den wären. Umso wichtiger ist 
es, über das DLT-Präsidium beim 
Bund Einfluss zu nehmen.“

Menschen im Blick behalten

Wie Präsident Sager darlegte, 
„ist der Deutsche Landkreistag 
über die Jahre nicht müde ge-
worden dafür einzutreten, dass 
die Politik die Menschen in den 
Landkreisen im Blick behält und 
weiter am Thema gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse arbeitet. 
Eine verantwortungsbewuss-
te und gestaltungswillige kom-
munale Selbstverwaltung muss 
auch von Berlin aus unterstützt 
werden  Das beginnt bei einer 
aufgabenangemessenen Steuer-
ausstattung und geht bis hin zu 
Klimaschutz, Krisenfestigkeit und 
Digitalisierung.“ Brandenburgs 
Ministerpräsident Dr  Dietmar 
Woidke versicherte: „Wir lassen 
die Kreise mit der Energiekrise 
und den Inflationsfolgen nicht al-
lein  Uns ist bewusst, dass sie zu-

nehmend finanziell belastet wer-
den  Hier ist die Unterstützung 
von Bund und Ländern gefragt. 
Und dieser Verantwortung wer-
den wir uns auch stellen.“

Hohes Maß  
an Entscheidungsfreiheit

Laut Cem Özdemir, Bundes-
minister für Ernährung und 
Landwirtschaft, setzt sich die 
Bundesregierung ein für leis-
tungsfähige Kommunen mit ei-
nem hohen Maß an Entschei-
dungsfreiheit vor Ort: „Die-
se Regierung vertraut Ihnen. 
Ich bin zutiefst überzeugt: Nur 
mit starken, handlungsfähigen 
Landkreisen werden wir die Her- 
ausforderungen der Zukunft 
meistern.“

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Von links: Dr  Axel Fischer, Heike Gülker, Roland Engehausen und 
Christina Leinhos.  r

Pressekonferenz im Münchner Presseclub:

Alarmstufe Rot – 
Krankenhäuser  

in Gefahr
Volle Notaufnahmen, Corona-Pandemie, Fachkräfteman-
gel, Personalausfälle, explodierende Energiekosten und 
drohende Engpässe, Inflation und Sorgen um Liquidität 
und wirtschaftliche Defizite: Spätestens mit der Veröf-
fentlichung des Kabinettsentwurfs des sogenannten GKV- 
Finanzierungsstabilitätsgesetzes steht die krankenhauspo-
litische Welt auf dem Kopf. 

Anfang September startete 
eine bundesweite Protestakti-
on der Krankenhausverbände, 
um auf die massiven finanziel-
len Schwierigkeiten der Kran-
kenhäuser in Deutschland hin-
zuweisen (siehe dazu auch ht-
tp://openpetition.de/!Alarmstu-
feRot)  Daran beteiligt ist auch 
die Bayerische Krankenhausge-
sellschaft (BKG).

Die sich zuspitzende Situati-
on in Bayerns Kliniken war auch 
Gegenstand einer Pressekonfe-
renz im Münchner Presseclub 
mit dem Geschäftsführer der 
Bayerischen Krankenhausge-
sellschaft Roland Engehausen, 
der Geschäftsführerin des Ka-
tholischen Krankenhausverban-
des in Bayern, Heike Gülker, und 
dem Geschäftsführer der Mün-
chen Klinik, Dr  Axel Fischer  Mo-
deriert wurde der Meinungs-
austausch von der stellvertre-
tenden BKG-Geschäftsführerin 
Christina Leinhos.

Drohendes  
Krankenhaussterben

Angesichts gestiegener Kos-
ten warnen Bayerns Kliniken vor 
einem „unkontrollierten Kran-
kenhaussterben“. Laut BKG-Ge-
schäftsführer Engehausen tref-
fen die Krankenhäuser und ihre 
Beschäftigten nach den Belas-
tungen der Corona-Pandemie 
nun die Inflation, extrem gestie-

gene Energiekosten sowie ein 
katastrophaler Mangel an Pfle-
gepersonal mit voller Wucht. 
Während Unternehmen in der 
freien Wirtschaft ihre Kosten 
weitergeben können, blieben  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Fachkräftegipfel der Bundesregierung:

Strategien gegen den Mangel
Immer mehr Unternehmen haben Probleme, freie Stellen zu beset-
zen. Grund ist der Fachkräftemangel in vielen Branchen, etwa im 
Handwerk, in der Pflege, in der Gastronomie. Vor diesem Hinter-
grund berieten Vertreter von Politik, Wirtschaft und Verbänden bei 
einem Fachkräftegipfel in Berlin den Entwurf einer neuen Fachkräfte-
strategie, die dem Kabinett zur Entscheidung vorgelegt werden soll.

Mit ihrer neuen Fachkräfte-
strategie will die Bundesregie-
rung die Anstrengungen der Un-
ternehmen und Betriebe unter-
stützen, Fachkräfte zu gewinnen 
und zu halten  Für die Bundes-
regierung sind folgende Hand-
lungsfelder zentral:
1. Zeitgemäße Ausbildung
2. Gezielte Weiterbildung
3. Arbeitspotenziale wirksamer 
heben und Erwerbsbeteiligung 
erhöhen
4. Verbesserung der Arbeits-
qualität und Wandel der Ar-
beitskultur
5. Einwanderung modernisieren 
und Abwanderung reduzieren 

Die neue Fachkräftestrate-
gie solle dazu beitragen, dass 
der Fachkräftemangel die Wirt-
schaft nicht ausbremst, erklär-
te Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil, der zum Fachkräfte-
gipfel eingeladen hatte. Geplant 
seien daher unter anderem ei-
ne Ausbildungsgarantie und die 
Stärkung der Weiterbildung  
Mit einem modernen Einwan-
derungsrecht ziele die Bundes-
regierung darauf, dass mehr 
ausländische Fachkräfte nach 
Deutschland kämen  

Bundesbildungsministerin 
Bettina Stark-Watzinger ergänz-
te dazu, die Bundesregierung 

wolle die Verfahren zur Aner-
kennung ausländischer Berufs-
abschlüsse weiter verbessern.

Außerdem verwies die Minis-
terin auf die geplante Exzellenz- 
initiative Berufliche Bildung. 
„Wir wollen damit die berufliche 
Orientierung ausbauen und ins-
besondere die Gymnasien stär-
ker einbeziehen“, so Stark-Wat-
zinger. Wichtig sei es zudem, die 
akademische und die berufliche 
Bildung nicht gegeneinander 
auszuspielen  „Wir brauchen 
beides in unserem Land und bei-
des hat den gleichen Rang.“ 

Alle Potenziale nutzen

Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck betonte, der Hand-
lungsdruck sei hoch  „Wir müs-
sen gemeinsam mit der Wirt-
schaft, den Gewerkschaften und 
der Politik daran arbeiten, dass 
wir alle Fachkräftepotenziale 
nutzen und fördern – die inlän-
dischen wie die ausländischen.“

Die aktuelle Prognose des 
Fachkräftemonitorings bis zum 
Jahr 2026 im Auftrag des Bun-
desarbeitsministeriums zeigt, 
dass die Rekrutierung von Fach-
kräften für die Wirtschaft vor al-
lem deshalb immer schwerer 
wird, weil die geburtenstarken 

Jahrgänge zunehmend in den 
Ruhestand eintreten. Im Jahr 
2026 wird die Suche der Arbeit-
geber in einem knappen Viertel 
der betrachteten Berufsgruppen 
länger als 90 Tage dauern. Zu 
den Berufsgruppen mit erwarte-
ten Engpässen gehören 2026 Be-
rufe, die einen starken Arbeits-
platzaufbau verzeichnen, wie et-
wa Berufe in Informationstech-
nologie, Erziehung, Gesundheit 
und Hotellerie oder einen ho-
hen, demografisch bedingten 
Ersatzbedarf haben (z B  Metall-
bau und Elektrotechnik) 

In den Kommunen fehlen 
300.000 Fachkräfte

Fachkräfteengpässe drohen 
vor allem in Berufen mit hohem 
Männeranteil, neben der Infor-
mationstechnologie auch im 
Hochbau und in Handwerksbe-
rufen wie Klempnerei, Sanitär, 
Heizung und Klimatechnik sowie 
Aus- und Trockenbau und Ener-
gietechnik. In den 25 Berufs-
gruppen mit Fachkräfteengpäs-
sen und über 150 000 Erwerbs-
tätigen sind dies 16 Berufe mit 
hohem Männeranteil, sechs Be-
rufe mit hohem Frauenanteil 
und drei mit eher ausgewoge-
ner Geschlechterverteilung. 

Andauern werden die Engpäs-
se in den Bauberufen  Ein ho-
her Ersatzbedarf geht einher 
mit steigendem Neubedarf auf-
grund der anstehenden Bauvor-
haben. Engpässe sind vor allem  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Unmittelbar im Anschluss an das 9. Bayerische BreitbandForum 
am 13.10.2022 im ACC Amberger Congress Center lädt die Baye-
rische GemeindeZeitung kommunale bayerische Mandatsträge-
rinnen und -träger sowie die Breitbandverantwortlichen in den 
Kommunen zum Schafkopfturnier ein. Auf die drei Erstplatzier-
ten warten Sachpreise. Egal ob Profispielerin oder interessierter 
Anfänger, Sie sind uns alle herzlich willkommen! https://www.
bayerisches-breitbandforum.de/schafkopfturnier r

Schafkopfturnier nach dem BBF in Amberg: 

A Herz hat a jeder!
Profispielerinnen und Anfänger sind willkommen

Wichtiger Terminhinweis:
Bayerisches FachkräfteForum in Neu-Ulm
Zum Thema „Strategien zur Gewinnung von Fachkräften mit 
Migrationshintergrund in der Region Neu-Ulm“ findet die nächs-
te Präsenz-Veranstaltung am 24. Oktober 2022, von 1645 Uhr bis 
2000 Uhr im Edwin Scharff-Haus in Neu-Ulm statt.
Gemeinsam mit dem Städtischen Netzwerk Integration veran-
staltet MigraNet mit freundlicher Unterstützung des Bayeri-
schen Integrationsministeriums und in Partnerschaft mit dem 
Bayerischen Landkreistag diese Tagung.  r

Abonnieren Sie den Abonnieren Sie den 
GZ-Newsletter unter GZ-Newsletter unter 

www gemeindezeitung de/www gemeindezeitung de/
newsletter newsletter 

oder scannen Sie diesen oder scannen Sie diesen 
QR-Code QR-Code 
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Fritz Obermaier 
87679 Westendorf 

am 2 10 

Bürgermeister Johann Hiebl 
84576 Teising 

am 3 10 

Bürgermeister Günther Babel 
91717 Wassertrüdingen  

am 26 9 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Elisabeth Steger 

97904 Dorfprozelten 
am 22 9 

Bürgermeister Stefan Schneider 
83346 Bergen 

am 25 9 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Scheitz 

82346 Andechs 
am 27.9. 

  
ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Bauer 

91352 Hallerndorf 
24 9 

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage 

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ22  September 2022

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Schwierigkeiten mit Personal meistern
11. Oktober 2022, 9:30 - 12:00 Uhr

Überall, wo Menschen aufeinandertreffen, kann es knirschen. 
Kaum eine Bürgermeisterin, kaum ein Bürgermeister hat Erfah-
rungen in der Personalführung in einer Verwaltung  Viele Anrei-
ze, die man aus der freien Wirtschaft einsetzen kann, fehlen im öf-
fentlichen Dienst  Umso mehr kommt es darauf an, die Mitarbei-
ter*innen bei Laune zu halten  Wie geht das und was kann man 
tun, wenn Dinge aus dem Ruder laufen?
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt  r
Rechtssicheres Gemeinde- oder Stadtblatt 
19. Oktober 2022, 14:00 - 15:30 Uhr

Gemeindeblätter sind nach dem Urteil zum Stadtblatt in Crails-
heim inhaltlich und im Layout eingeschränkt  Vieles darf nicht 
mehr mitgeteilt werden – vieles, was gerade das Zwischenmensch-
liche in einer Kommune ausmacht. Das hat seine Berechtigung. 
Aber was bleibt dann noch für die Gemeindeblätter übrig? Wie rea- 
lisiert man ein attraktives Blatt mit eingeschränkten Inhalten? Der 
Vortrag zeigt Wege für ein qualitätvolles Blatt, das nicht in Konkur-
renz zur freien Presse tritt.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 95,- € zzgl  MwSt  r
Bildrechte und die DSGVO
Teil 1: 18. November 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 9. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet  Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen 
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl  MwSt  r

GZ Akademie GZPressekonferenz zum Schuljahresbeginn:

Licht und Schatten
Eine insgesamt solide Lehrer- und Unterrichtsversorgung hat Kul-
tusminister Michael Piazolo für das neue Schuljahr 2022/23 at-
testiert. Und dies, obwohl vor allem in Grund-, Mittel- und 
Förderschulen noch mehrere hundert Lehrer fehlen, wie das Mi-
nisterium auf einer Pressekonferenz in München bekanntgab. 

Knapp 1,7 Millionen Schüle-
rinnen und Schüler starteten 
in das neue Schuljahr – 45 000 
mehr als noch im vergangenen 
Schuljahr, darunter rund 30 000 
aus der Ukraine  130 000 Erst-
klässler begannen ihr Schulle-
ben, ein Plus von 8 Prozent ge-
genüber 2021/22  

„Höhere Schülerzahlen füh-
ren zwangsläufig zu höheren 
Bedarfen an Lehrpersonal, zu-
sätzlich fällt durch Corona wei-
terhin auch im neuen Schuljahr 
Personal aus  Dennoch ist es ge-
lungen, diese beiden besonde-
ren Herausforderungen für den 
Schulstart in das kommende 
Schuljahr unter anderem durch 
die Akquise von zusätzlichem 
Personal zu kompensieren“, be-
tonte Piazolo  Auch in Bayern 
stehe man vor einer zunehmend 
größer werdenden Herausfor-
derung, die Bedarfe zu decken, 
aktuell vor allem in den Grund-, 
Mittel- und Förderschulen. In al-
len anderen Schularten stehe 
der Freistaat – auch im bundes-
weiten Vergleich – gut da“, un-
terstrich der Minister 

Lehrkräftebedarf gestiegen

Dass der Bedarf an Lehrkräf-
ten in den vergangenen Jah-
ren deutlich gestiegen sei, hän-
ge vor allem auch mit den Auf-
gaben jenseits des normalen 
Unterrichts wie zum Beispiel 
Ganztag, Inklusion oder Unter-
stützungsstrukturen im Bereich 
digitale Bildung zusammen  Hin-
zu kämen die durch den Ukrai-
ne-Krieg ausgelösten Flucht-
bewegungen, auf die man per-
sonell reagieren müsse. Trotz 
eines angespannten Bewerber-
markts nicht nur in Bayern, son-
dern in ganz Deutschland wird 
der Freistaat laut Piazolo zum 
neuen Schuljahr mehr als 4 000 
Lehrkräfte neu in den Schul-
dienst – in aller Regel verbeam-
tet auf Planstelle – einstellen 

Als positiv bewertete es der 
Minister zudem, dass zum neu-
en Schuljahr die Angebote im 
schulischen Ganztag und in der 

Mittagsbetreuung ausgebaut 
werden konnten  Zudem wür-
den die Programme zur Bewäl-
tigung der Folgen der Coro-
na-Pandemie wie etwa das Pro-
gramm „gemeinsam Brücken 
bauen“ (gBb) fortgesetzt. Damit 
könnten besonders die durch 
die Pandemie benachteiligten 
Schüler beim Lernen und in den 
Sozialkompetenzen intensiv ge-
fördert werden  Hier unter-
stützten auch die Schulpsycho-
logen und Beratungslehrer 

Auf dem Spiel stehen 
pädagogische  
Errungenschaften

Alarm schlug dagegen der 
BLLV: Nach Verbandsangaben 
fehlen an den Grund-, Mittel- 
und Förderschulen im Freistaat 
4.000 Lehrkräfte. Damit stün-
den nicht nur wichtige pädago-
gische Errungenschaften wie die 
Inklusion, der Ganztag, die Inte-
gration, die individuelle Förde-
rung und die ganzheitliche Bil-
dung auf dem Spiel  Vielmehr 
würden sogar die Kernbereiche 
des Unterrichts und die grund-
legenden Strukturen der schuli-
schen Bildung angegriffen.

Laut BLLV wird es vielerorts 
größere Klassen geben sowie 
Kürzungen bei unterschiedli-
chen Fächern wie Kunst, Musik 
oder Sport, bei Förder- und Dif-
ferenzierungsangeboten, bei Ar-
beitsgemeinschaften und vie-
lem mehr  Ein fataler Nebenef-
fekt dieser Entwicklungen sei-
en die großen Unterschiede im 
Angebot der einzelnen Schu-
len in ganz Bayern  Das führe 
nochmals zu einer größeren Bil-
dungsungerechtigkeit.

Echte Profis gesucht

Verbandspräsidentin Simone 
Fleischmann zufolge „sah das 
bildungspolitische Streichkon-
zert auch vor, dass neben pro-
fessionell ausgebildeten Lehre-
rinnen und Lehrern auch andere 
Berufsgruppen an unseren Schu-
len arbeiten  Aktuell sind das  
29 verschiedene Berufsgruppen. 
Wir gehen in unseren Berech-
nungen davon aus, dass das Ziel 
guter Bildung sein muss, dass al-
le Angebote wieder von ‚echten‘ 
Profis aufgefangen beziehungs-
weise vorgehalten werden.“

Attraktive  
Arbeitsbedingungen gefordert

Damit sich der Lehrermangel 
langfristig beheben lässt, brau-
che es attraktive Arbeitsbedin-
gungen, die gleiche Eingangsbe-
soldung in allen Schularten und 
eine flexible Lehrerbildung, er-
klärte Fleischmann  „Wir müs-
sen jetzt beginnen, diese Auf-
gaben anzupacken  Das ist ein 

klarer Appell an die Staatsregie-
rung. Wir verspielen sonst im 
bildungspolitischen Streichkon-
zert die pädagogischen Errun-
genschaften vieler Jahre – auf 
Kosten unserer Zukunft.“

In dasselbe Horn stieß die 
die bildungspolitische Spreche-
rin und parlamentarische Ge-
schäftsführerin der SPD-Frakti-
on, Dr  Simone Strohmayr: „Bay-
ern braucht mehr Lehrkräfte 
- dafür muss der Beruf attrakti-
ver werden. Die Klassen sind zu 
groß, es gibt Unterrichtsausfäl-
le, die nicht aufgefangen wer-
den können.“

Die SPD-Fraktion fordert, ins-
besondere Grundschullehrkräf-
te besser zu bezahlen, um den 
Beruf attraktiver zu machen. 
„Wir wollen A13 für alle, nicht 
nur für Real- und Gymnasialleh-
rerinnen und -lehrer  Das würde 
ein Plus von 700 Euro für Grund-
schullehrkräfte bedeuten. Der-
zeit arbeiten die Lehrkräfte oft 
am Limit  Es müssen alle Regis-
ter gezogen werden, um mehr 
Abiturientinnen und Abiturien-
ten für den Beruf zu begeistern.“

Eine Umstrukturierung der 
Organisation würde ebenfalls 
zur Attraktivität des Berufs bei-
tragen, hob Strohmayr hervor: 
„Wir wollen nicht, dass Lehr-
kräfte nebenbei als Administra-
toren für die IT der Schulen ar-
beiten müssen - sie sollen sich 
auf ihren eigenen Beruf konzen-
trieren  Deswegen brauchen wir 
mehr IT-Fachkräfte an Schulen, 
damit die Digitalisierung nicht 
an den Lehrern hängen bleibt  
Auch mehr Verwaltungskräfte 
können helfen.“  DK

FW-Herbstklausur in Nördlingen:

Vernunft vor Ideologie 
Kampf gegen Inflation und Fachkräftemangel, Hochschulen als 
Impulsgeber der regionalen Wirtschaft und Wege aus der Baus-
toffkrise: Bei der Herbstklausur der Freien Wähler-Landtagsfrak-
tion in Nördlingen stand eine Reihe aktueller Wirtschaftsthemen 
auf der Agenda, zu denen entsprechende Resolutionen verab-
schiedet wurden. Massive Kritik äußerten die Freien Wähler an 
der Regierungspolitik der Ampelkoalition in Berlin.

„Wir setzen uns als Kraft der 
bürgerlichen Mitte seit Jahren für 
gleichwertige Lebensverhältnisse 
in allen Teilen Bayerns ein – vor 
allem der ländliche Raum muss 
wieder eine bessere Perspektive 
bekommen“, erklärte FW-Frakti-
onsvorsitzender Florian Streibl. 
Dazu brauche es eine gezielte 
Strukturpolitik, die auf attraktive 
Standortfaktoren auch für klei-
ne und mittelständische Unter-
nehmen, eine leistungsfähige In-
frastruktur und flächendecken-
de Mobilität setze  Zudem sprach 
sich die Fraktion angesichts der 
verheerenden Preissteigerungen 
infolge des Ukraine-Kriegs für ei-
ne Entlastung der Bürgerinnen 
und Bürger aus 

ÖPNV muss attraktiv sein

„Investitionen in den öffent-
lichen Verkehr sind in struktur-
schwachen Regionen in den ver-
gangenen Jahren erheblich zu-
rückgefahren worden  Viele 
Bus- und Bahnhaltepunkte wur-
den aufgegeben und ganze 
Schienenabschnitte stillgelegt 
– ein schwerer Fehler“, beton-
te der verkehrspolitische Spre-
cher Manfred Eibl, „denn ge-
rade auf dem Land braucht es  
ein flächendeckend attraktives 
ÖPNV-Angebot, um die Men-
schen vor Ort zu halten.“ 

Diese fatale Entwicklung habe 
auch vor Schwaben nicht Halt 
gemacht  „Weil die Wiederin-
betriebnahme von Bahnstre-
cken einen wichtigen Beitrag 
zur ländlichen Mobilität und zur 
Verkehrswende insgesamt leis-
ten kann, setzen wir uns für die 
rasche und vor allem vollständi-
ge Reaktivierung der Romanti-
schen Schiene sowie der Hessel-
bergbahn ein“, unterstrich Eibl. 
Auch habe die Fraktion die Re-
aktivierung der Staudenbahn 
von Bad Wörishofen bis Augs-
burg im Blick  

Weiteres Kernanliegen der 
Fraktion ist, bayerische Unter-
nehmen nachhaltig zu stärken, 
damit diese im nationalen und 
internationalen Wettbewerb be-
stehen können  Die Freien Wäh-
ler bekräftigten ihr Ziel, den star-
ken bayerischen Standort für die 
Luft-, Raumfahrt- und Verteidi-
gungsbranche zu erhalten und 
seine internationale Spitzenposi-
tion durch konsequente Nutzung 
des vorhandenen Innovations-
potentials auch für die Zukunft 
sicherzustellen“, erläuterte der 
verteidigungspolitische Sprecher 
Bernhard Pohl  „Wir unterstüt-
zen die bayerische Technologie-
förderung für die Luftfahrtbran-
che ausdrücklich und werden 
uns im Bundesrat weiter für eine 
kontinuierliche Verteidigungspo-
litik stark machen, um der bay-
erischen Verteidigungsindustrie 
die notwendige Planbarkeit zu 
ermöglichen.“

Stärkung des Handwerks

Auch für eine Stärkung des 
Handwerks als wichtiger Säu-
le der bayerischen Wirtschaft 
setzt sich die Fraktion ein. „Das 
Handwerk steht derzeit vor zwei 
großen Herausforderungen: die 
digitale Transformation und der 
Fachkräftemangel. Laut Tobias 
Gotthardt, bildungspolitischer 
Sprecher der Fraktion und Vor-
sitzender des Landtagsbildungs-
ausschusses, haben sich die Ab-
geordneten darauf verständigt, 
das bayerische Handwerk mit 
einem breiten Maßnahmenpa-
ket unterstützen zu wollen  Da-
rin bekräftigen sie ihre Unter-
stützung für die Errichtung neu-
er beruflicher Bildungszentren, 
machen sich für eine Stärkung 
der überbetrieblichen Lehrlings-
unterweisung stark und befür-
worten eine Verstetigung des 
erfolgreich gestarteten Förder-
programms „Handwerk Innova-

tiv“. „Wir stärken die Berufso-
rientierung an allen Schularten 
nachhaltig – als Markenzeichen 
für Bayerns beste Bildung  Ge-
rade in diesen nicht einfachen 
Zeiten bringen wir neuen Grün-
dergeist an Bayerns Schulen“, so 
Gotthardt.

Ebenfalls im Blick haben die 
Freien Wähler die sich zuspit-
zende Baustoffkrise: Sie wol-
len Bauherren spürbar entlas-
ten und plädieren deshalb für 
eine angemessene und ausge-
wogene Förderkulisse  Nach 
den Worten des wohnungspo-
litischen Sprechers Hans Friedl 
„setzen wir uns dafür ein, dass 
keine Bauweise gegenüber einer 
anderen bevorzugt wird – we-
der die Massiv- noch die Leicht-
bauweise  Vielmehr muss die ef-
fizienteste, ökologischste und 
langlebigste Materialauswahl 
auf Basis von Standort, Nut-
zung, regionaler Baustoffverfüg-
barkeit und sonstigen Zielen ge-
troffen werden.“ 

Dramatische Inflation

Angesichts der dramatischen 
Inflation müssen laut FW-Frakti-
on Menschen und Unternehmen 
zudem wirksam entlastet wer-
den  Hierzu wurde ein 20-Punk-
te-Maßnahmenplan zur Be-
kämpfung der Verteuerung ver-
abschiedet  Darin werden nach 
Angaben von Gerald Pittner, fi-
nanzpolitischer Sprecher, unter 
anderem ein konsequenter Ab-
bau der kalten Progression, ei-
ne dauerhafte sowie weitere 
Erhöhung des geltenden Steu-
erfreibetrags, krisenbedingte 
regelmäßige Unterstützungs-
leistungen für private Haushal-
te in Abhängigkeit vom Energie-
preisniveau sowie die Einfüh-
rung eines europäischen Indus-
triestrompreises zur Entlastung 
insbesondere von energieinten-
siven Unternehmen gefordert. 
Darüber hinaus sollen Rentner, 
Versorgungsempfänger, Studen-
ten sowie Empfänger von Loh-
nersatz- bzw  BAföG-Leistungen 
bei künftigen Energiepreispau-
schalen bedarfsgerecht berück-
sichtigt werden.

Laut Fraktionsvorsitzendem 
Streibl lassen die bisherigen Be-
schlüsse der Bundesregierung 
nicht erkennen, dass Bundes-

kanzler Scholz es mit seiner An-
kündigung, niemand werde al-
lein gelassen, auch tatsächlich 
ernst meint  Gerade deshalb sei 
die bayerische Stimme im Bun-
desrat als Korrektiv der Berliner 
Beschlüsse so wichtig. Eine Plei-
tewelle müsse ebenso verhin-
dert werden wie ein Zerbröseln 
der Mittelschicht.

Wie Parteichef Hubert Ai-
wanger hinzufügte, habe sich 
die Bundesregierung zum Kom-
plizen der aktuellen Krise ge-

macht. Im Industriebereich sei 
bereits ein Produktionseinbruch 
von 15 bis 20 Prozent festzustel-
len  Es könne nicht sein, dass der 
Bund die Wirtschaft zum Aufge-
ben treibe, um Energie zu spa-
ren  „Unser Appell lautet: Ver-
nunft vor Ideologie.“ Die Bürger 
müssten auf breiter Front von 
den hohen Energiekosten ent-
lastet werden  Allerdings lasse 
der Bund jede Einsicht und je-
des zielgerichtete Handeln ver-
missen   DK

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Holetschek:

3. Bayerische Demenzwoche 
Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek hat 
anlässlich der 3. Bayerischen Demenzwoche für einen offenen 
Umgang mit dieser Erkrankung geworben. Holetschek beton-
te: „Mit der Demenzwoche werfen wir ein Schlaglicht auf die-
ses wichtige Thema, das sehr viele Menschen direkt betrifft. 
Obwohl wir bei der Sensibilisierung für das Thema Demenz 
schon viel erreicht haben, dürfen wir nicht stehen bleiben.“  

Der Minister fügte hinzu: „Ich freue mich, dass die diesjähri-
ge Bayerische Demenzwoche mit bayernweit über 600 Veran-
staltungen und Aktionen an die beiden erfolgreichen Bayeri-
schen Demenzwochen der vergangenen Jahre anknüpfen kann. 
Ich danke den vielen Akteurinnen und Akteuren für die tatkräf-
tige Mitwirkung.“

Holetschek sagt weiter: „Ich wünsche mir, dass viele Bürgerin-
nen und Bürger diese Angebote im Rahmen der Bayerischen De-
menzwoche wahrnehmen  Besonders liegt mir am Herzen, dass 
sich Betroffene sowie An- und Zugehörige über die vor Ort zur 
Verfügung stehenden Beratungs- und Unterstützungsangebote 
informieren. Denn nur, wenn man von ihnen weiß, kann man 
diese Hilfen auch annehmen  Und das sollte so früh wie mög-
lich geschehen.“

Allen Bürgerinnen und Bürgern des Freistaates wird ein viel-
fältiges Programm geboten. Neben Informationsveranstaltun-
gen zu unterschiedlichen Themenschwerpunkten rund um das 
Thema Demenz gibt es beispielsweise demenzsensibel gestal-
tete kulturelle Events, Bewegungsangebote und Gottesdienste.

Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 
(StMGP) begann den Aktionszeitraum mit einer eigenen virtuel-
len Auftaktveranstaltung. Es hat die rund 50 Partnerinnen und 
Partner des Bayerischen Demenzpaktes zu einer Arbeitssitzung 
eingeladen, um die seit 2013 in Umsetzung befindliche Bayeri-
sche Demenzstrategie gemeinsam weiterzuentwickeln und gute 
Praxisbeispiele aufzuzeigen 

Im Rahmen des Bayerischen Demenzpakts arbeiten Staatsmi-
nisterien, Kommunen, Kirchen, Zivilgesellschaft, Kassen, Kam-
mern, private Träger sowie Wohlfahrts- und Betroffenenverbän-
de gemeinsam an zukunftsfähigen Strukturen, mit denen Men-
schen mit Demenz sowie ihren An- und Zugehörigen ein Leben 
in der Mitte der Gesellschaft ermöglicht werden soll. Gemein-
sam verfolge man das Ziel, die Lebensqualität der Betroffenen 
und ihrer Familien in einer demenzsensiblen Gesellschaft zu ver-
bessern, so der Minister 

Informationen zu Veranstaltungen und Aktionen der 3. Bay-
erischen Demenzwoche im eigens dafür eingerichteten Veran-
staltungskalender: www demenzwoche bayern de   r

mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Schwierigkeiten%20mit%20dem%20Personal%20meistern
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Rechtssicheres%20Gemeinde-%20oder%20Stadtblatt
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Bildrechte%20und%20die%20DSGVO
http://www.demenzwoche.bayern.de
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der Krieg in der Ukraine, 
Energiekrise, Klimawandel und 
immer wieder Corona – es sind 
die stets gleichen und unbe-
stritten auch schwerwiegen-
den und existenziellen Themen, 
die unseren Lebens- und Ar-
beitsalltag maßgeblich bestim-
men. Dabei geht oft der Blick 
für die kleineren, für den Einzel-
nen aber mindestens genauso 
wichtigen Themen verloren. Im 
Landkreis München ist vor kur-
zem ein Projekt gestartet, wel-
ches die Sorgen und Nöte älterer Menschen, die 
möglichst lange selbstständig bleiben wollen, in 
den Blick nimmt: das Postpatenprojekt.

Mit zunehmendem Alter und den damit ein-
hergehenden körperlichen Einschränkungen 
fällt es vielen Menschen schwer, eingehende 
Briefe zu lesen, zu ordnen und nach ihrer Dring-

lichkeiten zu beurteilen. Im Landkreis München 
haben Seniorinnen und Senioren ab 60 Jahren 
jetzt die Möglichkeit, einen ehrenamtlichen Hel-
fer an die Seite gestellt zu bekommen. Die so-
genannten Postpatinnen und Postpaten unter-
stützen ältere Menschen beim Erledigen ihrer 
Post, beim Schriftverkehr und bei Behördenan-
gelegenheiten.

Die Postpaten kommen zu 
den Seniorinnen und Senioren 
nach Hause und helfen beim 
Öffnen, Sortieren, Ablegen und 
Beantworten der Post. Offiziel-
le Schreiben werden gemein-
sam bearbeitet. Auch beim 
Ausfüllen von Formularen as-
sistieren die ehrenamtlichen 
Helfer. Die Postpatinnen und 
Postpaten nehmen sich nicht 
nur ausreichend Zeit, sie stehen 
auch in regelmäßigem Kontakt 
mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Aufsuchenden 
Seniorenberatung im Landrat-
samt sowie mit anderen Post-

patinnen und Postpaten.
Die Ehrenamtlichen werden für diesen Einsatz 

vom Münchner Bildungswerk geschult und von 
den Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
der Aufsuchenden Seniorenberatung fachlich 
begleitet. Selbstverständlich sind sie zum Daten-
schutz und zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie 
beachten die Privatsphäre der Betroffenen und 
handeln nur mit deren Einverständnis. Für die 
Seniorinnen und Senioren ist die Unterstützung 
zudem völlig kostenlos.

Ich freue mich sehr über dieses neue Angebot 
für unsere älteren Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger. Neben der konkreten Hilfe können hieraus 
auch wertvolle menschliche Kontakte entstehen 
und einer drohenden Vereinsamung entgegen-
wirken.

In der Hoffnung, dass das Angebot bei uns im 
Landkreis gut angenommen wird und vielleicht 
sogar (Post)Pate für Initiativen andernorts wer-
den kann verbleibe ich
mit herzlichen Grüßen

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel 

Hilfe, die ankommt: 
Das Postpatenprojekt

Liebe Leserinnen
und Leser,

22  September 2022

Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

» … weil ich damit als leiden-
schaft licher Kommunalpoliti ker 
immer bestens informiert bin. «
Josef Mederer
Bezirkstagspräsident Bezirk Oberbayern

Ich lese die GZ
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Bayerns Innenminister Joachim Herrmann: 

Krisen idealer Nährboden für  
extremistische Szenen

Vorstellung der Verfassungsschutzinformationen für das erste Halbjahr 2022 vor 
AfD als Beobachtungsobjekt aufgenommen

„Extremisten lieben Krisen!“ Auf diese Formel brachte Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann die aktuellen Entwicklungen bei 
der Vorstellung der Verfassungsschutzinformationen für das ers-
te Halbjahr 2022. Nach dem Abflauen der Coronaproteste bestim-
me nunmehr der russische Angriffskrieg und seine Folgen auch in 
den extremistischen Szenen die Dynamik. 

Die steigende Inflation, Sor-
gen vor Einschränkungen bei der 
Energieversorgung und einem 
möglichen wirtschaftlichen Ab-
schwung verunsicherten die Be-
völkerung. „Umso wichtiger ist, 

suchen bewusst ‚unverdächtig‘ 
auftreten, um so möglichst un-
bemerkt ihren Einfluss in brei-
tere Gesellschaftsschichten aus-
zubauen  „Die Menschen dürfen 
sich nicht täuschen lassen und 
den Extremisten auf den Leim 
gehen“, rät Herrmann. „Unsere 
Verfassungsschützer sind jeden-
falls höchst wachsam.“

AfD im Fokus

Wie Herrmann weiter er-
klärte, ist nunmehr auch die 
AfD noch stärker in den Fokus 
der Verfassungsschützer ge-
rückt  „Aufgrund der Entschei-
dung des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz, die AfD als Ver-
dachtsfall zu führen, hat auch 
das Bayerische Landesamt die 
Beobachtung der Gesamtpartei 
aufgenommen.“ Hierdurch soll 
aufgeklärt werden, inwieweit 
Bestrebungen in der AfD als Ge-
samtpartei vorliegen, die den 
Kernbestand der Verfassung zu 
beeinträchtigen oder zu beseiti-
gen versuchen. Nicht unter Be-
obachtung stünden jedoch die 
Mitglieder AfD-Landtagsfrakti-
on, da hierfür die höchstrichter-

lichen Anforderungen nicht er-
füllt seien 

Konflikt im Cyberraum

Der militärische Konflikt zwi-
schen der Ukraine und Russland 
wird auch im Cyberraum ausge-
tragen  Hier mahnte der Minister 
zur Vorsicht: „Auch wenn derzeit 
keine konkreten Anhaltspunk-
te vorliegen, muss mit erhöh-
ter Wahrscheinlichkeit mit Kolla-
teralschäden sowie gezielten An-
griffen aus dem Cyber-Spektrum 
auch auf bayerische Unterneh-
men oder Stellen gerechnet wer-
den.“ Das Cyber-Allianz-Zentrum 
Bayern habe hierfür sein Präven-
tionsangebot für bayerische Un-
ternehmen – insbesondere im 
Bereich der Kritischen Infrastruk-
tur entsprechend ausgebaut 

Trotz der aktuellen Krisen 
warnte der Innenminister davor, 
die anhaltend hohe Gefährdung 
durch den islamistischen Terro-
rismus zu unterschätzen  „Auch 
hier müssen wir weiter wachsam 
sein. Denn nach wie vor können 
einzeln agierende Täter jederzeit 
zuschlagen, Zudem nehmen Ak-
teure des legalistischen Islamis-
mus weiterhin Einfluss auf unse-
re Gesellschaft. Daher ist die Ab-
sicht der Bundesregierung den 
„Expertenkreis Politischer Isla-
mismus“ nicht fortzusetzen, aus 
Sicht des Ministers ein ganz fal-
sches Signal   r

Franz Meyer bei der Landesversammlung 2022 der Senioren-Union der CSU:

„Mit den Senioren kann man 
Wahlen gewinnen!“

Die Unterstützung der älteren Menschen in den aktuellen Kri-
sen war das Leitmotiv bei der diesjährigen Landesversammlung 
der Senioren Union. „Mit den Senioren kann man Wahlen gewin-
nen!“, war das Resümee von Franz Meyer, seit 2021 Landesvorsit-
zender des Senioren-Union in Bayern. „Während die Ampel-Regie-
rung der Lebensleistung der älteren Menschen ihre Anerkennung 
verweigert, setzt die Politik in Bayern ihre wirkungsvolle Unter-
stützung der älteren Menschen fort, vom Seniorenmitwirkungs-
gesetz bis zur Förderung der Krankenhäuser im ländlichen Raum.“ 

In seiner Rede griff der baye-
rische Finanzminister Albert Für- 
acker, MdL, diese Leitidee auf: 
„Wir brauchen die Senioren und 
ihre Bereitschaft, sich in die Ge-
staltung der Gesellschaft einzu-
bringen  Die CSU reagiert auf die 
Herausforderungen durch den 
demographischen Wandel  “

Die Menschen brauchen  
helle und warme Wohnungen

Im Regensburger Kolping-
haus kamen über 200 Delegier-
te zusammen, um die Lage ih-
rer Generation zu diskutieren 
und mehr Maßnahmen zur Un-
terstützung zu fordern. In sei-
nem Rechenschaftsbericht führ-
te Meyer, Altlandrat und Staats-
sekretär a D , aus, dass die Seni-
oren-Union in den vergangenen 
Monaten sowohl ihre grund-
sätzlichen Positionen als auch 
ihre Position zu aktuellen Ent-
wicklungen deutlich machen 
konnte  „Wir werden den feh-
lenden Respekt der Bundesre-
gierung für die ältere Generati-
on nicht hinnehmen!“, erklärte 
der Vorsitzende unter dem Bei-
fall der Delegierten  Sowohl die 
vorenthaltene Energiepauscha-
le als auch die grundsätzliche 
Ausrichtung der Energiepoli-
tik der Ampel-Regierung in Ber-
lin geben Anlass, mit Sorge auf 
den kommenden Winter zu bli-
cken  „Gerade ältere Menschen 
erwarten, dass sie trotz der ak-
tuellen Schwierigkeiten in den 
kommenden Monaten eine hel-
le und warme Wohnung haben  
Daran kann man angesichts der 

Energiepolitik der Bundesregie-
rung, beispielsweise beim The-
ma Kernenergie, zweifeln  So 
kann man keine Politik für unser 
Land machen!“.

Füracker: „Lassen Sie uns  
zusammen anpacken!“.

In seiner Rede nahm der bay-
erische Finanzminister und Vor-
sitzende der CSU Oberpfalz, Al-
bert Füracker, diese Sorgen auf  
„Wie kann man heute als ver-
antwortlicher Politiker in Erwä-
gung ziehen, etwas abzuschal-
ten, was einen deutlichen Bei-
trag zur Energieerzeugung lie-
fert?“, fragte Füracker mit Bezug 
auf die Haltung von Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck. 
Er versicherte, die CSU werde 
alles tun, um mit einer soliden 
und solidarischen Politik in Bay-
ern, mit stabilen Finanzen und 
Förderung von Investitionen die 
Weichen für eine Zukunft mit 
Zuversicht zu stellen. Füracker 
lobte, dass die Senioren-Union 
die brennenden Themen der äl-
teren Generation aufgreife und 
in deutlicher Sprache in die Po-
litik einbringe. Viel Applaus be-
kam der Minister für seine Auf-
forderung: „Lassen Sie uns zu-
sammen anpacken!“.

Verabschiedet wurde ein Leit-
antrag, in dem Senioren-Union 
von der Politik fordert, neben 
der Unterstützung der älteren 
Menschen mit ihren besonde-
ren Anforderungen von Pflege 
und Betreuung über Wohnen 
bis hin zur Mobilität gerade auf 
die aktuelle Krise zu reagieren  

Die Politik müsse helfen, wenn 
die materielle Grundlage des Le-
bensabends durch explosions-
artig gestiegene Kosten und ho-
he Inflation gefährdet werde.

Auch in den Grußworten wur-
de die immer schwieriger wer-
dende Situation der älteren 
Menschen betont  Die Bürger-
meisterin der Stadt Regensburg, 
Dr. Astrid Freudenstein, verwies 
darauf, dass in der Domstadt seit 
40 Jahren der Seniorenbeirat die 
Möglichkeit verbessere, die The-
men der älteren Menschen an-
zusprechen  Dass mit der stei-
genden Zahl der Senioren die 
Verantwortung der Politik für 
diese Menschenwachse, hob Dr  
Josef Pühringer, Vorsitzender 
des Oberösterreichischen Senio-
renbundes hervor.   r

Joachim Herrmann © stmi bayern

dass die Bundesregierung end-
lich langfristige Lösungen entwi-
ckelt und eine funktionierende 
und bezahlbare Energieversor-
gung sicherstellt“, mahnte Herr-
mann. Problematisch sei insbe-
sondere auch, dass Extremis-
ten bei ihren Mobilisierungsver-

Familienministerin Ulrike Scharf: 

Offensive für Kinderbetreuung
„Bayern.Gemeinsam.Stark.“ – Neue Chancen für Kitas

„Bayerns Familien brauchen eine verlässliche Kinderbetreuung! 
Das ist die sozialpolitische Verantwortung unserer herausfordern-
den Zeit, der wir uns aktiv stellen“, betont Bayerns Familienminis-
terin Ulrike Scharf. Sie stellt klar: „Der Fachkräftemangel in der 
Kinderbetreuung ist eine große Herausforderung, die wir nur ge-
meinsam bewältigen können! Alle Akteure – Kommunen, Träger, 
Tarifparteien, Verbände und der Freistaat müssen beherzt ihre 
Aufgaben angehen.“

Scharf erklärt weiter: „Im Aus-
tausch mit den Kommunalen 
Spitzenverbänden und in unse-
rem Bündnis für frühkindliche 
Bildung haben wir in den letzten 
Jahren bereits einen erfolgrei-
chen Weg beschritten, den wir 
nun im Sinne einer zukunftsstar-
ken Familienpolitik fortführen 
werden  Wir stärken die Qualität 
unserer Kinderbetreuung durch 
gezielte Qualifizierung. Mit dem 
neuen Gesamtkonzept zur be-
ruflichen Weiterbildung und der 
Fortbildungsakademie schaf-
fen wir Möglichkeiten, um mehr 
Menschen für einen Beruf in der 
Kinderbetreuung zu begeistern.“

„Die Zahl der betreuten Kin-
der, der Bildungs- und Betreu-
ungsplätze und des pädagogi-
schen Personals steigt seit Jah-
ren – der Bedarf an Betreuung 
wird auch künftig wachsen. Wir 
geben deshalb ein Ganztagsver-
sprechen für die Betreuung von 
Grundschulkindern ab 2026  Mit 
Hilfe von Unbedenklichkeits-
bescheinigungen können Kom-
munen bereits jetzt Baumaß-
nahmen förderunschädlich be-
ginnen. Träger und Kommunen 
erhalten mit Hilfe der Mini-Ki-
ta, der Großtagespflege und 
den Einstiegsgruppen außer-
dem kurzfristig Werkzeuge, um 

unbürokratisch und unkompli-
ziert neue Plätze zu schaffen“, 
so Scharf 

Die Initiativen im Überblick:

• Ganztagsanspruch für Grund-
schulkinder ab 2026: Kommu- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Ulrike Scharf  Bild: StMAS/Elias Hassos

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
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Dafür müssten im Bund die 

richtigen Weichen gestellt wer-
den, so Özdemir  So sei es bei-
spielsweise für das Gelingen 
der Energiewende entschei-
dend, dass die ländlichen Regi-
onen auch von ihren Anstren-
gungen profitierten. „Beim Os-
terpakt zum Ausbau erneuer-
barer Energien habe ich mich 
dafür stark gemacht, dass mög-
lichst viel Wertschöpfung in den 
ländlichen Regionen gesichert 
wird  Klar ist: Die Stadt braucht 
das Land bei der Energieversor-
gung, aber das Land darf am 
Ende nicht leer ausgehen  Da-
zu gehört, dass die Kommunen 
besser an den Erträgen von be-
stehenden Windkraft- und Frei- 
flächen-Photovoltaikanlagen 
beteiligt werden und selbst ent-
scheiden können, wo neue Anla-
gen ausgewiesen werden.“

Mit Blick auf die Energiewende 
wies Özdemir auch auf die Kon-
kurrenz der Flächennutzung und 
den Flächenverbrauch hin. Die 
für die Energiewende unbestreit-
bar benötigten Flächen lägen 
vorwiegend in ländlichen Räu-
men  Aber gerade diese Flächen 
brauche es ebenfalls zur Ernäh-
rungssicherung, wie der Krieg in 
der Ukraine gezeigt habe  

Was die Unterstützung der 
ländlichen Regionen angeht, 
setze die Bundesregierung wei-
ter auf eine gezielte Förderung 
für das Land, um gleichwerti-

ge Lebensverhältnisse zu schaf-
fen  Dafür stehe mit der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) ein Ins- 
trument zur Verfügung, bei dem 
der Bundesminister noch Opti-
mierungsmöglichkeiten sieht: 
„Ich hoffe, dass sich noch einmal 
ein Fenster für eine Grundgeset-
zänderung öffnet, um die GAK 
zu einer echten Gemeinschafts-
aufgabe Ländliche Entwicklung 
auszubauen  Aber bis dahin ha-
ben wir innerhalb des verfas-
sungsrechtlichen Rahmens vie-
le Hebel, um die eigenen Kräf-
te ländlicher Regionen zu stär-
ken.“ Auch bei der Förderung 
der ländlichen Räume müssten 
künftig Natur-, Umwelt- und Kli-
maschutz noch stärker mitbe-
rücksichtigt werden, forderte 
Özdemir  Daher würden die För-
dermaßnahmen in der GAK jähr-
lich aktualisiert und an Heraus-
forderungen wie Klimakrise und 
Artensterben angepasst 

Unerlässliche Digitalisierung

Als unerlässlich zur Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse bezeichnete der Minister 
die Digitalisierung  Sie sei als Vo-
raussetzung für attraktive Ar-
beitsplätze und konkurrenzfähi-
ge Unternehmen auf dem Land 
absolut unverzichtbar. Zudem 
hänge von einer leistungsfähi-
gen digitalen Anbindung auch 
eine moderne Verwaltung ab  
„Flächendeckend Glasfaser und 
schneller Mobilfunk – das ist die 
entscheidende Zukunftsfrage 
für die ländlichen Regionen  Ho-
meoffice braucht Breitband und 
gerade in Landkreisen mit gro-
ßer Fläche erwarten die Bürge-
rinnen und Bürger zurecht, dass 
Verwaltungsgänge digital erle-
digt werden können.“ Das Bun-
desministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft beteilige 
sich daher aktiv daran, die Giga-
bit-Strategie der Bundesregie-
rung umzusetzen  

Landkreise brauchen einen 
verlässlichen Rahmen

Die laufende Legislaturperio- 
de sei aus kommunaler Sicht kei-
ne einfache, hob DLT-Präsident 
Sager hervor: „Der Koalitions-
vertrag ist kein Füllhorn von Ver-
sprechungen für die ländlichen 
Räume  Umso mehr müssen 
und werden wir dafür eintre-
ten, dass die Stimme der Land-
kreise gehört, ihre Belange von 
der Bundespolitik ernst genom-
men und so die Lebenswirklich-
keit für die in den Landkreisen 
lebenden 56 Mio  Menschen 
weiter verbessert und perspek-
tivisch gesichert wird.“ Die Men-
schen in den Landkreisen, von 
denen die meisten in ländlichen 
Räumen leben, würden zu Recht 
von der Politik eine gesicher-
te Infrastruktur – von der Kita, 
Schule und medizinischen Ver-
sorgung bis hin zu schnellem In-
ternet, öffentlichem Nahverkehr 
und Kultur – erwarten  „Und sie 
wollen einen verlässlichen Rah-
men für ihre wirtschaftliche Be-
tätigung zur Verfügung haben.“

Was nötig sei, sei angesichts 
der massiv gestiegenen Energie-
preise eine finanzielle Absiche-
rung des bestehenden ÖPNV: 
„Ohne eine so schnell wie mög-
lich erfolgende Erhöhung der Re-
gionalisierungsmittel wird es zu 
einem Rückgang des Angebots 
kommen  Das ist die Sorge, die 
uns umtreibt“, betonte Sager.

Berlin müsse auch eine Po-
litik für die Menschen in den 
Landkreisen machen: „Für die 
ländlichen Räume ist es in die-
ser Legislaturperiode schwerer 
geworden, Mittel zu mobilisie-
ren und Verbesserungen zu er-
reichen.“ Gerade in der derzei-
tigen weltpolitischen Situation 
mit vielfachen Auswirkungen 
auf das Leben der Menschen in 

den Landkreisen gehe es aber 
um eine Stärkung der eigenen 
„Krisenfestigkeit von unten“: 
„Das beginnt auf kommunaler 
Ebene, bei den Landkreisen und 
Gemeinden: Ihnen muss das Le-
ben leichter und nicht schwe-
rer gemacht werden  Aus ihnen 
kommt die Kraft zur Bewälti-
gung von Corona, Katastrophen 
und Flüchtlingswellen  Auch das 
Erreichen der Klimaziele wird 
sehr viel besser mit der Gestal-
tungsfreiheit der Länder und 
Kommunen funktionieren. Das 
sorgt für Akzeptanz in der Be-
völkerung und ist ein Schlüssel 
zum Erfolg der Energiewende“, 
so der DLT-Präsident.

Kommunale Strukturen zur 
Selbstgestaltung befähigen

Kommunale Strukturen gel-
te es zuerst mit allem Nötigen 
auszustatten, damit Selbstge-
staltung, Kreativität und En-
gagement zur Entfaltung gelan-
gen können  „Dabei sehen wir 
die gleichwertigen Lebensver-
hältnisse als thematische Klam-
mer, als Richtschnur und Prüf-
marke, um in Generationenthe-
men zu investieren.“ Zentral sei 
hier eine ordentliche, den Auf-
gaben entsprechende kommu-
nale Finanzausstattung: „Unser 
Vorschlag dazu liegt seit Langem 
auf dem Tisch und lautet: Die 
Umsatzsteuer muss zwingend 
nach Einwohnern verteilt wer-
den, damit gerade ländliche Ge-
biete die notwendigen Anpas-
sungen der Infrastruktur bewäl-
tigen können“, stellte Sager fest.

Übergriffigkeiten des Bundes

Das Präsidium des Deutschen 
Landkreistages forderte den 
Bund auch dazu auf, mit Geset-
zesvorhaben, die die kommuna-
le Ebene kostenwirksam umset-
zen muss, zurückhaltender um-
zugehen  Sager zufolge „stehen 
wir vor finanziell schwierigen 
Monaten  Gerade deshalb ist 
es an der Zeit, das ausgreifen-
de Engagement des Bundes in 
Themenfeldern der Länder und 
Kommunen zu reduzieren  Hier-
bei geht es um Bereiche, die die 
Länder verantworten, bei denen 
es aber immer wieder zu Über-
griffigkeiten des Bundes kommt, 
für die die Landkreise und Ge-
meinden vor Ort dann auf Dauer 
finanziell einzustehen haben.“

Wie der Präsident ausführ-
te, sei es richtig, dass der Bund 
die Schuldenbremse künftig ein-
halten will  „Darin unterstützen 
wir ihn, um nachfolgende Ge-
nerationen vor Überlastung zu 
schützen  Deshalb führt an ei-
ner Priorisierung kein Weg vor-
bei, wobei Zukunftsthemen wie 
Klimaschutz, Transformations-
prozesse oder Breitbandausbau 
wesentlich sind.“ Dies bedeu-
te aber auch, „dass bei Bildung, 
Kinderbetreuung, Regionalver-
kehr oder bei kommunalen In-
vestitionen, wo der Bund in der 
Vergangenheit oft umfangreiche 
Vorhaben mit zeitlich begrenz-
ten Zahlungen angeschoben hat-
te, die Kommunen und Länder 
selbst die Verantwortung tragen 
und darüber entscheiden müs-
sen, was gemacht wird.“

Neue kommunale Aufgaben

Die maßgebliche Ursache für 
finanzielle Mehrbelastungen der 
Kommunen seien ausgeweitete 
Bundesgesetze oder sogar neue 
kommunale Aufgaben  „Bei-
spiele sind die Ganztagsbetreu-
ung oder das Bürgergeld, die vor 
Ort zu kommunalen Mehrbelas-
tungen führen.“ Darüber hinaus 
würden immer wieder im Bund 
Strukturdiskussionen – zuletzt 
zum Katastrophenschutz – ge-
führt, bei denen es im Kern stets 
um eine Schwächung der kom-
munalen Ebene ginge, beklag-
te Sager: „Vielleicht trägt das 
Bewusstsein um die Endlichkeit 
der Haushaltsmittel im Bund ja 
dazu bei, dass der Bund sich et-

(Fortsetzung von Seite 1)
in Tätigkeiten zu erwarten, die 
mindestens einen beruflichen 
Abschluss voraussetzen, wozu 
auch „Bauplanung und -über-
wachung, Architektur“ zählen.

Auf dem Fachkräftegipfel for-
derte der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund ein Bündel von 
Maßnahmen, um dem Fach-
kräftemangel zu begegnen. Da-
von sind auch die Kommunen 
betroffen. Aktuell fehlen über 
300.000 Fachkräfte. Längst be-
trifft dies nicht nur die IT- Spe-
zialisten, sondern alle Verwal-
tungsbereiche und die kommu-
nalen Unternehmen  Eine be-
sondere Herausforderung ist 
der Mangel an Erzieherinnen 
und Erziehern 

Schulen müssen  
näher an den Arbeitsmarkt

Nach wie vor verlassen zu vie-
le Schülerinnen und Schüler die 
Schule ohne Abschluss und vie-
le junge Erwachsene können 
keinen Berufsabschluss vorwei-
sen  Von daher wird laut DStGB 
eine bedarfsgerechte Ausstat-
tung der Schulen mit zusätzli-
chen Fachkräften, aber auch ei-
ne entsprechende Ausstattung 
der Schulen im digitalen Zeital-
ter benötigt. Die Schule müsse 
näher an den Arbeitsmarkt und 
die örtlichen/regionalen Betrie-
be heranrücken  Die Berufso-
rientierung an den Schulen sei 
bereits vor den Abschlussklas-
sen weiter zu stärken  

Im Bereich der Ausbildung 
seien die Möglichkeiten geför-
derter praxisnaher Ausbildung 
für Jugendliche, die am Aus-
bildungsmarkt keinen Ausbil-
dungsplatz finden, auszubauen. 
Vor allem bedürfe es aber auch 
einer veränderten Ausbildung 
bei bestimmten Berufsgruppen. 

Die Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeber, die kommu-

Offensive für 
Kinder...

(Fortsetzung von Seite 3)
nen erhalten eine finanziel-
le Unterstützung bei den Inves-
titionskosten für jeden Ganz-
tagsplatz für Grundschulkinder 
– Ganztagsversprechen. Wir er-
möglichen außerdem die Aus-
gabe von Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen  Diese Beschei-
nigungen werden im Vorgriff 
auf das kommende Sonderför-
derprogramm zum Ausbau der 
Ganztagsbetreuung ausgestellt  
Die Kommunen können damit 
die Planungen zum Ausbau der 
Ganztagsbetreuung für Grund-
schulkinder weiter fortführen, 
obwohl die Verwaltungsver-
einbarung mit dem Bund noch 
nicht vorliegt.
• Qualität durch Qualifizierung - 
neues Gesamtkonzept zur Fach-
kräftegewinnung durch berufli-
che Weiterbildung startet: Die 
ersten Kurse dieses neuen Kon-
zepts starten noch in diesem 
Jahr  Hier wird ein neues modu-
lares, durchlässiges Qualifizie-
rungssystem von der Assistenz-
kraft über die Ergänzungskraft 
bis zur Fachkraft implementiert. 
Damit wird gerade auch Quer-
einsteigern in Ergänzung zur for-
malen Erzieher- oder Kinder-
pflegeausbildung die Tätigkeit in 
der Kita eröffnet.
• Neue Fortbildungsakademie: 
Es soll eine neue zentrale An-
laufstelle für die Fort- und Wei-
terbildung entstehen. Insbeson-
dere für vorhandene und neue 
Kita-Fachkräfte, Kommunen und 
Träger.
• Experimentierklausel: Kom-
munen und Träger erhalten 
neue Freiheiten zur Schaffung 
zusätzlicher Plätze  Diese Ge-
staltungsmöglichkeiten gel-
ten befristet für den Zeitraum 
von September 2022 bis August 
2024 
• Modellversuch „Mini-Kita“: 
Hier wird die Betreuung von 
mehr Kindern – 15 statt bisher 
12 – ermöglicht und der ver-
pflichtende Fachkräfteanteil – 
33 statt bisher 50 Prozent – ge-
senkt 

Weitere Informationen zur 
„Mini-Kita“ allgemein finden Sie 
unter folgendem Link https://
www stmas bayern de/kinder-
betreuung/mini-kita php    r

Bayerische Anliegen ...

was mehr Selbstdisziplin aufer-
legt  Den Landkreisen könnte 
das durchaus helfen.“

Als zunehmend schwierige-
res Unterfangen bezeichnete 
der DLT-Chef die Aufnahme und 
Unterbringung einer sehr ho-
hen Zahl von Flüchtlingen aus 
der Ukraine, aber auch aus an-
deren Ländern  Vielerorts seien 
Kapazitätsgrenzen erreicht  Dies 
gelte insbesondere mit Blick auf 
die Versorgung der Flüchtlin-
ge mit Wohnraum, aber auch 
die Bereitstellung von Plätzen 
in Kita und Schule  Bereits jetzt 
zeichne sich in vielen Landkrei-
sen erneut eine Unterbringung 
in Turnhallen und ähnlichen Be-
helfsunterkünften ab. „Wir for-
dern deshalb keine weiteren 
freiwilligen Aufnahmen aus der 
EU sowie mehr Unterstützung 
von Ländern und Bund.“

In finanzieller Hinsicht unter-
stütze der Bund die Länder und 
Kommunen in diesem Jahr mit 
insgesamt 2 Mrd  Euro, im No-
vember 2022 werde über eine 
Regelung für 2023 verhandelt. 
„Ohne Wenn und Aber erwar-
ten wir von den Ländern eine 
vollständige Kompensation der 
kommunalen Belastungen  Da-
bei können dynamisierte Bun-
desmittel die Länder zusätzlich 
unterstützen“, machte Sager 
deutlich 

Darüber hinaus erachtet er ei-
ne einvernehmliche Regelung 
zur Verstetigung der Beteiligung 
des Bundes an den flüchtlingsbe-
zogenen Kosten sowie den Auf-
wendungen für Integration als 
dringend geboten  „Ebenso soll-
te der Bund rückwirkend ab dem 
1.1.2022 die Unterkunftskosten 
sämtlicher anerkannter Flücht-
linge komplett übernehmen“, 
forderte der DLT-Präsident.  DK

nalen Spitzenverbände und die 
Gewerkschaft Verdi haben Eck-
punkte für eine Neugestaltung 
der Erzieher- und Erzieherinnen-
ausbildung vorgelegt. Hier wird 
ein bundeseinheitlich veranker-
ter gesetzlicher Anspruch auf ei-
ne Ausbildungsvergütung, die 
durch einen Ausbildungsvertrag 
abgesichert wird, gefordert  Da-
mit könnte eine wichtige Wei-
chenstellung zumindest für die-
sen Mangelberuf erfolgen  

Darüber hinaus gelte es, die 
Integration arbeitsloser Men-
schen in das Erwerbsleben wei-
ter nachhaltig zu stärken. Der 
Schlüssel zur Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit liege in 
einer verbesserten Betreuung 
durch die Jobcenter  Die Rah-
menbedingungen und Angebote 
zur individuellen Begleitung und 
Qualifizierung von Langzeitar-
beitslosen seien zu verstetigen. 
Diese benötigten eine entspre-
chende Ausstattung der Einglie-
derungs- und Verwaltungstitel. 

Auch die Weiterbildung müs-
se forciert und der Quereinstieg 
durch Teilqualifikationsmög-
lichkeiten erleichtert werden  
Durch eine Reduktion der Über-
regulierung etwa im Bereich von 
Dokumentations- und Überwa-
chungspflichten könnten Kapa-
zitäten für produktive Tätigkei-
ten geschaffen werden. Digita-
lisierung und Automatisierung 
böten Potenziale zur Optimie-
rung der Arbeitsprozesse  

Zur Stärkung einer qualifi-
zierten Fachkräftezuwanderung 
zählen laut DStGB zum einen ei-
ne Vereinfachung des geltenden 
Rechts, eine schnellere Aner-
kennung von Berufsqualifikatio-
nen, keine „Abwertung“ auslän-
discher Schulabschlüsse sowie 
schließlich die gezielte Förde-
rung des Spracherwerbs nicht 
nur für die Zuwanderer, sondern 
auch für die Familienangehöri-
gen   DK

Strategien gegen ...

Bayern und Baden-Württemberg: 

Bund muss Versorgung mit dringend  
benötigten Medizinprodukten sicherstellen

Südschiene startet Bundesratsinitiative für Verbesserungen  
bei Umsetzung der Medizinprodukteverordnung

Angesichts sich verschärfender Versorgungsengpässe bei drin-
gend benötigten Medizinprodukten fordern Bayern und Ba-
den-Württemberg die Bundesregierung auf, sich in Brüssel für 
deutliche Verbesserungen bei der Umsetzung der EU-Medizin-
produkteverordnung (MDR) einzusetzen. Hierfür brachten die 
beiden Länder, eine gemeinsame Initiative in den Bundesrat ein. 
Baden-Württembergs Gesundheitsminister Manne Lucha wird 
den Antrag im Plenum des Bundesrats in Berlin vorstellen.

Bayerns Gesundheitsminis-
ter Klaus Holetschek sagte in 
München: „Es besteht dringen-
der Handlungsbedarf  Aktuell 
nehmen Hersteller immer mehr 
Medizinprodukte vom Markt, 
weil die bürokratischen Hürden 
der Zertifizierung wie auch ihre 
Kosten durch den Übergang zur 
neuen MDR deutlich gestiegen 
sind. Dadurch wird die Zertifizie-
rung oft unwirtschaftlich.“ Ho-
letschek betonte: „Mit der Kon-
sequenz, dass bewährte Medi-
zinprodukte den Anwenderin-
nen und Anwendern nicht mehr 
zur Verfügung stehen  Es müs-
sen andere, teils auch risikorei-
chere Behandlungsoptionen an-
gewandt werden.“

Baden-Württembergs Ge-
sundheitsminister Manne Lucha 
erklärte in Stuttgart: „Seit drei 
Jahren weisen wir in Brüssel und 
Berlin auf Probleme mit der Me-
dizinprodukteverordnung hin. 
Die Hürden, Medizinprodukte 
zu zertifizieren, sind sehr hoch 
– besonders unverhältnismä-
ßig ist das bei bewährten Be-
standsprodukten  Das gefährdet 
die Versorgung der Menschen  
Auch die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft und Fachärz-
tinnen und Fachärzte warnen, 
dass wichtige Medizinprodukte 
nicht zur Verfügung stehen. Ich 
erwarte mir jetzt ein entschie-
denes und engagiertes Handeln 
von unserer Bundesregierung. 
Sie muss in intensive Gesprä-
che mit Europäischer Kommissi-

on und den anderen Mitglieds-
staaten gehen und sich für ver-
lässliche, pragmatische Lösun-
gen einsetzen  Es braucht jetzt 
vor allem eins: Tempo.“

Mehr Patientensicherheit

Holetschek erläuterte: „Ziel 
der Verordnung war mehr Pati-
entensicherheit und nicht weni-
ger  Eine Gefährdung durch feh-
lerhafte Medizinprodukte wie 
beim Fall hunderttausender un-
sicherer, zudem damals rechts-
widrig in Verkehr gebrachter Si-
likonimplantate sollte minimiert 
werden  Doch was gut gemeint 
war, ist nicht gut gemacht!“ Ho-
letschek fügte hinzu: „Die indust-
rielle Gesundheitswirtschaft ver-
sorgt aus dem Süden Deutsch-
lands die gesamte Europäische 
Union mit High-Tech-Medizin-
produkten. Um dies auch künftig 
tun zu können, setzen sich Bay-
ern und Baden-Württemberg 
vehement für die Behebung der 
entstandenen Probleme und He-
rausforderungen ein. “

Baden-Württembergs Minis-
ter Lucha unterstrich: „Vieles, 
was in der EU-Medizinproduk-
teverordnung angelegt ist, ist 
nicht zu Ende gedacht  So ha-
ben wir beispielsweise immer 

noch nicht genügend Kapazitä-
ten für MDR-Zertifizierungen 
bei den Benannten Stellen  Her-
steller müssen zwar einerseits 
ihren Verpflichtungen zur Com-
pliance mit den neuen Regelun-
gen nachkommen, aber die Vo-
raussetzungen müssen gegeben 
sein, damit sie dies tun können.“

Laut einem Sachstandsbericht 
der Bundesregierung sind rund 
6 000 Medizinprodukte betrof-
fen, die bereits vom Markt ge-
nommen wurden oder bei de-
nen dies angekündigt wurde  
Dabei handelt es sich auch um 
sogenannte Nischenproduk-
te, die in kleineren Stückzahlen 
hergestellt und zur Versorgung 
von speziellen Zielgruppen (z. 
B. Herzkatheter bei Babys) ver-
wendet werden 

Verschärfte Versorgungslage

Nach Auslaufen der insbe-
sondere für Bestandsproduk-
te vorgesehenen Übergangs-
frist am 26 05 2024 könnte sich 
die Versorgungslage weiter ver-
schärfen  Die beiden Gesund-
heitsminister sind sich einig: Es 
braucht einerseits Erleichterun-
gen für Produkte, die sich über 
Jahre hinweg auf dem Markt be-
währt haben, aber es muss auch 
sichergestellt werden, dass die 
Zertifizierung von neuen, inno-
vativen Medizinprodukten in 
Europa, insbesondere auch für 
kleine und mittlere Unterneh-
men, im aktuellen Rechtsrah-
men zügig und mit vertretbarem 
Aufwand gewährleistet werden 
kann  r
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9. Bayerisches  
BreitbandForum
Wir sind am 13. Oktober 
in Amberg für Sie vor Ort,  
schauen Sie vorbei.

www.bayerisches-breitbandforum.de/besucherregistrierung

Der ultimative  
Digitalisierung-Booster 
für Bayern
Unsere Ziele für Bayern:

·  Ganzheitliche Glasfaser-Partnerschaft mit der Kommune für eine 
echte digitale Transformation

·  Wir bauen auf eine gemeinsame Strategie bestehend aus  
Eigenausbau, regionaler Kooperation sowie dem  
geförderten Ausbau

·   Persönliche Beratung durch das Glasfaserteam Bayern  
der Telekom direkt vor Ort

·   Maßgeschneiderte Entwicklungsplanung  
Schritt-für-Schritt und zu 100% transparent

www.telekom.de/glasfaseroffensive-bayern

https://www.bayerisches-breitbandforum.de/besucherregistrierung
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Bayerns Kliniken  
im Sturmgewitter

Kostenexplosion, Corona-Herbst und eine ungewisse Krankenhausreform

Die Bayerische Krankenhausgesellschaft bittet Anfang August ein-
dringlich darum „nicht mit Bagatellen in die Klinik-Notaufnahmen zu 
kommen“. Personen mit nur leichten medizinischen Problemen sol-
len sich an eine niedergelassene Arztpraxis wenden. Die Notaufnah-
men bayerischer Krankenhäuser seien wegen Personalmangels der-
zeit doppelt belastet. Denn zum einen steigen Patientenzahlen durch 
Coronainfektionen wieder deutlich an; zum anderen gibt es corona- 
bedingt hohe Ausfallzeiten beim Personal in den Krankenhäusern. 
Damit ist auch der Rettungsdienst zunehmend eingeschränkt. Län-
gere Fahrtzeiten in aufnahmebereite Kliniken sind die Folge. Planba-
re, nicht lebensnotwenige Operationen werden in einigen Kliniken 
wieder verschoben. 

Diese Situation ist aber nur die 
Spitze des Eisbergs  Die bayeri-
schen Krankenhäuser stehen vor 
großen strukturellen Problemen 
in jeder Hinsicht  Das drängends- 
te scheint – neben dem Bürokra-
tieabbau – der sich immer weiter 
verschärfende Personalmangel 
zu sein, der aber nicht behoben 
werden kann, da sich das ganze 
System nach wie vor im Krisen-
modus befindet. Dieser Personal-
mangel durchdringt den gesam-
ten Kosmos Krankenhaus  Er be-
trifft die pflegenden Berufe und 
die Ärzteschaft ebenso wie die IT 
oder das Putz- bzw  Laborperso-
nal. Die Gründe hierfür sind viel-
fältig und hängen doch in drama-
tischer Weise zusammen. 

Zukunftswerkstatt

Sana Kliniken AG luden im Ju-
li zum Thema „Chancen nutzen“ 
zur Zukunftswerkstatt ins Schloss 
Hohenkammer. Der Untertitel 
„Klinken nach Corona“ wurde fal-
lengelassen  Diese Veranstaltung 
hat sich als Plattform für einen 
offenen, informativen und kons-
truktiven Dialog etabliert.

Herwig Heide vom Bayerischen 
Staatsministerium für Gesund-
heit, referierte über „die bayeri-
sche Krankenhauslandschaft nach 
Corona“. Nach seiner Auffassung 
kann die Bezahlung nicht der zen-
trale Punkt sein  Arbeitsbelastung 
und Arbeitsbedingungen seien 
schlecht und böten wenig Anreiz 
neue Arbeitskräfte zu generieren. 
Was eine sich selbst verstärkende 
Spirale in Gang setze. Pflegeper-
sonalbemessungsgrenzen kön-
nen nicht eingehalten werden  

„An Normen  
hängen Interessen“

Dr. Klaus Schulenburg vom Dr. Klaus Schulenburg vom 
Bayerischen Landkreistag, eben-Bayerischen Landkreistag, eben-
falls Referent bei der Zukunfts-falls Referent bei der Zukunfts-
werkstatt, sieht schwarz für den werkstatt, sieht schwarz für den 
lautstark geforderten Bürokra-lautstark geforderten Bürokra-
tieabbau im Gesundheitswesen, tieabbau im Gesundheitswesen, 
denn „er funktioniert nur über ei-denn „er funktioniert nur über ei-
ne Streichung von Normen und ne Streichung von Normen und 
an Normen hängen Interessen“.an Normen hängen Interessen“.

Diese Äußerung erfuhr Zu-Diese Äußerung erfuhr Zu-
stimmung. Ein Teilnehmer der stimmung. Ein Teilnehmer der 
Veranstaltung berichtete über Veranstaltung berichtete über 
jüngst selbst gemachte Erfahrun-jüngst selbst gemachte Erfahrun-
gengen  „aus erster Hand“ in einem „aus erster Hand“ in einem 
Uniklinikum. Erschüttert über die Uniklinikum. Erschüttert über die 
Herausforderungen, denen das Herausforderungen, denen das 
Personal tagtäglich gegenüber-Personal tagtäglich gegenüber-
steht, meinte er: „Schauen Sie steht, meinte er: „Schauen Sie 
bloß, dass Sie derzeit nicht ins bloß, dass Sie derzeit nicht ins 
Krankenhaus müssen.“Krankenhaus müssen.“

Heftige Kritik am BundHeftige Kritik am Bund

Thomas Lemke, Vorstandsvor-
sitzender der Sana Kliniken AG 
und stellv. Vorstandsvorsitzender 
der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft, kritisiert klar und deut-
lich die nicht vorhandene Kom-
munikationsfähigkeit des Bun-
desgesundheitsministeriums, es 
fehle an „Transparenz und Ehr-
lichkeit und es gibt keine Antwort 
auf zu viele Fragen.“ Krankenhäu-
ser stünden an der Versorgungs-
front, haben aber keine Gestal-
tungsmöglichkeit  Peter Krase, 
der über die bayerische Kranken-
hauslandschaft aus Sicht der AOK 
Bayern sprach, bemängelte, dass 
im Koalitionsvertrag die Qualität 
der Patientenversorgung nicht im 
Mittelpunkt steht. 

An Lösungen wird gearbeitet

Trotz allem, „an Lösungen einer 
verbesserten, integrierten ambu-
lanten und stationären Notfall-
versorgung wird bereits länge-
re Zeit gearbeitet“, so die BKG in 
einer Pressemitteilung, nur um 
gleich zu relativieren, dass „die 
Entscheidung über ein gemeinsa-
mes ambulant-stationäres Erst- 
einschätzungsverfahren, wenn 

sich Patient:innen eigenständig 
mit Krankheitsbeschwerden hil-
fesuchend an die Notaufnahme 
eines Krankenhauses wenden, ist 
allerdings von der Bundesregie-
rung aktuell um ein Jahr verscho-
ben worden.“ Ziel dieses Verfah-
ren ist es, je nach Schwere der 
Erkrankung oder Verletzung den 
medizinischen Bedarf in den Not- 
aufnahmen bestmöglich zu koor-
dinieren  Das heißt, es soll unter-
schieden werden, wer sofort sta-
tionär oder ambulant im Kran-
kenhaus behandelt werden muss 
und wer, aufgrund nur leichter 
medizinischer Probleme, einen 
Termin bei einer niedergelasse-
nen Arztpraxis erhält  Dazu meint 
Roland Engehausen, Geschäfts-
führer der BKG: „Wir bedauern 
aus bayerischer Sicht die Verzö-
gerung dieser Entscheidung zur 
besseren Koordination der Ver-
sorgung.“ CH

(Fortsetzung von Seite 1)
die Kliniken durch starre Bun-
desvorgaben auf immensen Kos-
ten sitzen, die eine Preisanpas-
sung verbieten. 

Im Klartext verhindert eine 
bundesgesetzliche Regelung, dass 
die Verbände mit den Kranken-
kassen über höhere Ausgleichs-
zahlungen überhaupt verhan-
deln dürfen  Der Spielraum, 
Zahlungen der Krankenkassen 
je Behandlung zu erhöhen, ist in 
diesem Jahr auf 2,3 Prozent ge-
deckelt. Trotz der aktuellen Kos-
tenexplosion darf dieser Wert 
aufgrund gesetzlicher Regelun-
gen nicht nachverhandelt wer-
den  Die aktuellen Sachkosten-
steigerungen von durchschnitt-
lich etwa 8 Prozent und eben-
so explodierende Energiekosten 
von über 100 Prozent seien da-
mit nicht finanzierbar, beklagte 
Engehausen  

Gesundheitsversorgung  
in größter Gefahr

Auch für 2023 schreibe der 
Gesetzgeber eine absurde De-
ckelung vor mit der Maßgabe, 
dass Krankenhäuser keinen Aus-
gleich für nachgewiesene Kos-
tensteigerungen erhalten dür-
fen  Der Bundesregierung sei 
das Problem seit Monaten be-
kannt, so der BKG-Geschäfts-
führer  Weiteres Einsparpoten-
zial der Kliniken sei begrenzt, es 
drohten harte Einschnitte in der 
Gesundheitsversorgung der Be-
völkerung.

Unfassbare 
Kostensteigerungen 

Seit Wochen sorgt die Infla-
tion für erhebliche wirtschaft-
liche Probleme in den Kliniken  
Fast alle für das Krankenhaus 
relevanten Waren und Dienst-
leistungen haben sich spür-
bar verteuert. So berichtete ei-
ne Klinik-Beschäftigte aus dem 
Einkauf in einer kurzen Videose-
quenz beispielsweise von Skal-
pellen, die bisher ca  3 Euro und 
nun bereits 10 Euro und mehr 
kosten  

Bereits zum Jahresbeginn 
und damit noch vor der aktuel-
len Kostenexplosion ergab eine 
Umfrage zum Bayerischen Kran-
kenhaustrend, dass mehr als die 
Hälfte der Kliniken enorme Defi-
zite verbuchen und sämtliche Fi-
nanzpolster aufgebraucht sind  
Daher bedroht die akute Situati-
on nun die wirtschaftliche Exis-
tenz der Kliniken  „Wir brau-
chen dringend für die nächsten 
15 Monate einen Inflationsaus-
gleich in Form eines Rechnungs-
aufschlags von 4 Prozent“, ap-
pellierte Engehausen an die poli-

tisch Verantwortlichen in Berlin. 
Sollte eine Lösung ausbleiben, 
„fährt die stationäre Versorgung 
kurzfristig an die Wand“. Der 
Schaden wäre mit Blick auf die 
Versorgungssicherheit und auf 
den Fachkräftemangel unkalku-
lierbar  „Es droht eine enorme 
gesellschaftliche Vertrauenskri-
se, weil dies das Ergebnis der 
politischen Vorgaben wäre.“

Beispiel: Ein Krankenhaus 
mittlerer Größe wird nach aktu-
ellen Berechnungen 2023 über 
6 Millionen Euro mehr für Gas 
und Strom bezahlen als im Jahr 
2021  Mehrausgaben in Millio-
nenhöhe, die über die normalen 
Erlöse in keiner Weise gedeckt 
oder anderweitig kompensiert 
werden können  Für alle Klini-
ken in Bayern hat die BKG be-
reits im Frühjahr kalkuliert, dass 
dieses Jahr Kosten in Höhe von 
über 500 Millionen Euro nicht 
durch Erlöse gedeckt und für 
2023 dieser zusätzliche Fehlbe-
trag im Freistaat auf über eine 
Milliarde Euro anwachsen wür-
de  Dabei sind alle Bemühungen 
zur Einsparung von Energie, so-
weit dies in einem Krankenhaus 
mit einem Rund-um-die-Uhr-
Betrieb überhaupt möglich ist, 
bereits einkalkuliert  

Klinikschließungen

Die zunehmende Gefahr von 
Klinikschließungen aus rein wirt-
schaftlichen Gründen bzw. wei-
ter zunehmender Druck auf  
die Krankenhausbeschäftigten ist 
bereits seit Monaten die große 
Sorge der Kliniken  „Doch hat der 
Bundesgesetzgeber trotz nach-
vollziehbarer Berechnungen und 
klarer Argumente bisher nicht 
gehandelt“, betonte Engehau-
sen  „Das ist für uns unfassbar, 
obwohl alle Fakten auf dem Tisch 
liegen und es hier schließlich um 
elementar wichtige öffentliche 
Daseinsvorsorge geht.“

Auch der Katholische Kranken- 
hausverband in Bayern (KKVB) 
fordert einen finanziellen In-
flationsausgleich für alle Kran-
kenhäuser  Durch die rasant 
steigenden Kosten für Energie, 
Waren und Dienstleistungen 
kämen immer mehr Kliniken fi-
nanziell an ihr Limit, erklärte 
Heike Gülker  Die Bundesregie-
rung müsse endlich handeln  
Die Häuser stünden mit dem Rü-
cken zur Wand, da sie die enor-
men Preissteigerungen nicht auf 
die Kostenträger umlegen kön-
nen  Für freigemeinnützige Kli-
niken komme hinzu, dass an-
ders als bei öffentlichen Kran-
kenhäusern mögliche Liquidi-
täts- und Finanzierungslücken 
in der Bilanz am Ende nicht über 
die kommunalen Haushalte auf-

gefangen werden  Schnell und 
unbürokratisch wäre auch aus 
Gülkers Sicht ein Aufschlag von 
rund vier Prozent auf jede Kran-
kenhausrechnung bei allen Kli-
niken, der vom Bund finanziert 
und von den Krankenkassen 
ausgezahlt wird 

Steigende Ausgaben 
sinkende Einnahmen

„Wir befinden uns momen-
tan in einer Mangelwirtschaft“, 
stellte Dr  Axel Fischer, Ge-
schäftsführer der München Kli-
nik, fest  Zu den ohnehin bereits 
vorhandenen strukturellen Pro-
blemen der Krankenhausland-
schaft kämen noch die Ukraine- 
Krise und weiterhin die Corona- 
Pandemie  „Die Ausgaben stei-
gen, gleichzeitig sinken die Ein-
nahmen.“ Auch sei die Investiti-
onskostenförderung der Länder 
seit Jahren viel zu niedrig, kriti-
sierte Fischer. Er rechnete vor, 
dass seine Häuser am 8. Sep-
tember 2021, vor einem Jahr, 30 
Corona-Patienten versorgt hät-
ten. Zum 8. September 2022 sei-
en es 90 gewesen  Vor einem 
Jahr seien etwa 350 Betten ge-
sperrt gewesen, heute seien es 
rund 550, also etwa 20 Prozent 
der gesamten Kapazität  „Seit 
zweieinhalb Jahren befinden wir 
uns im Ausnahmezustand, der 
inzwischen der Regelbetrieb ge-
worden ist.“ 

Verlust der Pflegekräfte

Nicht zuletzt müsse auch 
durch das Auslaufen sämtlicher 
Bürokratieentlastungsmaßnah-
men damit gerechnet werden, 
„eine ganze Generation von 
Pflegekräften zu verlieren und 
dadurch in eine Versorgungskri-
se zu rauschen“, unterstrich Fi-
scher  Ein „ungeordnetes Klinik-
sterben“ wäre die Folge. „Des-
halb brauchen wir dringend ei-
ne Krankenhausstrukturreform, 
die nach dem Bedarf ausgerich-
tet ist.“ Andernfalls könne die 
leistungsfähige deutsche Kran-
kenhauslandschaft die qualitativ 
hochwertige medizinische Ver-
sorgung nicht mehr aufrechter-
halten  

Leben und Wohnen 
unbezahlbar

Absehbar gefährlich sind auch 
die Folgen, die der eklatante 
Mangel an Pflegepersonal nach 
sich zieht  „Wenn jetzt nicht um-
gehend gehandelt wird, bricht in-
nerhalb von zwei bis drei Jahren 
unser ganzes Gesundheitssystem 
zusammen“, sagte ein Chefarzt. 
Krankenhäuser – auch in Bayern 
– schließen ganze Abteilungen 
und das nur, weil sie dafür kei-
ne Pflegekräfte haben. Die noch 
vorhandenen schieben Über-
stunden vor sich her, die sie nicht 
mehr abbauen können  Lebens-
bedrohlich Erkrankte finden im 
weiten Umkreis keine Aufnahme 
in einer passenden Klinik, einfach 
nur, weil die möglichen Kranken-
häuser zwar über Betten, nicht 
aber über Personal verfügen, das 
die Patienten fachgerecht ver-
sorgen kann  Die „einrichtungs-
bezogene Impfpflicht“ hat eben-
so zu Personalverlusten geführt, 
wie die Tatsache, dass sich vie-
le Menschen Wohnen und Leben 
in der Nähe der Kliniken finan- 
ziell nicht mehr leisten können  
Deshalb steht auch die Forderung 
nach neuen Wohnheimen für das 
Krankenhauspersonal im Raum  

Menschen in Heil- und Pflege-
berufen sind oftmals voller Idea- 
lismus und sozialem Engage-
ment  Die äußeren Bedingun-
gen im Gesundheitswesen ha-
ben viele von ihnen längst über 
ihr Limit hinaus belastet; sie sind 
permanent physisch und psy-
chisch überfordert. Dass viele 
von ihnen nicht einmal die zuge-
sagten Corona-Sonderzahlun-
gen bekommen haben, von ei-
ner adäquaten Entlohnung ganz 
zu schweigen, sei noch am Ran-
de erwähnt  DK

Alarmstufe Rot ...

Gesundheitsminister Klaus Holetschek:

Eröffnung des neuen  
Interventionszentrums  
am Sana Klinikum Hof

Das Bayerische Gesundheitsministerium treibt den Ausbau der 
stationär-medizinischen Versorgung weiter voran. Anlässlich der 
Eröffnung des neuen Interventionszentrums am Sana Klinikum 
in Hof betonte Gesundheitsminister Klaus Holetschek: „Bayern 
braucht als Flächenstaat ein dichtes Netz an leistungsfähigen Kli-
niken. Wir wollen für unsere Bürgerinnen und Bürger erstklas-
sige stationäre Versorgungangebote – sowohl im Ballungsraum 
als auch auf dem Land. Deshalb fördert Bayern den Ausbau sei-
ner Krankenhausversorgung so umfangreich und nachhaltig wie 
kaum ein anderes Bundesland. Wir machen unsere Kliniken fit für 
die Zukunft!“

Der Minister fügte hinzu: „Un-
sere Investitionen zahlen sich 
aus: Bei uns in Bayern gibt es 
überall leistungsfähige Kranken-
häuser  Das hat die Corona-Pan-
demie deutlich gezeigt  Die Kli-
niken konnten auf moderne Ge-
bäude und eine gute Ausstat-
tung zurückgreifen.“

Innovative OP-Technik

Mit dem neuen Interven- 
tionszentrum und dem anstehen- 
den Neubau der OP-Abteilung 
werden entscheidende Weichen 
für die Zukunft gestellt; erhebli-
che Flächen- und Kapazitäts-
defizite werden ausgeglichen. 
Durch die Etablierung eines Hy-
brid-OPs wird es möglich sein, 
während einer laufenden OP ex-
akte bildgebende Diagnosen zu 
stellen und hierauf unmittelbar 
zu reagieren  Außerdem können 

so die Roboter gestützten Ver-
fahren weiter gestärkt werden 

Mit der Umstrukturierung 
des Interventionszentrums und 
dem Neubau von sieben OP-Sä-
len am Sana Klinikum Hof wer-
den moderne und leistungsfä-
hige Bedingungen geschaffen. 
„Damit verbessern wir die me-
dizinische Versorgung der Bür-
gerinnen und Bürger in der Re-
gion noch einmal erheblich“, so 
der Minister. Insgesamt hat der 
Freistaat für den ersten Bauab-
schnitt über 47 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt.“

Seit Beginn der staatlichen 
Krankenhausförderung im Jahr 
1972 hat der Freistaat gemein-
sam mit den kommunalen Part-
nern über 25 Milliarden Euro 
für die bayerischen Kliniken be-
reitgestellt. In diesem Jahr be-
trägt der Förderetat 643 Mil- 
lionen Euro   r

Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek: 

Durch Untätigkeit droht 
ein kalter Strukturwandel

Bayern, Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein  
fordern Inflationsausgleich  

für Krankenhäuser, Rehakliniken und Pflegeeinrichtungen

Steigende Energiekosten – vor allem beim Gas – bereiten den 
Krankenhäusern, Rehakliniken und Pflegeeinrichtungen erhebli-
che Probleme. Baden-Württemberg, Bayern und Schleswig-Hol-
stein fordern die Bundesregierung deshalb auf, diesen Einrichtun-
gen die Mehrkosten auszugleichen. Einen entsprechenden Antrag 
brachten die drei Länder in den Bundesrat ein.

„Wie wichtig die medizinische 
Versorgung für die Menschen in 
Deutschland ist, muss man spä-
testens nach den Pandemie-Jah-
ren niemandem mehr erklä-
ren. Der Bund muss verhindern, 
dass Krankenhäuser, Rehakli-
niken und Pflegeeinrichtungen 
jetzt wegen der drastischen In-
flation in die Insolvenz gehen“, 
sagte Baden-Württembergs Ge-
sundheitsminister Manne Lucha 
in Stuttgart. „Bereits bei unse-
rer gemeinsamen Sitzung der 
Gesundheitsministerinnen und 
Gesundheitsminister Ende Ju-
ni 2022 hatten wir Länder den 
Bund aufgefordert, kurzfristig 
für einen Inflationsausgleich zu 
sorgen. Seitdem haben wir vom 
Bundesgesundheitsministeri-
um in dieser Sache leider noch 
nichts gehört  Der Bund muss 
jetzt dringend tätig werden, an-
sonsten stehen viele Einrichtun-
gen vor dem Aus.“

Fehlbetrag 9 Mrd. Euro

Bayerns Gesundheitsminis-
ter Klaus Holetschek betonte in 
München: „Die Kliniken rechnen 
im kommenden Jahr mit einem 
Fehlbetrag von 9 Milliarden Eu-
ro. Der Kostenschock ist für vie-
le Einrichtungen nicht zu bewäl-
tigen. Wir müssen einen durch 
die Untätigkeit der Berliner Am-
pel drohenden kalten Struktur-
wandel unbedingt abwenden  
Wir brauchen in der Fläche wei-
terhin leistungsfähige Kranken-
häuser, um die Versorgung der 
Bevölkerung sicherzustellen!“ 
Holetschek fügte hinzu: „Auch 
die Rehakliniken benötigen drin-
gend Unterstützung. Die Infla- 
tion und die steigenden Energie-
kosten treffen sie ebenfalls mit 
voller Wucht. Die Bundesregie-

rung muss endlich konkret sa-
gen, wie sie verhindern will, dass 
das System an die Wand fährt.“

Schleswig-Holsteins Gesund-
heitsministerin Kerstin von der 
Decken betonte in Kiel: „Die Ge-
sundheitsversorgung steht vor 
genügend schwierigen Heraus-
forderungen, an denen wir mit 
aller Kraft arbeiten – eine zu-
sätzliche Belastung durch explo-
dierende Kosten kann deshalb 
nicht unbeantwortet bleiben 
und erfordert kurzfristig, un-
kompliziert und schnell Unter-
stützung durch den Bund!“

Der Bund ist gefordert

Die wirtschaftliche Situation 
der medizinischen Einrichtun-
gen ist äußerst prekär  Nicht nur 
Energie wird teurer, sondern 
auch Nahrungsmittel, Güter des 
täglichen Bedarfs und Medizin-
produkte  „Das bringt Kranken-
häuser und Rehakliniken wirk-
lich in eine existenzbedrohende 
Lage“, erläuterte Lucha. Auch 
niedergelassene Arztpraxen 
hätten massive Probleme und 
seien an ihrer wirtschaftlichen 
Belastungsgrenze 

Betroffen seien ebenso am-
bulante und stationäre Pflege-
einrichtungen. Eine kurzfristi-
ge Anpassung der Vergütungen 
sei nicht immer mit den Kosten-
trägern verhandelbar. „Am En-
de führt dies dann zu steigen-
den Eigenanteilen der Pflege-
bedürftigen – das müssen wir 
verhindern. Pflege muss bezahl-
bar bleiben“, forderte Holet-
schek den Bund zum Handeln 
auf  Die drei Länder Bayern, Ba-
den-Württemberg und Schles-
wig-Holstein schlagen eine Be-
zuschussung der Pflegeversiche-
rung aus Steuermitteln vor.  r
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miecom kooperiert  
mit M-net und Telekom

Open Access in Bayerisch-Schwaben
Der Erfolg der miecom und die hohe Akzeptanz, da ist sich Tobias 
Miessl, Geschäftsführer und Gründer sicher, beruht auf der Firmen-
philosophie, ein hochwertiges Glasfasernetz in die ländlichen Regi-
onen zu bringen. Die miecom hat kein eigenes Endkundenprodukt 
und errichtet schon seit jeher standardisierte, offene und von jedem 
Anbieter nutzbare Glasfasernetze nach dem Open-Access-Prinzip. 

Dass das Open-Access-Mo-
dell nicht nur in der Theorie gut 
klingt, zeigt in der Praxis die lang-
jährige, erfolgreiche Partner-
schaft mit dem regionalen bay-
erischen Telekommunikations-
anbieter M-net. Dieses wird nun 
durch den kürzlich unterzeichne-
ten Kooperationsvertrag mit der 
Deutschen Telekom untermau-
ert. Die miecom ist daher aktu-
ell der einzige reine Netzanbie-
ter in Bayern mit zwei starken Ko-
operationspartnern an der Seite, 
welche zusätzlich noch Ihre Who-
lesale-Partner mitbringen. 

Der Vorteil für die Bürgerinnen 
und Bürger liegt hierbei auf der 
Hand – denn sie haben die Wahl- 
freiheit bei Anbieter und Tarifen. 
Sie genießen in den Ausbaugebie-
ten der miecom die exklusive und 
einmalige Chance aus dem Pro-
duktportfolio von insgesamt fünf 
unterschiedlichen Anbietern frei 
wählen und wechseln zu können. 

Ein weiterer positiver Aspekt 
eines echten Open-Access-Net-
zes ist der dadurch unnötige 
Überbau von bereits vorhan- 
denen Glasfaserinfrastrukturen. 
Dies spart die am Markt dringend 
benötigten Ressourcen im Tief-
bau, schont die Umwelt sowie die 
notwendigen Investitionsmittel 
für nicht ausgebaute Bereiche. 

Kooperationen  
für mehr Anbietervielfalt

„Das ist es, worauf wir die letz-
ten Jahre intensiv hingearbeitet 
haben; den Bürgerinnen und Bür-
gern in unseren ländlichen Regi-
onen das hochwertigste Glasfa-
sernetz zu errichten und ihnen 
die maximale Flexibilität bei der 
Wahl aus den besten Anbietern 
in Deutschland zu ermöglichen 
– ein Meilenstein in unserer Fir-

mengeschichte“, betont Tobias 
Miessl.

Thilo Höllen, Senior Vice Pre-
sident Breitbandkooperationen  
bei der Telekom in Deutsch-
land, sagt dazu: „Netzkoopera-
tionen mit regionalen Versor-
gern sind ein zentraler Baustein 
unserer Strategie. Gemeinsam 
mit miecom zeigen wir, dass der 
Open-Access-Ansatz gut funkti-
oniert, wenn beide Partner ihre 
Stärken einbringen. Davon pro-
fitieren alle Beteiligten. miecom 
durch eine höhere Auslastung ih-
res Netzes, die Telekom durch ei-
ne größere Reichweite und die 
Kunden durch den Zugriff auf 
unsere umfangreiche Glasfa-
ser-Produktpalette. Wir sind of-
fen dafür, die Zusammenarbeit 
mit miecom in den kommenden 
Jahren auszuweiten und mehr 
Kunden die Vorteile des schnel-

len Internets bis ins Haus zu brin-
gen.“

“Infrastruktur- und Open Ac-
cess-Kooperationen machen den 
Ausbau der Glasfaserinfrastruk-
tur für die Anbieter wirtschaft-
lich und sichern gleichzeitig ei-
nen lebhaften Wettbewerb und 
Angebotsvielfalt für den End-
kunden. Sie gehören daher seit 
den Anfängen des Unterneh-
mens zur DNA von M-net“, so 
Hans-Juergen Merz, Bereichslei-
ter für Strategie und Unterneh-
mensentwicklung bei M-net. 
„Wir sind froh, dass wir mit mie-
com seit vielen Jahren einen be-
währten und zuverlässigen Part-
ner für den Glasfaserausbau in 
den ländlichen Bereichen Baye-
risch-Schwabens an unserer Sei-
te wissen.“ 

Die miecom ist als regionaler 
Glasfaserinfrastrukturbetreiber 
seit mehr als zehn Jahren sehr er-
folgreich in Bayerisch-Schwaben 
am Markt tätig. Das Netzgebiet 
der miecom erstreckt sich aktu-
ell auf über 40.000 Haushalte in 
mehr als 60 bayerischen Gemein-
den. r

V.l.: Marvin Klein (Deutsche Telekom, Breitbandkooperationen), 
Joachim Geiger (Technischer Leiter miecom), Thilo Höllen (Deutsche 
Telekom, SVP Breitbandkooperationen), Tobias Miessl (Geschäfts-
führer miecom), Philip Niedernhuber (Deutsche Telekom, Breitband- 
kooperationen). Bild: miecom

Jahresbericht 2021 der Bundesnetzagentur:

Marktzahlen Telekommunikation
In ihrem Jahresbericht zu Aktivitäten und Regulierungsentschei-
dungen im Sektor Telekommunikation verweist die Bundesnetz-
agentur auf weiter gestiegene Investitionen. Mit 11,0 Mrd. Euro 
übertrafen sie den Wert des Jahres 2020 um knapp zwei Prozent. 
Dabei legten die Unternehmen ihr Augenmerk überwiegend auf 
neue Breitband-Netzinfrastrukturen. Darunter fallen Ausgaben, 
die die Versorgung mit bzw. die Leistungsfähigkeit von Anschlüs-
sen erhöhen. Im Jahr 2021 betrug ihr Anteil an den Gesamtinvesti-
tionen etwa 70 Prozent. 

Während sich die Investitions-
tätigkeit im Bereich des Festnet-
zes auf den Glasfaserausbau und 
die Aufrüstung der Kabelnetze 
auf Gigabit-Datenübertragungs-
raten konzentriert hat, lag der Fo-
kus im Mobilfunk auf dem Ausbau 
der 5G-Netze. Die Verbreitung ak-
tiver Glasfaseranschlüsse stieg 
zum Jahresende 2021 auf pro-
gnostizierte 2,6 Mio. und über-
traf den Bestand Ende 2020 um 
ca. 600.000. Zum Ende des Jah-
res 2021 entfielen rund 1,7 Mio. 
Anschlüsse auf FTTH (65 Prozent) 
und rund 0,9 Mio. auf FTTB (35 
Prozent). Die Zahl der mit FTTH/
FTTB versorgten bzw. unmittel-
bar erreichbaren Kunden hat sich 
nach vorläufigen Berechnungen 
der Bundesnetzagentur auf 8,9 
Mio. zum Ende des Jahres 2021 
erhöht. Damit wurde im Vergleich 
zum Vorjahr (6,7 Mio.) ein Anstieg 
von 2,2 Mio. erzielt. 

Aufgrund der positiven Nach-
frageentwicklung ist der An-
teil der aktiven FTTH/FTTB-An-
schlüsse an den gesamten aktiven 
Breitbandanschlüssen in Festnet-
zen von 5,5 Prozent im Jahr 2020 
auf 7,1 Prozent zum Jahresende 
2021 gestiegen. Für die kommen-
den Jahre wird erwartet, dass 

sich der Anteil deutlich erhöhen 
wird. Die Take-Up-Rate, d.h. der 
Anteil aktiver Glasfaseranschlüs-
se an den versorgten bzw. unmit-
telbar erreichbaren Kunden, lag 
zum Jahresende 2021 bei etwa 
29 Prozent.

Gesprächsvolumen  
über Festnetze steigend

War das über Festnetz abge-
wickelte Gesprächsvolumen bis 
zum Jahr 2019 noch rückläufig, 
so wurde auch im Pandemie-Jahr 
2021 mit insgesamt etwa 102 
Mrd. Gesprächsminuten (2020: 
104 Mrd.) wieder ein höheres 
Gesprächsvolumen über Festnet-
ze geführt. 

Über die Mobilfunknetze im In-
land ergaben sich rund 163 Mrd. 
abgehende Gesprächsminuten, 
dies entspricht 127 Minuten mo-
natlich je SIM-Karte. Mittlerwei-
le übersteigt das Gesprächsvolu-
men im Mobilfunk deutlich das 
über Festnetz abgewickelte Vo-
lumen. 

Erneut gewachsen ist im ver-
gangenen Jahr das Datenvolu-
men im Festnetz. Das durch die 
Covid-19-Pandemie bedingte ver-
änderte Nutzungsverhalten der 

Verbraucher führte unter ande-
rem dazu, dass sich das festnetz-
basierte Gesamtvolumen bis zum 
Jahresende 2021 nochmals deut-
lich auf schätzungsweise 100 
Mrd. GB steigerte. Umgerechnet 
auf die einzelnen Breitbandkun-
den in Festnetzen entsprach dies 
einem durchschnittlichen Daten-
verbrauch von 226 GB pro Monat.

Weiter deutlich zugenommen 
hat das mobile Datenvolumen. 
Während zum Jahresende 2020 
das Datenvolumen 3.972 Mio. 
GB betrug, lag es Ende 2021 bei 
5.457 Mio. GB. Dies entspricht 
einer Zuwachsrate von 37 Pro-
zent. Die absolute Steigerung 
ist mit 1.485 Mio. GB die höchs-
te je von der Bundesnetzagen-
tur erhobene. Der überwiegen-
de Teil (95 Prozent) des Datenver-
kehrs wurde dabei über LTE rea-
lisiert. Im Jahr 2021 hat sich das 
durchschnittlich genutzte Daten-
volumen pro aktiver SIM-Karte 
und Monat gegenüber dem Vor-
jahr um etwa 39 Prozent auf 4,3 
GB erhöht.

Bundesweit wurden im ver-
gangenen Jahr 7,8 Milliarden 
SMS verschickt und damit 0,8 
Milliarden mehr als 2020. Grund 
für die zunehmende SMS-Nut-
zung könnte unter anderem die 
sogenannte Zwei-Faktor-Authen-
tifizierung sein, mit der sich Ver-
braucher zusätzlich zum norma-
len Passwort beispielsweise bei 
Bezahldiensten ausweisen kön-
nen. Mit 59,8 Milliarden versen-
deter Kurznachrichten hatte der 
SMS-Versand bereits 2012 sei-
nen Höhepunkt erreicht.  DK

Digitalministerin Gerlach eröffnet 
das Test.Labor Barrierefreiheit

Im Juli dieses Jahres eröffnete das Test.Labor Barrierefreiheit 
als Teil der Werkstatt der Pfennigparade. Digitalministerin und 
Schirmherrin Judith Gerlach durchschnitt bei der feierlichen Er-
öffnung zusammen mit Vorstand Dr. Jochen Walter das Band und 
ließ sich von den Werkstattmitarbeitern in deren Arbeitswelt he-
reinholen. Das Test.Labor ist das erste seiner Art in ganz Deutsch-
land und damit wegweisend, sowohl für die Umsetzung digitaler 
Barrierefreiheit als auch für Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung.

An der Eröffnung nahmen ne-
ben Judith Gerlach auch zahlrei-
che Vertreter aus Wirtschaft, Poli-
tik, Wissenschaft und Gesellschaft 
teil. Im Test.Labor Barrierefrei-
heit testen erstmals Menschen 
mit schwerwiegenden Behinde-
rungen im Rahmen von Usabi-
lity-Tests digitale Produkte wie 
Apps, Touch-Displays oder Web-
sites sowie Dienstleistungen auf 
Barrierefreiheit. Ziel des Test.La-
bor Barrierefreiheit ist es, Unter-
nehmen, Gemeinden und Behör-
den dabei zu unterstützen, Bar-
rierefreiheit bereits in der Pro-
duktentwicklung mitzudenken.

Neue Technologien machen 
Vieles einfacher, doch häufig 
nicht für alle Menschen

Fahrkartenautomaten sind für 
viele Menschen neben Apps die 
primäre Quelle für Fahrscheine. 
Damit auch Menschen mit Ein-
schränkungen diese selbständig 
benutzen können, müssen die 
am Bildschirm dargestellten In-
formationen über einen Kopfhö-
reranschluss abrufbar sein und 
das Touch-Display auch im Roll-
stuhl sitzend erreicht werden. 
Genau hier setzt das Test.Labor 
Barrierefreiheit an.

Zunächst zwölf Mitarbeiter 
mit teils schweren Behinde-
rungen prüfen im Test.Labor, 
ob bzw. wie digital zugäng-
lich unterschiedlichste Produk-
te und Dienstleistungen sind. 
„Mit dem Test.Labor Barriere-
freiheit bieten wir Verwaltun-
gen, Unternehmen und Orga-
nisationen die Chance, sich 
für die Zukunft aufzustellen“, 
macht Dr. Jochen Walter, Vor-
stand der Stiftung Pfennigpa-
rade, deutlich.

„Zugleich gehen wir einen 
weiteren notwenigen Schritt 
in Richtung berufliche Teilha-
be von Menschen mit schweren 
Behinderungen, die auf dem 
ersten Arbeitsmarkt noch nicht 
arbeiten können. Sie finden 
hier einen geschützten und mo-
dernen Arbeitsplatz.“ Auch das 
Test-Team selbst profitiert: Die 
Behinderungen und der Um-
gang damit werden zur zentra-
len Kompetenz.

Die Angebote des Test.La-
bor Barrierefreiheit sind viel-
fältig:
• Usability Tests von Produk-
ten und digitalen Dienstleis-
tungen durch Menschen mit 
unterschiedlichen Einschrän-
kungen
• Live-Tests mit direkter Inter-
aktion zwischen Entwicklern 
und Testern (vor Ort oder Re-
mote)
• Usability Tester mit Einschrän-
kungen, die die Probanden-Aus-
wahl für externe Tests erwei-
tern
• Test und Zertifizierung von 
Websites, Anwendungen und 
PDFs auf digitale Barrierefrei-
heit
• Geschäftsstellen- und Gebäu-
de-Checks, um die praktische 
Zugänglichkeit zentraler Berei-
che zu testen
• Workshops zur Entwicklung 
von universell nutzbaren Pro-
dukten

EU-Richtline und gesetzliche  
Bestimmungen fordern  
digitale Barrierefreiheit

Anbieter von beispielsweise 
Fahrausweis- und Ticketauto-
maten oder Zahlungsterminals 
müssen bis 2025 barrierefreie 
Systeme vorlegen. Das sieht 
das Barrierefreiheitsstärkungs-
gesetz vor. PCs und Software 
sollen künftig für Menschen 
mit Behinderungen selbststän-
dig nutzbar sein. Die Produkte 
müssen sämtlich den vier Prin-
zipien der Barrierefreiheit ge-
nügen, sie müssen also wahr-
nehmbar, bedienbar, verständ-
lich und robust sein. Um die-
ser Forderung nachzukommen, 

braucht es neben dem Wissen 
um technische Normen auch 
Usability Tests.

Mehr Infos unter www.pfennig-
parade.de/barrierefreiheit; Pod- 

cast zur Barrierefreiheit www.
pfennigparade.de/barriere-los; 
Newsletter zur Barrierefreiheit 
www.pfennigparade.de/news-
letter. r

Cybersicherheit bei den 
Bezirken erhöhen

Das Landesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (LSI) eröff-
net ein neues Portal zur Erhöhung der IT-Sicherheit in der kommu-
nalen IT-Landschaft. Die digitale Welt ist fester Bestandteil unseres 
Alltags – daher gilt es auch, die bezirklichen IT-Systeme bestmöglich 
zu schützen und diesen Schutz ständig weiterzuentwickeln. Bedingt 
durch die absolute Geschäftskritikalität funktionierender IT-Syste-
me nehmen die Angriffsflächen für Cyberattacken kontinuierlich zu. 

Die Gewährleistung der Cyber- 
und Informationssicherheit stellt 
auch für die Bezirke eine beson-
dere Herausforderung dar. Diese 
kann nur erfolgreich gemeistert 
werden, wenn die Bezirke und das 
LSI eng zusammenarbeiten und ge-
meinsam zur Herstellung und Auf-
rechterhaltung eines angemesse-
nen Sicherheitsniveaus beitragen. 
Eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen den sieben Bezirken im Rah-
men von Informationsaustausch, 
Vernetzung und der Identifikation 
relevanter Themen im Bereich der 
Cyber-Sicherheit erfolgt bereits 
und wird sukzessive ausgebaut.

Entscheidend ist oft die Ge-
schwindigkeit, mit der potenziel-
le Sicherheitslücken geschlossen 
werden und mit der auf Gefähr-
dungslagen reagiert wird. Mit 
dem neuen kostenlosen Por-
tal für den Warn- und Informa-
tionsdienst (WID) des Landes-
amts für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik haben bayerische 
Kommunen die Möglichkeit, sich 
schnell, zielgerichtet und umfas-

send über Sicherheitslücken, Ri-
siken und die neuesten Gefähr-
dungslagen zu informieren und so 
die ihnen anvertrauten Daten von 
Bürgerinnen, Bürgern und exter-
nen Kooperationspartnern noch 
besser zu schützen.

Mit dem neuen Warn- und In-
formationsdienst erhalten baye-
rische Kommunen ein schlagkräf-
tiges Werkzeug, um Cyberangrif-
fe zu vermeiden bzw. deren Aus-
wirkungen auf ein Mindestmaß 
zu reduzieren. Neben grundlegen-
den Informationen enthalten die 
Warnmeldungen Maßnahmen zur 
Behebung der Sicherheitslücken 
oder reaktive Handlungsempfeh-
lungen zur Schadensbegrenzung. 

Durch eine Vernetzung der In-
formationssicherheitsbeauftrag-
ten der Bezirke und der IT-Sicher-
heitsexperten am LSI können ta-
gesaktuelle Warnmeldungen und 
Handlungsempfehlungen zum 
Schutz der bezirklichen IT-Land-
schaft umgesetzt werden.

Thomas Pfister
Bayerischer Bezirketag

mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.pfennigparade.de/barrierefreiheit;
http://www.pfennigparade.de/barrierefreiheit;
http://www.pfennigparade.de/barriere-los;
http://www.pfennigparade.de/barriere-los;
http://www.pfennigparade.de/newsletter
http://www.pfennigparade.de/newsletter
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VERNETZEN SIE IHRE  
GEMEINDE MIT DER ZUKUNFT.
Der Glasfaser-Hausanschluss von 
Unsere Grüne Glasfaser.
Mit einem schnellen Ausbau ohne Vorvermarktungs quoten und Kosten für die Kommune 
bringt Unsere Grüne Glasfaser (UGG) ein stabiles, leistungsfähiges Glasfasernetz in  
Ihre Gemeinde. Dabei profitieren Ihre Bürger:innen von einem Anschluss bis ins Haus und 
können frei aus den verfügbaren Internetanbietern Ihrer Region wählen. Nutzen auch  
Sie jetzt Ihre Chance und bringen Sie Internet mit Highspeed in Ihre Gemeinde!

Ausbaukapazitäten für 2023 sichern unter 0800 410 1 410 111 

Deutscher Städtetag zur Digitalisierung in Kommunen:

Lichtermeer statt Leuchttürme!
„Die Stadt der Zukunft lässt sich nur mit guter Datengrundlage ge-
stalten. Intelligente Mobilität und nachhaltiger Klimaschutz funkti-
onieren nicht mehr ohne umfassende, rechtssichere und nachvoll-
ziehbare Datennutzung. Resilientes städtisches Agieren geht nur mit 
dem nachhaltigen Einsatz von Technologie. Lebenswerte Städte sind 
smarte Städte“, heißt es in einem Positionspapier des Deutschen 
Städtetags, beschlossen vom Hauptausschuss in Berlin. 

Städte benötigten vielfältige 
Unterstützung, Ressourcen und 
Handlungsoptionen, um die digi-
tale Transformation im Sinne al-
ler Menschen zu gestalten. Not-
wendig sei eine nachhaltige, dis-
kriminierungsfreie, geschlechter- 
sensible Förderung, die die so-
ziotechnischen Perspektiven be-
rücksichtigt. Förderprogramme 
im Bereich Digitalisierung hel-
fen hier, seien aber bisher nicht 
nachhaltig genug. Sie seien oft 
nicht ausreichend fokussiert, vie-
le Kommunen arbeiteten gleich-
zeitig an denselben Themen, 
heißt es. 

Datenplattformen  
oft nicht interoperabel

„Häufig werden Modellpro-
jekte gefördert, in denen ähn-
liche Lösungen entwickelt wer-
den. Viele technische Lösungen, 
zum Beispiel urbane Datenplatt-
formen, werden mehrfach ver-
einzelt entwickelt und sind trotz 
großen Aufwandes aufgrund der 
verschiedenen Herangehenswei- 
sen und technischen Infrastruk-
turen nicht interoperabel. Die 
Folge ist ein Flickenteppich an 
technischer Infrastruktur, der ei-
nen notwendigen Datenaus-

tausch über Stadt- und Regions-
grenzen nicht ermöglicht“, kri-
tisiert der Kommunalverband. 
Hinzu kämen komplexe Heraus-
forderungen in der Governance 
und in rechtlichen Fragen. 

Zwar, so der Deutsche Städte-
tag, leuchteten hierzulande der-
zeit einige Türme hell, jedoch 
müsse für ein Lichtermeer smar-
ter Kommunen die Förderung 
nachhaltiger und zielgerichteter 
ausgestaltet sein. Förderprogram-
me müssten von Anfang an so auf-
gesetzt sein, dass eine konkrete 
und nachhaltige Umsetzung ab-
seits von Modellprojekten konse-
quent mitgedacht ist. Wissen soll-
te gemeinsam erarbeitet werden, 
damit alle profitieren können. Da-
für brauche es vor allem die kom-
munale Expertise, aber auch die 
Koordination durch Bund und 
Länder. Bereits beim Aufsetzen 
von Förderrichtlinien müsse der 
Blick aus der Praxis dringend mit 
einfließen. Gefragt sei ein „Digi-
tal-Check“ für Förderungen über-
greifender Themenbereiche. 

Für eine nachhaltige Smart City 
Förderung sind aus Sicht des 
Deutschen Städtetags folgende 
Schritte notwendig: 

1. Benötigt werden die Ver-
ständigung auf ein Ökosystem 
und verbindliche Standards. Da-
rauf aufbauen sollte ein ebenen-
übergreifender Plattformansatz 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Technische und nicht-techni-
sche Themen sollten gemeinsam 
betrachtet werden. Hier müssen 
auch die übergeordneten Vor-
gaben der EU eine Rolle spielen 
und berücksichtigt werden. Da-
für sollten übergreifende Kom-
petenzzentren geschaffen wer-
den, die Anwendungen und digi-
tale Werkzeuge auch zentral be-
treiben. Es braucht ein Register 
für definierte urbane Daten, da-
mit Informationen aus verschie-
denen Bereichen sinnvoll für je-
de Stadt verknüpft und genutzt 
werden können. Eine solide Da-
tenbasis ist auch in dynamischen 
Krisensituationen unentbehr-
lich, um gute Entscheidungen zu 
treffen. Dies fördert die Resilienz 
kleiner und großer Städte.

2. Im Rahmen des Plattform-
ansatzes muss es eine gezielte 
(koordinierte) Förderung geben. 
Förderung muss flexibler wer-
den, beispielsweise durch Abruf- 
und Prämienförderung.

3. Maßnahmen müssen durch 
ein Konsortium von Bund, Län-
dern und Kommunen rechtlich 
und fachlich begleitet sowie eva-
luiert werden. Auch die Mitwir-
kung von Kommunen an Stan-
dardisierungsstrukturen wie dem 
DIN sollte förderfähig sein. An 
vielen Stellen ist der rechtliche 
Rahmen zu starr und verhindert 
Innovationen. Es braucht einer-
seits einen definierten Rahmen 
und andererseits innerhalb die-
ses Rahmens mehr Experimen-
tierklauseln und Reallaborräume 
für Kommunen. Dies muss in För-
derrichtlinien mit enthalten sein. 

4. Vernetzung und Nachnut-
zung müssen in allen Projekten 
konsequent von Anfang an mit-
gedacht und gefördert werden. 
Die konkrete Umsetzung muss 
gewährleistet werden. Open 
Source sollte in der öffentlichen 
Verwaltung stärker und einfa-
cher etabliert werden. Um Open 
Source tatsächlich umzusetzen, 
braucht es ein Lizenzmodell, ein 
valides Betriebsmodell und ein 
Organisationsmodell. Für eine 
erfolgreiche Umsetzung müssen 
außerdem notwendige Struktu-
ren definiert werden (beispiels-
weise Orte, an denen Programm-
codes gut auffindbar abgelegt 
werden können). Die erfolgrei-
che Zusammenarbeit mit Start 
ups und kleineren Unternehmen 
gelingt nur, wenn bürokratische 
Hürden abgesenkt werden. So 
sollte beispielsweise die Vergabe 
vereinfacht werden, damit klei-

nere Unternehmen überhaupt 
Ausschreibungen gewinnen kön-
nen. Eine Förderung von offenen 
Standards und offenen Schnitt-
stellen muss zwingend in Förder-
richtlinien enthalten sein.

5. Qualifizierung und Kultur-

wandel müssen gezielter an-
gegangen werden. Der interne 
Kompetenzaufbau in der Kom-
munalverwaltung sollte stär-
ker gefördert werden, um Wis-
sen und Erfahrung nachhaltig 
zu sichern. Hierzu zählt auch ein 

größeres Augenmerk auf quer-
schnitts- und projektbezogene 
Bereiche sowie Geschlechter- 
und Diversitykompetenzen. In-
novationslabs sind Orte für kluge 
und kreative Lösungen, sie soll-
ten stärker genutzt werden.  DK

Gemeinde Sontheim:

LEONET nimmt 
Glasfasernetz in Betrieb

Das bayerische Telekommunikationsunternehmen LEONET hat ge-
meinsam mit dem Sontheimer Ersten Bürgermeister Alfred Gänsdor-
fer das neue Glasfasernetz in der bayerischen Gemeinde Sontheim 
offiziell in Betrieb genommen. Über 900 Haushalte verfügen ab so-
fort über einen direkten Glasfaseranschluss, der Internetbandbrei-
ten von 1.000 Mbit/s und mehr ermöglicht. Das Projekt in Sontheim 
ist das Erste, dass im Rahmen der Gigabitrichtlinie des Freistaats 
Bayern erfolgreich umgesetzt worden ist. 

Das neue Glasfasernetz in 
Sontheim wurde ohne Verzöge-
rung von LEONET und dessen für 
den Tiefbau verantwortlichen 
Partner realisiert. Es ist zugleich 
das erste Projekt, das im Rahmen 
der Gigabitrichtlinie des Frei-
staats Bayern eine Förderung er-
fährt. So werden rund 90 Prozent 
der anteiligen Ausbaukosten der 
Gemeinde Sontheim vom Frei-
staat Bayern übernommen; das 
entspricht hier über 1,12 Mio. Eu-
ro. Den Löwenanteil der gesam-
ten Investitionssumme von meh-
reren Millionen Euro trägt die LE-
ONET AG. 

Standortnachteil beseitigt

„Wir sind stolz darauf, dass wir 
das Projekt reibungslos und zeit-
lich wie geplant umgesetzt ha-
ben. Damit unterstreichen wir 
unsere hohe Kompetenz und Zu-
verlässigkeit“, erklärt Martin Na-
ber, Vorstand bei der LEONET 
AG. „Grundlage hierfür war die 
sehr gute Zusammenarbeit mit 
der Kommune. Hierfür möch-
te ich mich nochmal ausdrück-
lich bedanken.“ Der Erste Bür-
germeister Alfred Gänsdorfer er-
gänzt: „Wir verfügen ab sofort 
über eine digitale Infrastruktur, 
die für die Attraktivität der Ge-
meinde von außerordentlicher 
Bedeutung ist. Das erfüllt mich 

mit Stolz, weil wir damit einen 
lange Zeit bestehenden Stand-
ortnachteil – sowohl für unsere 
Bürger:innen als auch dem Ge-
werbe – gegenüber Städten aus 
dem Weg geräumt haben.“ An-
lässlich der Inbetriebnahme be-
tont Bayerns Finanz- und Heimat-
minister Albert Füracker: „Leis-
tungsfähige Glasfasernetze sind 
die Lebensadern unserer Zeit. Für 
unseren Weg in die Gigabit-Ge-
sellschaft ziehen wir alle, Frei-
staat, Kommunen und Telekom-
munikationsunternehmen, ge-
meinsam an einem Strang. Wie 
gut es funktioniert, zeigt die Ge-
meinde Sontheim – nach nur an-
derthalb Jahren Bauzeit sind alle 
Sontheimer Haushalte direkt mit 
Glasfaser erschlossen! Ich freue 
mich, dass der Freistaat die Ge-
meinde auf dem Weg zu Gigabit 
mit über 1,12 Millionen Euro un-
terstützen konnte“.

Gegen fünf Bewerber  
durchgesetzt

LEONET hat ein insgesamt 29 
Kilometer umfassendes Glasfa-
sernetz seit dem Ausbaustart 
im Herbst 2021 errichtet. Für die 
technische Anbindung der Gebäu-
de wurden zudem 28 Verteiler-
kästen installiert. LEONET hatte 
sich in der Ausschreibung gegen 
fünf Bewerber durchgesetzt. r

V.l.: Alfred Wöcherl (Breitbandberatung Bayern), Alfred Gärns-
dorfer (1. Bürgermeister Sontheim) und Martin Naber (LEONET) 
nehmen gemeinsam mit einem symbolischen Akt das Glasfaser-
netz in Betrieb. Bild: Leonet

Landkreis Donau-Ries:

Erfolgreich auf dem Weg zur 
digitalen Kindertageseinrichtung

Kinder frühzeitig und sicher in die digitale Welt begleiten ist das 
Ziel der Kampagne „Startchance kita.digital“ des Bayerischen Fa-
milienministeriums in Kooperation und wissenschaftlicher Be-
gleitung durch das Staatsinstitut für Frühpädagogik und Medi-
enkompetenz (IFP) und dem JFF-Institut für Medienpädagogik.

Die Kampagne ist ein kosten-
freies Qualifizierungsangebot, 
das aus Mitteln des Bundesfa-
milienministeriums aus dem 
Gute-Kita-Gesetz mitfinanziert 
wird.

Mit großem Engagement ha-
ben sich acht Einrichtungen im 
Landkreis Donau-Ries – trotz 
pandemiebedingter Zusatzbe-
lastungen – auf den spannenden 
Weg zur digitalen Kita gemacht. 
Sie erhielten vielfältige Anregun-
gen für die digitale Foto-, Audio- 
und Filmarbeit mit Kindern und 
wie sie dabei die Eltern als Part-
ner einbeziehen können. Da-
zu wurden auch digitale Vernet-
zungsmöglichkeiten erprobt. 

Die beteiligten Kindertages-
stätten wurden mit ihren Teams, 
den Kindern und Eltern für ein 
Jahr von einem „kita.digital.
coach“ begleitet. Neben der 
Fortbildungsphase im Oktober 
und November 2021 führten die 
Kindertageseinrichtungen über 
das ganze Jahr Praxiseinheiten 
durch, die in ein eigenes Praxis-
projekt mündeten. Mit einer Ab-

schlussveranstaltung endete im 
Juli 2022 die Kampagne mit der 
Übergabe der Teilnehmerurkun-
den.

Medienkompetenz als Schutz

Digitale Medien faszinieren 
Kinder von klein auf. Sie erle-
ben Smartphones und Tablets in 
der Familie und der Öffentlich-
keit. Beim Eintritt in die Kita ver-
fügen viele Kinder bereits über 
Erfahrungen mit digitalen Me- 
dien. Die Erweiterung dieses be-
stehenden Wissens ist beson-
ders wichtig, denn medienkom-
petente Kinder sind am besten 
vor Risiken geschützt. 

Daher ist es eine wichtige Auf-
gabe von Kindertageseinrich-
tungen, Kinder schon früh, ih-
rer Entwicklung angemessen, im 
kreativen Umgang mit digitalen 
Medien zu begleiten.

„Die Digitalisierung verlangt 
neue pädagogische Antwor-
ten. Der verantwortliche Um-
gang mit den neuen Medien 
wird einen immer wichtigeren 

Raum in der Erziehungs- und 
Bildungsarbeit einnehmen. Die 
Kitas haben mit der Teilnahme 
an der Kampagne einen wich-
tigen Schritt in Richtung digita-
le Zukunft unserer Kinder ge-
macht“, so Landrat Stefan Röß-
le. Er dankte allen Teilnehmen-
den für ihr Engagement und 
den Trägern für die Bereitstel-
lung und Finanzierung der be-
nötigten Medien. 

Weitere Informationen zur  
Kampagne sind auf der IFP- 
Website unter https://www.ifp.
bayern.de/projekte/qualitaet/
startchancekitadigital.php ver-
öffentlicht.

Folgende Einrichtungen nah-
men teil:
• Hort an der Hans-Schäufe-
lin-Schule, Nördlingen
• Kath. Kindergarten mit Krippe 
St. Marien, Wemding
• Kath. Kindergarten mit Krippe 
St. Emmeram, Wemding
• Krippe und Kindergarten He-
likids, Donauwörth
• Kommunaler Kindergarten mit 
Krippe Blumenzwerge, Oberndorf
• Katholisches Kinderhaus, Buch-
dorf
• Kindergarten und Kinderkrip-
pe „Kinderherz“, Wemding
• Montessori Kinderhaus,  
Amerdingen. r

https://www.ifp.bayern.de/projekte/qualitaet/startchancekitadigital.php
https://www.ifp.bayern.de/projekte/qualitaet/startchancekitadigital.php
https://www.ifp.bayern.de/projekte/qualitaet/startchancekitadigital.php
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Bayerischer Datenschutzbericht 2021: 

Mit mehr Datenschutz 
zu besseren Lösungen

Das allgemeine Datenschutzrecht sowie klassische datenschutz-
rechtliche Fragen und Probleme aus dem Behördenalltag stehen 
im Mittelpunkt des vom bayerischen Landesbeauftragten für Da-
tenschutz, Thomas Petri, erstellten Tätigkeitsberichts 2021. Da 
„viele grundsätzliche Fragen zur COVID-19-Pandemie geklärt sind 
- in der Prüfungs- und Beratungspraxis ging es nun etwa um den 
Datenschutz bei Maskenpflicht-Befreiungsattesten, bei der Über-
wachung von 2G- oder 3G-Regelungen sowie im Zusammenhang 
mit dem Test- und Impfmanagement - traten nun bereits wieder 
‚nichtpandemische‘ Datenschutzthemen in den Vordergrund“, 
teilte Petri mit.

Wenn bayerische öffentliche 
Stellen um Rat suchen, weil sie 
Office-Anwendungen aus Staa-
ten nutzen möchten, die nicht 
dem Geltungsbereich der Daten-
schutz-Grundverordnung unter-
fallen, stellen sich komplexe da-
tenschutzrechtliche Fragen. Ba- 
yerns oberster Datenschützer 
hat aufbereitet, was hier zu be-
achten ist, und dabei versucht, 
einen Weg durch das Dickicht 
einschlägiger Gerichtsentschei-
dungen und Leitlinien insbeson-
dere der Unionsebene zu wei-
sen.

Schon seit längerem beschäf-
tigte Petri im Bereich von Polizei 
und Justiz der Datenschutz bei-
Zuverlässigkeitsüberprüfungen 
im Rahmen von Akkreditierungs-
verfahren. Im Berichtszeitraum 
sei endlich eine gesetzliche Re-
gelung dieses von der Polizei bei 
Großveranstaltungen eingesetz-
ten Instruments erreicht wor-
den, die kürzlich auch der Bay-
erische Verfassungsgerichtshof 
gebilligt hat.

Die datenschutzrechtliche 
Überprüfung erkennungsdienst-
licher Maßnahmen aufgrund der 
Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten führte laut Petri im Ergeb-
nis zu einer Sensibilisierung der 
Polizei - auf diesem „Deliktsfeld“ 
können eingriffsintensivere Ver-
folgungsmaßnahmen mitunter 
nicht rechtskonform eingesetzt 
werden. Ein hilfreicher Beitrag 

zeigt, wie leicht man nichtsah-
nend und unrechtmäßigerweise 
im polizeilichen Staatsschutz-In-
formationssystem gespeichert 
werden kann. 

Datenschutzfragen von allge-
meinem Interesse stellten sich 
auch im Bereich der Allgemei-
nen Inneren Verwaltung. Dazu 
zählen die Datenverarbeitung 
bei Gutachterausschüssen zur 
Ermittlung von Grundstückswer-
ten sowie Anfragen, inwieweit 
Anträge auf Bürgerversammlun-
gen veröffentlicht werden dür-
fen und was bei der Herausga-
be kommunaler Mitteilungsblät-
ter datenschutzrechtlich zu be-
achten ist.

Kommunale Mitteilungsblätter

In einem hierzu extra veröf-
fentlichten Arbeitspapier erläu-
tert Petri die zu beachtenden 
datenschutzrechtlichen Vorga-
ben und geht auf typische Fall-
konstellationen wie etwa die  
Bekanntgabe von Eheschließun-
gen oder Jubiläumsgratulatio-
nen in einem kommunalen Mit-
teilungsblatt ein. 

Ein ausführlicher Beitrag im 
Bereich „Gesundheit und Sozia-
les“ gilt den Mitteilungspflichten 
des Medizinischen Dienstes der 
Krankenkassen an die Leistungs-
erbringer, wenn Behandlungs-
fehler begutachtet worden sind. 
Was den Bereich der Personal-

verwaltung bei bayerischen öf-
fentlichen Stellen betrifft, setzt 
sich der Tätigkeitsbericht unter 
anderem mit zwei Neuregelun-
gen auseinander. 

Während der Datenschutz-
beauftragte bei der von ihm 
schon seit längerem als rege-
lungsbedürftig benannten Auf-
bewahrung von Unterlagen 
über dienstliche Beurteilungen 
ein überwiegend positives Fazit 
zieht, bedauert er die Entschei-
dung, dass bei der Verlängerung 
der Aufbewahrungsfrist für Bei-
hilfeunterlagen der zuständige 
Normgeber fiskalische Interes-
sen den Datenschutzbelangen 
vorgezogen hat. 

„Nach bisheriger Rechtslage 
waren Beihilfeunterlagen, aus 
denen die Art der Erkrankung 
ersichtlich ist, unverzüglich zu-
rückzugeben oder zu vernich-
ten, sobald die Beihilfestelle sie 
nicht mehr benötigte. Nunmehr 
sind diese Unterlagen gesetz-
lich fünf Jahre aufzubewahren. 
Vergleichbares gilt für Unterla-

Deutsche Telekom und Microsoft 
revolutionieren die Kommunikation 

... und verschmelzen Microsoft Teams mit dem  
Mobilfunknetz der Telekom

Als erster Anbieter Deutschlands offeriert die Telekom eine Innova-
tion in Microsoft Teams: „Mobile für Microsoft Teams“. Zwei Welten 
wachsen zusammen: das beste Mobilfunknetz in Deutschland und die 
von Geschäftskunden am meisten genutzte Kollaborationslösung. 

Die Integration der Mobilfunk- 
rufnummern von Geschäftskun-
den ist eine signifikante Erwei-
terung von Teams neben der be-
reits möglichen Integration von 
Festnetz- und Einwahlkonfe-
renznummern. Nutzer können 
unabhängig von Ort und Gerät 
direkt in Teams telefonieren und 
Inlands- und Auslandsgespräche 
mit der Mobilfunkrufnummer 
ein- und ausgehend führen. Die 
zusätzliche Nutzung von Chat- 
und Videokonferenzfunktionen 
ist selbstverständlich. Mit Mo-
bile für Microsoft Teams schaf-
fen Microsoft und Telekom ei-
ne zukunftsweisende Lösung 
für Kommunikation und Zusam-
menarbeit.

Schnell installiert  
und flexibel zugeteilt

Mit Mobile für Microsoft 
Teams lassen sich alle Telefo-
nie-Leistungen, auch aus dem 
Mobilfunk, direkt im Microsoft 
Teams Admin Center verwalten. 
Die Einrichtung wird sehr ein-
fach sein: Kunden der Telekom 
importieren die Rufnummern 
des geeigneten Geschäftskun-
den-Vertrages direkt in Teams 
und ordnen sie ihren Nutzern 
zu. Die Unternehmen können 
schnell und flexibel auf die indi-
viduellen Bedürfnisse ihrer Mit-
arbeiter eingehen und erhalten 
eine umfassende Lösung aus ei-
ner Hand. Neue Möglichkeiten 
für das mobile und hybride Ar-
beiten sind damit gegeben. Die 
Grenzen zwischen Telefonie und 
Meetings, mobilen und Desk-
top-Geräten, Büro- und Außen-
dienst verwischen noch stärker. 
Die Effizienz der Administration 
geht mit der Effizienz der Nut-
zung einher. 

Zwei Welten  
wachsen zusammen

Kein Anruf geht verloren. Die 
nahtlose Verschmelzung von 
Teams mit dem Mobilfunknetz 
der Telekom sichert jede Ver-
bindung. Auch bei fehlender Da-
tenverbindung können Nutzer 
weiterhin mobil in Teams tele-
fonieren und zusammenarbei-
ten. Durch die mobile Integrati-
on hat der Nutzer nur eine An-
rufhistorie, eine Voicemail und 
einen Präsenzstatus über Teams 
und das Mobilgerät hinweg. Die 
Welt der Authentifizierung über 
E-Mail-Adressen wächst mit der 
Welt der eindeutig zugeordne-
ten Mobilfunkrufnummern zu-
sammen. Mobilfunknummern 
und Teams werden quasi physi-
kalisch gekoppelt. „Besetzt“ auf 
dem mobilen Gerät bedeutet 
auch „Besetzt“ auf allen ande-
ren Geräten in Teams – und um-
gekehrt. Zusätzlich sind altbe-
kannte und vertraute UCC-Funk-
tionen (UCC: Unified Communi-
cation and Collaboration) von 
Teams, wie beispielsweise Stell-
vertreter- oder Abwesenheits-
regeln, mobil verfügbar. Ist in 
Outlook eine Abwesenheitsmel-
dung eingerichtet, wird ein ent-
sprechender Text auf der Mo-
bilbox abgespielt. Der Medien-
bruch ist Vergangenheit. 

„Die Menschen arbeiten nicht 
mehr nur im Büro, sondern auch 

im Home-Office, mobil und über 
verschiedene Endgeräte. Auch 
nach der Pandemie wird sich 
das Arbeitsumfeld weiter verän-
dern. So prognostiziert IDC für 
2024 einen starken Rückgang 
der lokalen Geschäftstreffen auf 
25%,“ sagt Hagen Rickmann, Ge-
schäftsführer Geschäftskunden 
Telekom Deutschland GmbH. 
„Mit unserem Partner Microsoft 
bieten wir mit Mobile für Micro-
soft Teams eine Lösung an, die 
alle Kommunikationsbedürfnis-
se plattformübergreifend ver-
eint. Das schafft eine nahtlose 
Fixed-Mobile-Konvergenz und 
steigert die Resilienz von Unter-
nehmen deutlich.“

„Den Mitarbeitern die Wahl 
zu lassen und ihnen die Mög-
lichkeit zu geben, von zu Hause, 
vom Büro oder von unterwegs 
aus mitzuwirken, beizutragen 
und nahtlos zusammenzuarbei-
ten, ist ein wichtiges Element, 
damit Hybrid Work für alle funk-
tioniert“, sagte Ralph Haup-
ter, President, Microsoft EMEA. 
„Unser jährlicher globaler Work 
Trend Index hat gezeigt, dass 73 
Prozent der Befragten flexible 
Remote-Optionen beibehalten 
wollen, was ein effektives hyb-
rides Modell zu einem entschei-
denden Faktor für die Bindung 
und Gewinnung von Talenten 
für Unternehmen aller Größen 
und in allen Branchen macht.“

Ralph Haupter und Hagen 
Rickmann stellten diese Lösung 
auf der Bühne der Digital X vor. 
Das gesamte Programm der Di-
gital X 2022 steht online zur 
Verfügung unter https://www.
digital-x.eu/de/. Die Veran-
staltung wurde auf der Digital 
X-Plattform live übertragen. Die 
Plattform ist jederzeit von über-
all abrufbar. Weitere Details zur 
Digitalisierungsinitiative finden 
Sie auch unter www.telekom.
com/digitalx. r

gen über Heilfürsorge und Heil-
verfahren, deren generelle Auf-
bewahrungsfrist nun ebenfalls 
fünf Jahre beträgt“, erläutert Pe-
tri. Im Rahmen seiner Aufsichts-
zuständigkeit werde er die Ein-
haltung der gesetzlichen Vorga-
ben in der Beihilfepraxis genau 
im Blick behalten.

Neben der Beanstandung 
nach dem Verlust von Bewer-
bungsunterlagen bei einer bay-
erischen öffentlichen Stelle be-
richtet Petri zudem über eine 
ihm gemeldete „Datenpanne“, 
bei der der Grundsatz der Ver-
traulichkeit personenbezogener  
Daten eindrucksvoll verfehlt 
wurde. So wurde auf einer Do-
naubrücke eine kommunale Be-
schäftigte samt Fahrrad und Ak-
tenstapel von einem heftigen 
Windstoß erfasst, was zur Folge 
hatte, dass Blätter in den Fluss 
flogen. 

Dieser skurrile Fall zeigt Petri 
zufolge nicht nur ein spezifisches 
Risiko der Arbeit im Homeof-
fice auf, sondern demonstriert 
einmal mehr die Notwendigkeit 
ausreichender Sicherungsmaß-
nahmen beim Aktentransport. 
Auch hier gilt: „Der beste Da-
tenschutz wirkt nicht durch Be-
anstandung, Verwarnung oder 
Geldbuße, sondern im Wege der 
Prävention.“ DK

BREKO-Marktanalyse:

Nachfrage nach Glasfaser und 
Verfügbarkeit steigen stark an

Der Glasfaserausbau in Deutschland nimmt immer mehr Tem-
po auf – und auch die Nachfrage steigt stark an. Das sind die Er-
gebnisse der jährlichen Marktanalyse des Bundesverbands Breit-
bandkommunikation (BREKO). Ende Juni gab es laut BREKO in 
Deutschland 12,7 Millionen verfügbare Glasfaseranschlüsse und 
damit 4,4 Millionen mehr als noch Ende 2020. Mehr als jeder vier-
te Haushalt in Deutschland verfügt damit mittlerweile über solch 
eine leistungsfähige Internetanbindung.

Die alternativen Netzbetrei-
ber, darunter auch Deutsche 
Glasfaser, waren für den Lö-
wenanteil – 71 Prozent – der 
ausgebauten Anschlüsse verant-
wortlich. Auch was die Investi-
tionen angeht, trugen diese An-
bieter mit 6,5 Milliarden Euro im 
vergangenen Jahr die Hauptlast.

Die BREKO-Marktanalyse zeigt 
zudem, dass die Nachfrage im-
mer stärker wächst. Nahezu die 
Hälfte aller Haushalte, in denen 
Glasfaser verfügbar war, buch-
ten im vergangenen Jahr ei-
nen entsprechenden Anschluss. 
Und 1,4 Millionen Kunden nutz-
ten bereits einen Tarif mit ei-
nem Datendurchsatz von einem 
Gigabit pro Sekunde oder mehr.

„Der Nutzen von Glasfaser 
wird zunehmend erkannt und 
damit entwickelt sich diese 
Technologie immer mehr zum 
Standard“, sagte der Studien-
leiter Jens Böcker. „Diese Zah-
len unterstreichen darüber hin- 
aus, dass Deutschland im euro-
päischen Vergleich Anschluss 
gefunden hat.“

Das Ziel der Bundesregierung, 
bis 2025 die Hälfte aller Haus-
halte in Deutschland ans Glasfa-
sernetz anzuschließen, wird laut 
BREKO allerdings kein Selbstläu-
fer. Die Prognose des Verbands 
für das Zieljahr reicht von 40  

bis 53 Prozent der Haushalte.
Ob diese Ambition erfüllt 

wird, hängt laut Analyse nicht 
nur davon ab, ob sich die welt-
politische Lage mit dem Krieg 
Russlands in der Ukraine ab, 
der zu Preissteigerungen, Liefer-
engpässen und dem Fachkräfte-
mangel beiträgt.

Entscheidend seien vor allem 
die passenden Rahmenbedin-
gungen in Deutschland, wie ei-
ne Priorisierung des eigenwirt-
schaftlichen Ausbaus und eine 
Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren.

Ausbau auf dem Land

Deutsche Glasfaser hat sich 
als führender Anbieter von FT-
TH-Glasfaseranschlüssen („Fiber  
To The Home“ - Glasfaser bis 
in die Wohnung) auf dem Land 
vorgenommen, den Ausbau in 
Deutschland weiter entschei-
dend voranzutreiben.

Allein bis 2025 will das Unter-
nehmen insgesamt 4 Millionen 
Haushalte mit Glasfaser versor-
gen und sein Netz in der Folge auf 
6 Millionen Anschlüsse ausbau-
en. Das entspricht etwa 15 Pro-
zent aller Haushalte in Deutsch-
land. Stand heute kommt das Un-
ternehmen auf über 1,4 Millio-
nen sog. Homes Passed. r

V.l.: Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Thomas 
Karmasin (Fürstenfeldbruck), die Bayerische Staatsministerin für 
Digitales, Judith Gerlach, MdL, und der Leiter des Innovationsrings, 
Landrat Josef Niedermaier, Bad Tölz-Wolfratshausen, bei der Frei-
schaltung des DigitalStore. Bild: Bayerischer Landkreistag

Digitalisierung der Landratsämter:

DigitalStore mit 77 Online- 
Anträgen freigeschaltet
Von Klaus Geiger, Referent für Finanzen, Organisation 

und digitale Verwaltung beim Bayerischen Landkreistag

Der notwendige Ausbau des Angebots an digitalen Verwaltungsleis-
tungen fordert die Landratsämter mit ihren zahlreichen Bürger- und 
Unternehmenskontakten in ganz besonderer Weise. Die gute Nach-
richt ist: Das Rad muss nicht jedes Mal neu erfunden werden! Der 
Innovationsring des Bayerischen Landkreistags unter der Leitung 
von Landrat Josef Niedermaier, Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen, 
unterstützt die Landratsämter bei ihrer Digitalisierung mit praxis-
gerechten Empfehlungen und konkreten Digitalisierungsprojekten. 
Die von Landrat Matthias Dießl, Landkreis Fürth, geleitete Projekt-
gruppe „Organisation/E-Government“ ist im Innovationsring der 
maßgebliche Digitalisierungsmotor und Impulsgeber. 

Projekt „Digitaler  
Werkzeugkasten 2.0“

Nach dem erfolgreichen Ab-
schluss des Pilotprojekts „Digi-
taler Werkzeugkasten 1.0“ im 
Oktober 2020, haben das Bay-
erische Digitalministerium und 
der Innovationsring des Baye-
rischen Landkreistags das Pro-
jekt ausgeweitet und im März 
2021 das Folgeprojekt „Digitaler 
Werkzeugkasten 2.0“ gestartet. 
Insgesamt nehmen 25 Landkrei-
se aus allen bayerischen Regie-
rungsbezirken an dem Projekt 
teil. Die Anzahl der teilnehmen-
den Landkreise ist damit mehr 
als drei Mal so hoch wie beim 
ersten Projekt.

Das Besondere an dem Pro-
jekt ist das arbeitsteilige Vorge-
hen: Die 25 Landkreise setzen in 
einem abgestimmten Vorgehen 
Online-Anträge für wichtige Ver-
waltungsleistungen um und stel-
len diese anschließend den üb-
rigen Landratsämtern kostenlos 
zur weiteren Nachnutzung be-
reit. Auf diese Weise entsteht 
ein starkes Austauschnetzwerk, 
von dem alle Landkreise profitie-
ren. Dieser kooperative Ansatz 
hat auch die Jury beim eGovern- 

ment-Wettbewerb 2021 über-
zeugt. Das Projekt wurde in der 
Kategorie „Bestes Kooperations-
projekt 2021“ ausgezeichnet.

Um die Nachnutzung der um-
gesetzten Online-Anträge zu 
vereinfachen und damit auch 
zu beschleunigen, hat der Inno- 
vationsring gemeinsam mit dem 
Digitalministerium eine zen- 
trale Austauschplattform (Digi-
talStore) umgesetzt. Die Baye-
rische Staatsministerin für Digi-
tales, Judith Gerlach, MdL, der 
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Thomas Kar-
masin, Landkreis Fürstenfeld-
bruck, und der Leiter des Innova-
tionsrings, Landrat Josef Nieder- 
maier, haben den DigitalStore im 
vergangenen Juli freigeschaltet.

Servicedienstleistungen

Über den DigitalStore können 
derzeit 77 Online-Anträge kos-
tenlos nachgenutzt werden. Zu 
den zentral bereitgestellten di-
gitalen Servicedienstleistungen 
zählen unter anderem die Be-
antragung eines Parkausweises 
für Handwerker, einer Gaststät-
tenerlaubnis sowie eines Jagd-
scheins. Bis Ende 2022 wird das 

Angebot um weitere 30 On-
line-Anträge mit Schwerpunkt 
auf Unternehmensleistungen 
ausgebaut. Gerade Unterneh-
men haben mit rund 200 Be-
hördenkontakten pro Jahr we-
sentlich häufiger mit der Ver-
waltung zu tun, als der einzelne 
Bürger. r

it-sa Expo&Congress 
in Nürnberg

Vom 25. bis 27. Oktober 
findet in Nürnberg die it-
sa Expo&Congress, Euro-
pas führende Fachmesse 
für IT-Sicherheit und eine 
der bedeutendsten Plattfor-
men für Lösungen rund um 
die Themen Cloud- und Mo-
bile-Security, Daten- und 
Netzwerksicherheit oder die 
Absicherung Kritischer In- 
frastrukturen und der In-
dustrie 4.0 weltweit, statt.

Trendbarometer

Sie bringt Experten vor 
Ort in Nürnberg zusammen 
und ist mit aktuellen The-
men, fachspezifischen Fo-
renbeiträgen und inspirie-
renden Vorträgen Trend-
barometer für den gesam-
ten IT-Sicherheitsmarkt. 
Das begleitende Kongress- 
programm Congress@it-sa 
bietet Raum für den vertief-
ten fachlichen Austausch zu 
konkreten Fragen und spezi-
fischen Herausforderungen.

Im Rahmen der it-sa fin-
det am 26. Oktober um  
11 Uhr auf dem Gemein-
schaftsstand von bayme 
vbm in Halle 7 Stand 412 
(NürnbergMesse, Eingang 
NCC Ost, Messezentrum)  
ein Weißwurstfrühstück mit 
bayerischen Erfrischungs-
getränken statt. Eine kos-
tenfreie Anmeldung ist  
über den Link https://t1p.
de/lfi5n möglich. r

https://www.digital-x.eu/de/
https://www.digital-x.eu/de/
http://www.telekom.com/digitalx
http://www.telekom.com/digitalx
https://t1p.de/lfi5n
https://t1p.de/lfi5n
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Sie finden uns auf dem
BreitbandForum in Amberg

GLASFASER-
AUSBAU UNTER 
PARTNERN

Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur mit offenem Zugang ist für Kommunen in ländlich 
geprägten Regionen die Lösung, um zukunftsfest gegenüber den Ballungsräumen attraktiv 
zu bleiben.

Aus der Region. Für die Region. Als Unternehmen mit Hauptsitz in Niederbayern und 
Zweigniederlassung in Oberbayern bietet LEONET das gesamte Programm an: Von der 
Finanzierung über die Bauplanung und Umsetzung mit regionalen Tiefbauunternehmen bis zur 
Leitungsverlegung (FTTH / FTTB) und dem kundenorientierten Netzbetrieb.

GIGABITFÄHIGES INTERNET
FÜR IHRE VERWALTUNG.
FÜR IHRE BÜRGER*INNEN.
FÜR IHRE UNTERNEHMEN.

Das Team der LEONET Kommunalbetreuung freut sich auf den Austausch mit Ihnen.

AUS BAYERN. FÜR BAYERN. LEO N E T. D E

Zukunftskongress Staat & Verwaltung 2022:

Kommunen im Spannungsfeld
Resilient, nutzerorientiert, effizient und international: Dies sind 
nur einige Attribute eines modernen, digitalen Staats von mor-
gen, die auf dem 8. Zukunftskongress Staat & Verwaltung in Ber-
lin diskutiert wurden. „10 Aufgaben für Deutschland und seine 
Verwaltungen bis 2025“ lautete das diesjährige Motto.

Die dreitägige Leitveranstal-
tung des öffentlichen Sektors 
für die digitale Transformati-
on mit knapp 2.000 Teilneh-
mern identifizierte folgende 
zehn Handlungsfelder, die aus 
den Erfahrungen der vergange-
nen Jahre bzw. Jahrzehnte einen 
wesentlichen Beitrag leisten sol-
len, damit Staat und Verwaltung 
schneller im digitalen Heute an-
kommen: 
1. Staat & Verwaltung brauchen 
eine wirkliche innere Motivati-
on und Bereitschaft für einen 
Kultur- und Mentalitätswandel 
hin zu einer Dienstleistungsori-
entierung und mehr Agilität. 
2. Mit Veränderungen auch im 
Kleinen beginnen und nicht nur 
auf neue Vorgaben oder Strate-
gien (von oben) warten. 
3.Föderale und europäische Zu-
sammenarbeit im Zeitalter der 
Digitalisierung beschleunigen 
und digital unterstützen. 
4. Es bedarf harmonisierter 
IT-Strategien im föderalen Sys-
tem, die umgehend eine Ver-
bindlichkeit im Hinblick auf 
Architektur, Standards und 
Schnittstellen schaffen. 
5. Eigenleistungsfähigkeit, ope-
rative Fähigkeiten und digitale 
Kompetenzen der Verwaltung 
erhöhen. 
6. An einer leistungsfähigen und 
konsolidierten IT-Infrastruktur 
arbeiten, die (möglichst) Ebe-
nen übergreifend harmonisiert 
ist und sich schneller den Zu-
kunftstechnologien wie Cloud 
oder KI öffnet. 
7. Digitale Verwaltung und Um-
setzung OZG: „Nicht verrennen 
und verzetteln“. 
8. Datenschutz modernisieren: 
Datenschutz muss konstrukti-
ver Partner der Veränderung 
und der digitalen Transformati-
on werden. 
9. Mehr Innovationen fördern 
sowie kürzere Innovationszyk-
len besser abbilden. 
10. Nachhaltige Entwicklung 
einer Investitionsfähigkeit des 
Staates im Umfeld der Moderni-
sierung auch in schwieriger wer-
denden Haushaltslagen. 

Dr. Markus Richter, Bundes- 
CIO und Staatssekretär im BMI, 
lud zur gemeinsamen Ideen- 
sammlung und zum Netzwerken 
ein. Um einen resilienten, nut-
zerorientierten Staat zu bauen, 
sei es wichtig, dass alle Akteure 
zusammenarbeiten, Leistungen 
einheitlich angeboten werden 
und dafür eine gut funktionie-
rende Infrastruktur geschaffen 
wird. Die aktuellen Herausfor-

derungen würden durch hervor-
ragende Mitarbeiter in der Ver-
waltung gemeistert, dies habe 
sich insbesondere in Krisenzei-
ten von Corona und des Angriffs-
krieges auf die Ukraine gezeigt.

Nun komme es darauf an, be-
stehende Prozesse und Abläufe 
massiv zu ändern, denn auch die 
Welt verändere sich, so Richter. 
Die Zyklen aufkommender Kri-
sen verkürzten sich, Ausnah-
mezustände würden dauerhaf-
ter und daher sei es wichtig, 
der Verwaltung effiziente In-
strumente an die Hand zu ge-
ben, um einen resilienten Staat 
zu schaffen. Ein Blick in den Ko-
alitionsvertrag zeige, dass es 
viel Rückenwind für die Verwal-
tungsdigitalisierung gebe, und 
mit diesem Rückenwind müsse 
man jetzt weiter tatkräftig zu-
sammenarbeiten.

Zukunftsforum

Im Rahmen eines Zukunfts-
forums erörterte Ernst Bür-
ger (BMI) gemeinsam mit Ver-
tretern aus Verwaltung und 
Wirtschaft, unter ihnen AKDB- 
Vorstandsvorsitzender Rudolf 
Schleyer, das Thema „Das OZG 
als Beginn eines langfristigen 
Transformationsprozesses“. Im 
Plenum wurde deutlich, dass die 
nächsten Schritte der OZG-Um-
setzung nun das Ausrollen der 
Leistungen in die Fläche sowie 
die „Ende-zu-Ende-Digitalisie-
rung“ sind. Dazu müssten un-
ter anderem eine gemeinsame 
föderale IT-Architektur und ein 
gemeinsames Zielbild geschaf-
fen sowie die Fachseite stärker 
eingebunden werden, so Bür-
ger. Außerdem gehe es weiter-
hin darum, das „Mindset“ zu 
verändern und den Transforma-
tionsprozess im Ganzen zu be-
trachten, damit dieser gelinge.

Über die Registermodernisie-
rung diskutierten Maximilian 
Schröter (BVA), Dr. Rudolf Hau-
ber Leiter Geschäftsprozessma-
nagement Kreisverwaltungsre-
ferat Stadt München und Tom-
ma Brandis-Schwarz (init) ge-
meinsam mit dem Publikum. 
Zentrales Thema waren dabei 
die Anforderungen und Heraus-
forderungen der registerführen-
den Behörden. Auch die Behör-
dennummer 115 stand auf der 
Agenda. Als direkter Draht der 
Bürgerinnen und Bürger in die 
Verwaltung sei die 115 ein wich-
tiges Element der Verwaltung, 
betonte BMI-Referentin Petra 
Streiber. Derzeit gehörten be-

reits der Bund, 14 Länder sowie 
zahlreiche Kommunen dem Ver-
bund der 115 an. Mit einer Ziel-
vorgabe von maximal 60 Sekun-
den Wartezeit werde auf Fragen 
jeglicher Art telefonisch Aus-
kunft gegeben. Kernstück des 
Service sei eine gute Wissens-
datenbank, die auf den Stan-
dards von FIM und dem Daten-
austauschformat XZuFi 2.1.0 
beruht. Künftig soll eine 24/7 
Auskunft über einen Chatbot ge-
währleistet werden.

Mit zahlreichen Fragen des 
kommunalen Managements – 
nicht nur im Kontext der digita-
len Transformation – befassten 
sich Experten im Rahmen des 
KGSt®-Kommunalforums, einer 
weiteren Veranstaltung inner-
halb des Zukunftskongresses. 
Laut Koalitionsvertrag der neu-
en Bundesregierung soll die öf-
fentliche Verwaltung ermögli-
chen und lernen. Sie soll das Le-
ben der Bürgerinnen und Bürger 
einfacher machen. Leistungen 
sollen schneller, effektiver und 
wirtschaftlicher erbracht wer-
den. Außerdem sollen Innova-
tionsprozesse befördert, eine 
Kultur der Zusammenarbeit eta-
bliert und die Kraft der Zivilge-
sellschaft genutzt werden. Dafür 
braucht es nach Auffassung der 
Kommunalen Gemeinschafts-
stelle für Verwaltungsmanage-
ment einen Perspektivwechsel 
– „insbesondere, wenn wir uns 
vor Augen führen, dass sich vie-
le Kommunen in einem Span-
nungsfeld befinden: zwischen 
rasant zunehmender Digitalisie-
rung auf der einen Seite und der 
Schwierigkeit, die notwendigen 
personellen, technischen oder 
finanziellen Ressourcen bereit-
stellen zu können, auf der ande-
ren Seite“.

Freiräume schaffen

Zahlreiche Kommunen wün- 
schten sich eine grundsätzliche 
„Verringerung“ der Komplexi- 
täten und Rahmenbedingun-
gen, um Verwaltungsleistun-
gen höchst effizient anbieten 
zu können. Dies schaffe Freiräu-
me für identitätsstiftende Auf-
gaben, insbesondere im Bereich 
der kommunalen Daseinsvorsor-
ge. In diesem Rahmen braucht es 
laut KGSt einen kritischen Blick 
auf die Bereitstellung der digita-
len Services und mögliche Opti-
mierungspotenziale durch inno-
vative Formen der Bereitstellung 
im föderalen System. Aus IT-fach-
licher Sicht gebe es viele Gestal-
tungspotenziale, die den Weg für 
weitere Ansätze einer Aufgaben-
verteilung im föderalen System 
bereiten können. Im Sinne des 
„Ermöglichens“ und „Lernens“ 

sei das kommunale Management 
gefragt, hier mitzugestalten und 
Erfahrungen in den weiteren Pro-
zess einzubringen.

Im Ergebnis waren sich Ani-
ka Krellmann und Marc Groß 
(beide KGSt), Prof. Henning 
Lühr, Dr. Hanna Sommer (Deut-
scher Städtetag), Thomas Kös-
ter (Stadt Hamm) und Dr. Klaus 
Effing (KGSt) einig: Eine zentrale 
Bereitstellung von digitalen Ser-
vices kann den Digitalisierungs-
prozess beschleunigen und ist 
– wenn Kommunen bei der Er-
stellung aktiv beteiligt werden – 
nicht weniger nutzerfreundlich.

„Kommunen können Projek-
te: Einfach. Machen.“ Darüber 
diskutierten Dr. Ulrich Keilmann 
(Hessischer Rechnungshof) und 
Hendrik Ewens (KGSt) in einer 
Partnerveranstaltung der Gesell-
schaft für Projektmanagement 
und der KGSt. Ihrer Meinung 
nach wird das Projektgeschäft 
in Kommunen zunehmen. Grün-
de dafür sind die wachsende Kri-
sendichte und unterschiedliche 
Transformationsprozesse.

Professionalisierung

Wichtig sei, dass Kommu-
nen Projekte aktiv angehen und 
durchführen. Dafür sollten sie zu 
Beginn möglichst einfach star-
ten. Im Mittelpunkt stehe dabei 
der Aufbau von Projektmanage-
mentkompetenzen. Dies könne 
auf der einen Seite durch Schu-
lungen erfolgen. Praktische Er-
fahrungen in Projekten zu sam-
meln und dadurch Kompeten-
zen beim „Tun“ aufzubauen, 
sei die andere Seite. Schritt für 
Schritt könne so das Projektma-
nagement weiter angepasst und 
professionalisiert werden. Ei-
ne solche Professionalisierung 
erfolge beispielsweise durch 
ein Projektmanagement-Office 
(PMO), das bereits in einigen 
Kommunen erfolgreich einge-
setzt werde.

Stichwort Reorganisation und 
Veränderung: Gudrun Aschen-
brenner, Mitglied des Vorstands 
und Direktorin der AKDB, be-
richtete ihrerseits von der größ-
ten Neuorganisation, die die 
AKDB in ihrer 50-jährigen Ge-
schichte umgesetzt hat. Sie hat 
sich in diesem Rahmen komplett 
entlang von Kundensegmenten 
(u. a. Verwaltung, Bürger) im 
Sinne von digitalen Ende-zu-En-
de-Prozessen aufgestellt. 

Fazit: Eine wirksame Digita-
lisierung muss mit und in den 
Kommunen gestaltet werden. 
Sie sind das Zünglein an der 
Waage, wenn es um Erfolg oder 
Misserfolg bei der Digitalisierung 
geht. Das hat nicht zuletzt die 
Umsetzung des OZG gezeigt. Die 
Relevanz der kommunalen Ebe-
ne muss sich jetzt in einer noch 
intensiveren Zusammenarbeit 
im föderalen System und wirksa-
men Instrumenten und Rahmen-
bedingungen äußern.  DK

Füracker übergibt  
Gigabit-Förderbescheide

„Eine moderne digitale Infrastruktur ist Grundpfeiler für die Zu-
kunftsfähigkeit einer Region. Leistungsfähige Netze sind das ‚Tor zur 
Welt‘ unseres gesamten digitalen Alltags. Der Freistaat Bayern enga-
giert sich seit Jahren auf freiwilliger Basis massiv, um eine bestmögli-
che Versorgung seiner Bürgerinnen und Bürger insbesondere in den 
ländlichen Regionen zu ermöglichen. Freistaat und Kommunen zie-
hen für dieses gemeinsame Ziel tatkräftig an einem Strang“, freute 
sich Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei der Übergabe 
von zahlreichen Gigabit-Förderbescheiden.

Zehn Kommunen, neun Schu-
len und ein Rathaus aus Oberbay-
ern, Niederbayern und Schwaben 
erhielten insgesamt rund 11,5 
Millionen Euro Förderung für ih-
re digitale Zukunft. Die zehn kom-
munalen Einrichtungen profitie-
ren von einer Förderung in Höhe 
von 425.000 Euro nach der bay-
erischen Richtlinie zur Förderung 
von Glasfaseranschlüssen und 
WLAN-Infrastruktur für öffent-
liche Schulen, Plankrankenhäu-
ser und Rathäuser (GWLANR): 
„Die bayerischen Bildungsein-
richtungen sind hochkompetente 
Wissensvermittler und die Nut-
zung digitaler Medien ist in al-
len Schulen inzwischen zum All-
tag geworden. Die Gigabitanbin-
dung von neun Schulen mit über 
2.500 Schülerinnen und Schü-
lern ermöglicht künftig ein noch 
moderneres Lernumfeld. Zudem 
wird künftig das Rathaus der Ge-
meinde Valley an leistungsfähi-
ge Glasfaser angeschlossen“, so 
Füracker. 

26 Kommunen und vier Schu-
len aus der Oberpfalz, Oberfran-
ken, Mittelfranken und Unter-
franken wurden mit einer För-
derung von insgesamt über 35,6 
Millionen Euro für ihre digitale 
Zukunft bedacht. Vier kommu-
nale Einrichtungen in Oberfran-
ken und Mittelfranken profitie-
ren von einer Förderung in Höhe 
von 154.298 Euro nach der bay-
erischen Richtlinie zur Förderung 
von Glasfaseranschlüssen und 
WLAN-Infrastruktur für öffentli-
che Schulen, Plankrankenhäuser 
und Rathäuser (GWLANR). „Die 
Gigabitanbindung von vier Schu-
len mit über 900 Schülerinnen 
und Schülern ermöglicht künftig 
ein noch moderneres Lernum-
feld“, erläuterte der Minister. 

Bayernweit konnten seit 2018 
bereits 3.702 Einrichtungen, da-
von 2.841 öffentliche Schulen, 
mit rund 104 Millionen Euro ge-

fördert werden. Mit dem bayeri-
schen Förderprogramm „Glasfa-
ser/WLAN-Richtlinie“ können al-
le öffentlichen Schulen im Frei-
staat direkt an leistungsstarke 
Glasfaser angebunden werden. 
89 % der öffentlichen Schulen 
sind bereits gigabitfähig versorgt.

Gigabit bayernweit bis 2025

Mit der Bayerischen Gigabit- 
richtlinie hat der Freistaat den 
Weg geebnet und kann als erste 
Region in der Europäischen Uni-
on den Glasfaserausbau auch 
dort fördern, wo bereits ein Netz-
betreiber mindestens 30 Mbit/s 
anbietet (sog. „graue Flecken“). 
Bislang sind schon über 1.178 Ge-
meinden in das Förderverfahren 
eingestiegen, 64 % aller bayeri-
schen Haushalte sind gigabitfä-
hig erschlossen. Bayerns ambiti-
oniertes Ziel lautet: Gigabit bay-
ernweit bis 2025. 

Bei der Breitbandversorgung 
liegt Bayern als größtes Bundes-
land in allen Bereichen über dem 
Bundesschnitt. Aktuell verfügen 
bayernweit bereits rund 98 % der 
Haushalte über schnelles Internet. 
Nach Abschluss aller laufenden 
Projekte werden über 99 % der 
Haushalte in Bayern mit schnel-
lem Internet surfen können. 

Bei der Versorgung mit 100 
Mbit/s und 1 Gbit/s liegt Bayern 
auch deutlich über dem Bundes-
schnitt: 91 % aller bayerischen 
Haushalte verfügen über mindes-
tens 100 Mbit/s. Im Zuge der bay-
erischen Breitbandförderung hat 
der Freistaat seit 2014 rund 1,7 
Milliarden Euro investiert. Da-
mit werden mehr als 66.000 Ki-
lometer Glasfaser in Bayern ver-
legt. Die Kommunen entschei-
den im Rahmen ihrer kommu-
nalen Planungshoheit über die 
Inanspruchnahme eines Förder-
verfahrens und über den Umfang 
der Fördergebiete.  DK

Staatsminister Füracker übergibt Förderbescheide. Bild: stmfh

https://leonet.de/
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DIGITALE INFOTAGUNG
27.10.2022 oder 02.02.2023 

jeweils von 
9:30 Uhr bis ca. 15:30 Uhr Bayerische Akademie für 

Verwaltungs-Management GmbH
Tel. 089-21 26 74 79 20

digital@verwaltungs-management.de

Direkt zur 
Anmeldung:

ALLES WAS SIE ÜBER 
DAS BAYERISCHE 
DIGITALGESETZ 

WISSEN MÜSSEN!

REFERENTEN
Dr. Wolfgang Denkhaus & Klaus Geiger

Hinweisgeberrichtlinie  
in der Praxis

Ein Gastbeitrag von Pascal Jaensch, blu Systems GmbH

Seit Oktober des letzten Jahres ist nicht nur der private Sektor von 
der Hinweisgeberrichtlinie (EU) 2019/1937 betroffen – nein, auch 
der öffentliche Sektor muss dieser ab 50 Angestellten bzw. 10.000 
Einwohnern nachkommen. Diese Richtlinie soll Hinweisgeber vor 
Repressalien schützen. Die Umsetzung gemäß den Forderungen 
ist jedoch nicht immer leicht, denn es muss die Anonymität der 
Meldenden sichergestellt werden. Dieses gilt für die internen so-
wie für die externen Meldewegen. Nur welche Optionen sind vor-
handen und möglich? 

Nehmen wir das Beispiel eines 
öffentlich zugänglichen Brief-
kastens. Hier können Meldende 
ihren Hinweis einwerfen, damit 
dieser im Nachgang bearbeitet 
werden kann. Eine anonyme Be-
arbeitung ist hier möglich. Nur 
wie erhalten die Meldenden 
jetzt die notwendigen Informa-
tionen über die Bearbeitung und 
den Abschluss des Hinweises? 
Und was wäre, wenn sich in der 
Bearbeitung des Vorganges Fra-

gen ergeben und es werden wei-
tere Informationen vom Mel-
denden benötigt, der sein Anlie-
gen ohne Kontaktdaten einge-
worfen hat? Man merkt schon 
beim ersten Beispiel, dass man 
direkt auf einige Hindernisse 
trifft. Nehmen wir die Möglich-
keit eines zentralen E-Mail-Post-
fachs in Betracht. Hier kann di-
rekt mit dem Meldenden in Kon-
takt getreten und notwendige 
offenen Fragen geklärt werden. 

Die Finanzierung  
einer Smarten Region

Die atene KOM informiert über Fördermöglichkeiten zur Digitalisierung
Die Digitale Transformation ist ein nicht mehr 

wegzudenkender Trend in Stadt und Land. Laut der 
Kommunalstudie der Initiative Stadt.Land.Digital 
(2022), befassen sich bereits über 75 Prozent der Ge-
meinden mit der Ausarbeitung eines strategischen 
Ansatzes des digitalen Wandels. So individuell die 
Herangehensweise an die Digitalisierung einerseits 
sein mag, so ähnlich sind sich die Herausforderun-
gen, welchen sich Kommunen dabei stellen müssen. 
Neben den personellen sind besonders auch die fi-
nanziellen Ressourcen ein Hindernis bei der Initiie-
rung digitaler Projekte und Prozesse. Häufig sind In-
vestitionen in den Digitalen Wandel hoch, ohne so-
fort sichtbare, monetäre Beträge zu erwirtschaften. 

Förderlandschaft  
und Finanzierungsmöglichkeiten

Wie kann es Kommunen dennoch gelingen, sich 
trotz strapaziertem Haushalt und Personalstand 
wettbewerbsfähig für die digitale Zukunft aufzustel-
len? Der folgende Artikel gibt einen Einblick in die 
Förder- und Finanzierungsmöglichkeiten digitaler 
Projekte.

In vielen Bereichen der Regionalentwicklung ist es 
üblich, dass die öffentliche Hand auf EU-, Bund- und 
Länderebene Zuschüsse für die Gegenfinanzierung 
politischer und wirtschaftlicher Projekte zur Verfü-
gung stellt, die Kommunen aus ihrem Eigenkapital 
kaum tragen könnten. Um die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse zu sichern, hat sich eine vielfälti-
ge Förderlandschaft etabliert, die als Zinszuschüsse 
zu Darlehen oder als nicht rückzahlbare Zuschüsse 
an Antragsteller ausgegeben werden. Die Program-
me unterscheiden sich u.a. in Fördersumme, Förder-
zeitraum und förderfähigen Ausgaben. Auch exter-
ne Beratungsleistungen zur Fördermittelabwicklung 
sind häufig förderfähig und müssen zumeist öffentli-
chen ausgeschrieben werden. 

Beispiele für aktuelle Förderprogramme und Initi-
ativen zur Digitalisierung sind auf Europa-Ebene das 
Programm DIGITAL (Digital Europe), das u.a. die Aus-
weitung von Supercomputern und fortschrittlicher 
Technologien für KMU stärkt. Auf nationaler Ebene 
wird die Anwendung und Erprobung digitaler Lösun-
gen bspw. durch das Förderprogramm Modellpro-
jekte Smart Cities des BMWSB, das Modellvorhaben 
Smarte.Land.Regionen des BMEL oder die Innova-
tionsinitiative mFUND des BMDVs unterstützt. Und 
auch die Länderebene unterstützt: Bspw. fördert 

der Bayerische Staat über das Sonderprogramm 
Landwirtschaft Digital des StMELF oder den Digi-
talbonus Bayern des StMWi Investitionen im digi-
talen Bereich, um die Wettbewerbsfähigkeit und 
Modernisierung der Arbeitsprozesse der Antrag-
stellenden zu erhöhen.

Die Fördermittellandschaft obliegt jedoch ei-
nem stetigen Wandel. Förderprogramme sind 
zeitlich begrenzt, teilweise komplex und kleintei-
lig; eine Verknüpfung von thematischen und prak-
tischen Themen sowie eine Ministerien-übergrei-
fende Zusammenarbeit finden bislang kaum statt. 
Hier den Überblick zu behalten, scheint für Kom-
munen nicht immer möglich zu sein. Auch die Be-
antragung geeigneter Förderungen ist bei der 
Vielzahl an Programmen zeitintensiv und an-
spruchsvoll.  Aus diesem Grund lohnen sich Ge-
spräche mit Fördermittelberater*innen, die den 
Markt kennen, konkrete, zielgerichtete Program-
me empfehlen und Tipps bei der Beantragung 
geben können. Darüber hinaus bieten sich auch 
Fördermittel-Recherche-Tools, wie z.B. die App  
atene KOM Funds an, welche aktuelle Förderauf-
rufe, relevante Events und News aus der Welt der 
Fördermittel aktualisiert und leicht verständlich 
einsehbar machen. Förderaufrufe können so indi-
viduell gefiltert und die Suche auf die Bedarfe der 
Kommune abgestimmt werden. 

Förderprogramme liefern jedoch teilweise nur 
eingeschränkte Möglichkeit zur langfristigen Pro-
jektfinanzierung. Hierbei spielt unter anderem die 
Höhe des zu bezahlendenden Eigenanteils oder der 
begrenzte Förderzeitraum eine Rolle. Es lohnt des-
halb immer auch weitere Finanzierungsmöglichkei-
ten sowie kostensenkende Maßnahmen zu über-
denken. So ist bspw. eine interkommunale Zusam-
menarbeit sinnvoll, um die Projektvolumina und 
Fördersummen zu vergrößern und im Umkehr- 
schluss die Summe des Eigenanteils zu verringern.

Darüber hinaus sind derzeit auch Öffentlich-Pri-
vate Partnerschaften, sog. Public-Private Par-
ternships (PPP), gängig, bei denen staatliche Ein-
richtungen mit privatwirtschaftlichen Unterneh-
men zusammenarbeiten, um vor Ort gemein-
wohlorientierte Lösungen etablieren zu können, 
die sich auch langfristig mit Hilfe der Privatwirt-
schaft finanzieren lassen. Gängig sind PPPs unter 
anderem im Bereich der Verwaltungsmodernisie-
rung, wie z.B. E-Government Projekten oder der 
Entwicklung Kommunaler Datenplattformen. r

Alle Beiträge finden Sie auf der Internetseite: 
www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog

In Kooperation mit der atene KOM GmbH 

Die zukunftssichere Transformation smarter Regionen erfordert einen integrierten Ansatz für nachhalti-
ges Finanzierungs- und Ressourcenmanagement. Wenn auch Ihre Kommune Bedarf an einer Beratung zur 
Projektfinanzierung und Fördermittellandschaft hat, sprechen Sie gerne unsere Fördermittelberater*innen 
am Regionalstandort Bayern an: Daniel Artmann, d.artmann@atenekom.eu, +49 89 4132488 – 10. r

Der Meldende kann so über die 
Bearbeitung des Hinweises so-
wie über den Abschluss des Vor-
gangs informiert werden. Nur 
bleibt der Meldende jetzt noch 
anonym? Die gleiche Problema-
tik tritt auch bei einer zentralen 
Rufnummer auf. Um das Anlie-
gen zu bearbeiten, benötigen 
Sie eine Rufnummer, um offene 
Fragen zu klären. Unterdrückt 
der Meldende seine Rufnum-
mer, wäre dieser zwar wieder 
anonym, Sie sind allerdings wie-
der nicht in der Lage bei eventu-
ellen Rückfragen einen Kontakt 
aufzubauen. 

Sicherstellung  
der Anonymität

Zusammenfassend lässt sich 
also das Hauptproblem in der 
Sicherstellung der Anonymität 
der Meldenden – auch bei Rück-
fragen zu dem abgegebenen 
Hinweis sehen. Auch ist schon 
bei der Auswahl des Meldewe-
ges darauf zu achten, dass sich 
hier auf eine ganzheitliche Lö-

sung fokussiert wird, denn umso 
mehr Meldewege eingerichtet 
werden, desto schwerer wird es 
diese zu verwalten. 

Empfohlen werden kann da-
her ein Ticket-System, mit wel-
chem die Anonymität des Mel-
denden sichergestellt ist. Die 
Meldenden können so mit ei-
ner zugewiesenen Ticketnum-
mer auf ihre Meldung zugreifen 
und die Verantwortlichen kön-
nen über das Ticket-System mit 
den Meldenden kommunizie-
ren und die notwendigen Fra-
gen klären. Auch kann der Sta-
tus der Meldung oder die ergrif-
fenen Maßnahmen auf diesem 
Weg bekannt gemacht werden. 
Zugriff erhalten die Betroffenen 
über die Webseite der Kommu-
ne oder Organisation, in dieser 
muss nur ein Link zum Portal 
eingebunden werden.  r

Mehr als reine Information
VG Laaber hat eine eigene Kommunikationsapp

Welcher Anbieter wird dieses Mal beim wöchentlichen Markt 
vor Ort seid? Die Abholung der örtlichen Post ist jetzt eine halbe 
Stunde eher? Den Baum voller Kirschen und keinen Abnehmer? 
Bei spontanen, kurzfristigen und privaten Anliegen kommt man 
mit Tageszeitung und Mitteilungsblatt nicht immer weiter. Übers 
world wide web erreicht man oft nicht Menschen vor Ort. Doch 
mitit einer eigenen kommunikativen App für den Ort und die Be-
wohner ist es möglich.

Im westlichen Landkreis Re-
gensburg liegt die Marktge-
meinde  Laaber mit rund 5.300 
Einwohnern. Bei einem Run-
den Tisch der Jugendarbeit 2019 
entstand erstmalig die Idee zu 
einer eigenen App im Ort. Alle 
Bestrebungen seitens der Ge-
meinde blieben aber erfolglos. 
Eine eigene App programmieren 
zu lassen, ist für kleine und mitt-
lere Kommunen finanziell kaum 
erschwinglich. 2021 kam dann 
Marktrat Bernhard Gabler vom 
Markt Painten auf Bürgermeis-
ter Hans Schmid zu und stell-
te ihm die Boin.APP aus Painten 
vor. Diese baut auf das System 
von Village App auf. 

Eine Platform auf der die Kom-

mune in Echtzeit informieren 
kann und Bürger und Bürgerin-
nen interagieren können, in Laa-
ber war man gleich begeistert. 
Die Vereine hatten den Wunsch 
nach einem geschützen Aus-
tausch, der nun über geschlos-
sene Gruppen erfolgen kann. 

Testphase erfolgreich

Nach einer Vorstellung im 
Marktgemeinderat entschied 
man sich schnell und spontan 
die kostenlose dreimonatige 
Testphase zu starten: Die Laa-
ber.APP war geboren. Die Bür-
gerschaft wurde mit einem Flyer 
im Mitteilungsblatt informiert. 
Die örtlichen Vereine wurden in 

einer Infoveranstaltung, die be-
dingt durch die Corona-Pande-
mie online durchgeführt wer-
den musste, mit an Bord geholt. 
Mit einem Grußwort, Beiträgen 
zur Nutzung der App und Ange-
boten im Marktplatz ging es los. 

In der App findet man nun 
Neuigkeiten rund um den Ort, 
und am virtuellen Marktplatz 
wird verkauft, getauscht und ge-
sucht – alles vor der Haustür! 
Das ist nicht nur nachhaltig, son-
dern der Unterschied der kom-
munikativen App zu einer reinen 
Informations-App. Im Veranstal-
tungskalender findet man alles 
– von der Sitzung des Bauaus-
schusses bis hin zum Vereinsfest 
oder der spontanen Radtour. 
Bei den Gruppen stellen sich 
nicht nur Vereine vor, sondern 
es finden sich auch Gleichge-
sinnte: Egal ob zum Austausch 
von Rezepten, zu gemeinsamen 
Motorradtouren oder als Fan ei-
nes Fußballclubs. 

Mittlerweile gibt es eine fünf-
te Kategorie: „Leben in Laaber“. 
Wichtige Öffnungszeiten im 
Markt, Kontaktdaten von Ver-
einen, der Abfallkalender und 
ein nutzerfreundlicher Scha-

Stefanie Goß. Bild: Stefanie Goß

Pascal Jaensch. Bild: Jaensch

Kleinste Kommune Bayerns 
wird „Digitales Amt“

Die kleineste bayerische Kommune, die Gemeinde Chiemsee, geht 
bei der Digitalisierung voran. Bayerns Digitalministerin Judith Ger-
lach zeichnete die Verwaltungsgemeinschaft Breitbrunn, zu der die 
Gemeinde mit ihren rund 200 Einwohnern gehört, mit dem Prädikat 
„Digitales Amt“ aus. Mit der Auszeichnung ehrt das Digitalministeri-
um Gemeinden, Städte und Landkreise, die ihren Bürgerinnen und 
Bürgern mindestens 50 Verwaltungsleistungen digital anbieten. Die 
Gemeinde Chiemsee und ihre Nachbargemeinden Gstadt und Breit-
brunn gehören damit zu den rund 100 bayerischen Kommunen, die 
bei der Digitalisierung ihrer Verwaltung bereits besonders weit sind.

Gerlach: „Nicht die Größe ei-
ner Kommune ist bei der Digita-
lisierung entscheidend, sondern 

ihr Engagement. Die kleine Ge-
meinde Chiemsee ist damit ein 
großes Vorbild für vielen andere 
Kommunen in Bayern.“

Die Auszeichnung „Digitales 
Amt“ war auf Initiative des Bay-
erischen Staatsministeriums für 
Digitales im Juni 2021 gestar-
tet. Um das Prädikat zu erhalten, 
müssen interessierte Kommunen 
mindestens 50 rein kommunale 
oder zentrale Online-Verfahren 
im BayernPortal verlinkt haben. 
Nach einer Prüfung durch das 
Bayerische Staatsministerium für 
Digitales erhalten die Kommunen 
ein Schild mit der Aufschrift „Di-
gitales Amt“, ein Online-Signet 
für Ihre Website und sie werden 
auf der Website des Ministeriums 
veröffentlicht.

Das Bayerische Staatsminis-
terium für Digitales unterstützt 
die Kommunen mit einer Viel-
zahl von Maßnahmen bei der 
Verwaltungsdigitalisierung. Mit 
dem Förderprogramm „Digita-
les Rathaus“ stehen insgesamt 
rund 42 Millionen Euro bereit. 
Gemeinden, Zusammenschlüsse 
von Gemeinden sowie Gemein-
deverbände im Freistaat Bay-
ern können diese Zuschüsse im 
Rahmen des Förderprogramms 
für die erstmalige Bereitstellung 
von Online-Diensten erhalten. 
Mit dem „Grundkurs Digitallotse“ 
vermittelt das Digitalministerium 
rechtliche und organisatorische 
Grundlagen zur kommunalen Di-
gitalisierung.

Weitere Informationen des Mi-
nisteriums zum Prädikat „Digita-
les Amt“ sind online abrufbar un-
ter: https://www.stmd.bayern.
de/themen/digitale-verwaltung/
digitales-amt  r

Staatsministerin Judith Gerlach, Armin Krämmer, Bürgermeister  
Gemeinde Chiemsee. Bild: Bayerisches Staatsministerium für Digitales

densmelder sind dort zu finden. 
Überhaupt ist die App barrie-
refrei, d.h. sie kann auf Smart-
phone, Tablet aber auch Laptop 
oder PC genutzt werden. Das 
kommt vor allem der älteren 
Generation entgegen, freut man 
sich in Laaber. Werbung des lo-
kalen Gewerbes sei ausdrücklich 
gewünscht, erklärt Stefanie Goß 
aus dem Rathaus Laaber. Sie be-
treut dort im Rahmen der Öf-
fentlichkeitsarbeit die Gemein-
de-App. Der Aufwand für die 
Verwaltung hält sich durch die 
vielen Akteure auf der App aber 
im überschaubaren Bereich, 
räumt sie ein. 

Moderne, zeitgemäße  
Bürgerkommunikation

Stellenangebote und -gesuche 
findet man auch auf der Laaber.
App. Mittlerweile haben auch 
die beiden anderen Mitglieds-
gemeinden der VG – Brunn und 
Deuerling – eine eigene App. 
Und alle drei sind inzwischen 
in bestimmten Bereichen auf 
VG-Ebene verknüpft. „Durch 
den ständigen Austausch mit 
dem Team der Village.APP ent-
wickelt sich die App immer wei-
ter“, berichtet Goß. Und das vor 
allem für ein relativ überschau-
bares Entgelt. Für Verbünde gibt 
es Sonderkonditionen. 

Viele Verantwortliche in den 
Rathäusern sehen die Kommu-
nikation skeptisch, bevorzugen 
reine Informationsapps. „Wir 
haben uns bewußt für diese Lö-
sung entschieden und bereuen 
es nicht, denn es ist für uns mo-
derne und zeitgemäße Bürger-
kommunikation“, erklärt Goß. 
Angst vor verbalen Ausschrei-
tungen hat man in Laaber nicht, 
man kann Kritik sogar eher be-
gegnen und Gerüchte frühzeitig 
ausräumen. Klarnamen sorgen 
für einen große Sicherheit. Aus-
tausch und Mehrwehrt für alle 
Akteure im Gemeindeleben ste-
hen klar im Vordergrund. „Man 
lernt Menschen aus seiner Ge-
meinde kennen, die man so viel-
leicht nicht unbedingt getroffen 
hätte“, so die Expertin.  r

https://akademie.bvs.de/BAV/prod/digital/Course/Details/Index/RI-sel(Tree)l1id(39807)ctid(584)COURSES_PAGE(65inA.2)cid(44369)?catalogUrl=https%3A%2F%2Fakademie.bvs.de%2FBAV%2Fprod%2Fdigital%2FCourse%2FOverview%2FIndex%2FRI-sel(Tree)l1id(39807)ctid(584)COURSES_PAGE(65inA.2)%3Farea%3DCourse&area=Course
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/blog
https://atenekom.eu/kompetenzen/foerdermittelberatung/foerdermittel-app/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/blog
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/blog
mailto:d.artmann%40atenekom.eu?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/digitales-amt
https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/digitales-amt
https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/digitales-amt
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Meine Finanzen behalte ich
im Blick, ohne zu rechnen.
Eine moderne Finanzsoftware für Ihre Verwaltung sollte für jeden intuitiv zu 
bedienen sein. So wie der OK.FINN Bewirtschaftungsarbeitsplatz: webbasiert, 
mit übersichtlichem Dashboard und gleichermaßen perfekt für Doppik und 
Kameralistik.

Eines der vielen Topthemen auf dem 5. AKDB Kommunalforum.
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Stadt Zirndorf: 

Behörden-Kommunikation  
leicht gemacht

DSGVO-konformer Behörden-Messenger für interne Kommunikation
Der Einsatz von Laptops und Smartphones bei Behörden steigt  
stetig – ebenso wie die Nutzung von mobilen Kommunikations- 
lösungen. Oft greifen sie dabei auf private Messaging Apps zu-
rück. Das Problem: Private Messaging ist aufgrund erheblicher 
Schwächen sehr anfällig für Cyberangriffe. Für die IT-Abteilung 
der Stadt Zirndorf stand daher fest, auf eine DSGVO-konforme 
Kommunikationslösung zu setzen. Heute profitieren alle Ange-
stellten der Stadt Zirndorf von einer einfachen und sicheren Kom-
munikation: mit dem Teamwire Messenger.

Die Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) hat 2018 allen Be-
hörden einen fundamentalen Si-
cherheitsstandard auferlegt. Vor 
allem im kommunikativen Aus-
tausch muss der Datenschutz ge-
währleistet sein. Für den IT-Ver-
antwortlichen der Stadt Zirndorf, 

eine einfache Interaktion über al-
le Ämter hinweg. „Uns war wich-
tig, dass alle Nutzerinnen und 
Nutzer den Messenger intuitiv 
anwenden können“, erklärt der 
IT-Leiter. „Aus Sicht der EDV-Ab-
teilung hatte die zentrale Admi-
nistration der Messenger-Nut-
zung höchste Priorität.“ Eine wei-
tere Anforderung war, das Hos-
ting der Messenger App auf eine 
hochsichere deutsche Cloud aus-
zulagern, um auch in Krisen- und 
Notfallsituationen Mitarbeiter 
erreichen zu können.

Reibungslose Einführung  
in nur zwei Monaten

Die Implementierungsphase 
verlief schnell und reibungslos. 
„Nach einem kurzen Onboar-
ding-Prozess ließ sich Teamwire 
in den entsprechenden App Sto-
res herunterladen und installie-
ren“, schildert Lippmann. Da al-
le Voreinstellungen zuvor zentral 
vorgenommen wurden, war die 
Kommunikation in nur zwei Mo-
naten komplett umgestellt. Schu-
lungen waren nicht nötig. Der 
Umgang mit der App ist genauso 
simpel, wie es die Mitarbeiten-
den von WhatsApp gewohnt wa-
ren. „Wir hatten zu jeder Zeit ei-
nen persönlichen Ansprechpart-
ner, der uns dabei half, unsere 
Kommunikation noch effizienter 
zu gestalten“, sagt Richard Lipp-
mann. 

Drittsystemanbindung  
über Chatbot

Mithilfe einer offenen API- 
Schnittstelle lässt sich ein zen-
trales Szenario der EDV-Ab-
teilung abbilden: Für mehr als 
1.000 Dienste im EDV-Bereich 
hat die Stadt Zirndorf das Moni-
toring-System PRTG im Einsatz. 
Über die API-Schnittstelle las-
sen sich das Monitoring-System 
und Teamwire verknüpfen. Dabei 
übermittelt ein Chatbot in Team-
wire Störungen und Warnmel-
dungen über Ausfälle, sowie die 
erfolgreiche Störungsbehebung 
sofort per Textnachricht an die 
verantwortlichen Mitarbeiten-
den.

Fazit

Die Messenger App läuft so-
wohl auf dienstlichen Gerä-
ten als auch über verschlüssel-
te App-Container auf privaten 

Richard Lippmann. Bild: Stadt Zirndorf

Richard Lippmann, musste die 
Frage beantwortet werden: Wo-
mit kommunizieren die Mitarbei-
tenden der Stadtverwaltung? Die 
Antwort nach einer Umfrage: Mit 
dem privaten Messenger Whats-
App. „Die mobile Kommunikati-
on via WhatsApp entsprach lei-
der nicht mehr den gesetzlichen 
Anforderungen“, erinnert sich 
Richard Lippmann. „Wir brauch-
ten eine DSGVO-konforme, si-
chere und für die Nutzer attrak-
tive Lösung.“

Auf dem Weg zur passenden 
Kommunikationslösung

Nach ersten erfolglosen Ver-
suchen eine passende digita-
le Kommunikationslösung zu fin-
den, entschied sich die IT-Admi-
nistration für das Testen des Be-
hörden-Messengers Teamwire. 
Dieser konnte mit einer zentra-
len Administration und Nutzer-
verwaltung punkten, die auch ei-
ne geräteübergreifende Identifi-
kation von Benutzern gestattet. 
„Da sich bei den Preisen für Stan-
dardprodukte am Business-Mes-
saging-Markt kaum Unterschie-
de ausmachen ließen, waren es 
die vielen nützlichen Funktiona-
litäten, die DSGVO-Konformität 
und die einfache Bedienbarkeit, 
die uns überzeugten“, begründet 
Lippmann seine Wahl.

Komfortable  
Nutzerverwaltung 

Die Ziele waren ein reibungs-
loser Informationsaustausch und 

Smartphones. Die sichere Ab-
trennung der Behördenkommu-
nikation vom privaten Messaging 
sorgt für eine optimale Einhal-
tung von Datenschutzvorgaben. 
Damit hat die Stadt ihr oberstes 
Ziel, alle Mitarbeitenden daten-
schutzkonform miteinander zu 
vernetzen, erreicht. 

Autoreninfo: Jennifer Köhler 
ist freie Redakteurin aus Dres-
den für die Teamwire GmbH, 
die sich auf sicheres und souve-
ränes Instant-Messaging für Un-
ternehmen, Behörden und Blau-
licht-Organisationen speziali-
siert hat. r

Deutsches Institut für Urbanistik:

Wanderungstrends in Städten und 
Regionen frühzeitig erkennen

Kommunen benötigen belastbare Daten – beispielsweise für die 
Planung von Schul- und Kindergartenplätzen. Die neue Anwen-
dung „hin&weg“ von IfL und Difu ermöglicht erstmals, innerstäd-
tische Umzüge, Stadt-Umland-Wanderungen oder Pendlerbewe-
gungen anschaulich darzustellen.

Die Software wurde im Aus-
tausch zwischen Wissenschaft 
und Kommunalpraxis am Leib-
niz-Institut für Länderkunde (IfL) 
entwickelt. Das Deutsche Insti-
tut für Urbanistik (Difu) hat da-
bei den Transferprozess in die 
Kommunen unterstützt und be-
gleitet. Das neue Analyse- und 
Visualisierungstool steht ab so-
fort der Öffentlichkeit kosten-
frei zur Verfügung.

„Die Anwendung soll Politik 

und Verwaltung dabei unterstüt-
zen, zeitnah und vorausschau-
end auf neue Entwicklungen des 
innerstädtischen und regionalen 
Wanderungsgeschehens zu re-
agieren und Standortentschei-
dungen beispielsweise für Kitas, 
Schulen oder die Verkehrsinfra-
struktur zielgenauer zu treffen“, 
erklärt Professor Francis Harvey, 
der das Projekt am IfL geleitet hat.

Die hin&weg-Anwendung ist 
ohne große Vorkenntnisse in-

tuitiv nutzbar und benötigt kei-
ne Anbindung an das Internet. 
So lassen sich sehr einfach ak-
tuelle Erkenntnisse über räum-
liche Entwicklungsprozesse und 
Stadt-Umlandverflechtungen in 
Städten und Gemeinden, aber 
auch in Landkreisen, herausar-
beiten. Die Ergebnisse können in 
Form von Karten, Tabellen oder 
Diagrammen visualisiert und für 
die politische Kommunikation 
oder den Austausch mit Bürgern 
genutzt werden.

Das Tool wurde im Rahmen 
eines von der Leibniz-Gemein-
schaft geförderten Projekts am 
IfL in Leipzig entwickelt. „Das Be-
sondere an dem Vorhaben war 

dabei, dass der gesamte Entwick-
lungsprozess partizipativ ange-
legt war und in enger Kooperati-
on mit 18 Kommunen erfolgte“, 
so Dr. Henrik Scheller, Projekt-
leiter am Difu. Mit dabei waren 
Darmstadt, Essen, Esslingen am 
Neckar, Halle (Saale), Heidelberg, 
Jena, Karlsruhe, Koblenz, Leip-
zig, Ludwigshafen, Magdeburg, 
Münster, Offenbach am Main, 
Potsdam, Rostock, Stuttgart, 
Trier und der Landkreis Gifhorn.

Zum Beteiligungsprozess des 
Projekts gehörten Workshops, 
Erprobungsphasen und Rück-
koppelungsschleifen mit den Be-
schäftigten der jeweiligen Statis-
tik- und Stadtplanungsdezernate. 
Sie haben die diversen Visualisie-
rungstypen und Analysefunktio-
nen der einzelnen Software-Ver-
sionen mit Daten verschiedener 
räumlicher Ebenen vom statisti-
schen Bezirk bis zu den Bundes-
ländern getestet. Durch ihre Hin-
weise konnte die Software an die 
konkreten Anforderungen der 
Kommunen angepasst werden.

hin&weg steht ab sofort als 
Open-Source-Software dauer-
haft und kostenfrei zum Down-
load zur Verfügung. „Wir wün-
schen uns, dass mit der jetzt be-
ginnenden Verbreitung des Tools 
Fachleute aus der Stadt- und Re-
gionalplanung, aber auch enga-
gierte Bürger den Quellcode un-
serer Software für Weiterent-
wicklungen und Optimierungen 
nutzen“, sagt IfL-Direktor Profes-
sor Sebastian Lentz. „Dazu wol-
len wir einen Verbund mit den 
Nutzenden aufbauen.“ 

Das IfL wird die Weiterentwick-
lungsarbeiten an der Software 
begleiten und den freien Zugang 
zu der Anwendung gewährleis-
ten. Um sich mit der wachsenden 
hin&weg-Community auszutau-
schen, ist zudem eine Konferenz 
im kommenden Jahr geplant. r

AKDB realisiert Anbindung 
an FITConnect-Plattform 

Die AKDB-Datentransportlösung OK.KOMM unterstützt künftig 
zusätzlich zu XTA/OSCI den Empfang von Online-Antragsdaten 
der Bürgerinnen und Bürger über die FIT-Connect-Plattform. Letz-
tere wurde im Auftrag des IT-Planungsrats von der FITKO (Föde-
rale IT-Kooperation) federführend entwickelt. Somit ist eine Ver-
bindung zwischen Online-Diensten einerseits und Fachverfahren 
andererseits gewährleistet. Dadurch rüstet die AKDB Kommunen 
für die Nachnutzung von Einer-für-Alle-Online-Diensten.

Die AKDB wird ihre Datentrans-
portlösung OK.KOMM mit der fö-
deralen Antragsdatenübermitt-
lungsinfrastruktur FIT-Connect 
verbinden. So ist künftig die Über-
nahme von Antragsdaten aus 
(EfA-)Online-Diensten in die Fach-
verfahren, die OK.KOMM einset-
zen, medienbruchfrei möglich. Da-
durch wird die Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes beschleunigt. 
Länder und Kommunen werden 
voraussichtlich Ende 2022 von der 
Anbindung zwischen OK.KOMM 
und FIT-Connect profitieren.

Zusätzlich zu den bereits beste-
henden Datentransportmöglich-
keiten über XTA und OSCI macht 
es die vom IT-Planungsrat und der 
FITKO ins Leben gerufene Platt-
form FIT-Connect Entwicklern 
und Anbietern von OZG- und Ei-
ner-für-Alle-Diensten leicht, Da-
ten aus Online-Anträgen an die 
zuständige Behörde und deren 
Fachverfahren sicher weiterzulei-
ten. Der Grund: Unterschiedliche 
IT-Systeme können so miteinan-
der vernetzt und das Einer-für-Al-
le-Prinzip (EfA) schnellstmöglich 
bundesweit umgesetzt werden. 
Die Übertragung erfolgt dabei En-
de-zu-Ende verschlüsselt, so dass 
Bürgerinnen, Bürger und Unter-
nehmen einen sicheren Zugang 
zu Verwaltungsleistungen direkt 
vom heimischen Endgerät (Lap-
top, Tablet, Smartphone) erhalten. 

Manfred Neidel von der Stabs-
stelle Digitale Verwaltung bei der 
AKDB: „Das Onlinezugangsgesetz 
hat nur dann Erfolg, wenn alle 
IT-Systeme und Leistungen naht-
los ineinandergreifen. Online-An-
träge müssen direkt in die Fachver-
fahren der jeweiligen Verwaltung 
übernommen und medienbruch-
frei weiterbearbeitet werden. 
Mit der Anbindung unserer Da-
tentransportlösung OK.KOMM an 
die Plattform FIT-Connect können 
künftig Kommunen Antragsda-
ten aus allen EfA-Leistungen mit 
FIT-Connect-Unterstützung in die 
AKDB-Fachverfahren integrieren. 
Ein großer Vorteil für Kommunal-
verwaltungen sowie für Bürgerin-
nen, Bürger und Unternehmen.“

Dr. Hauke Traulsen, Produkt-
manager FIT-Connect bei der FIT-
KO: „FIT-Connect schafft eine ein-
heitliche Schnittstelle zur Anbin-
dung von Online-Antragsdiensten 
an die zuständigen Fachverfahren 
zur Antragsbearbeitung auf al-
len föderalen Ebenen. Wir freuen 
uns, dass die AKDB als einer der 
größten Fachverfahrensanbieter 
in Deutschland ihre Systeme an 
unsere Plattform anbindet.“

OK.KOMM ist die zentrale Da-
tendrehscheibe der AKDB. Sie 
verbindet alle AKDB-Verfahren 
sowohl behördenintern unter- 
einander als auch behörden-
übergreifend. r

https://www.akdb.de/veranstaltungen/kommunalforen/5-akdb-kommunalforum-2022/home/
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M-net schließt Jubiläumsjahr 
2021 mit Wachstum ab

Fortsetzung des Glasfaserausbau-Aktivitäten insbesondere in München, Augsburg  
und Bayerisch-Schwaben sowie in ländlichen Bereichen

Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net blickt auf ein erfolg-
reiches Jubiläumsjahr zurück. Im Geschäftsjahr seines 25-jährigen 
Bestehens konnte M-net den Umsatz um ein Prozent auf mehr als 
274 Millionen Euro steigern. Ein vergleichbares Wachstum ver-
zeichnete M-net auch bei den aktiven Kundenanschlüssen, die 
ebenfalls um 1 Prozent auf 507.000 zulegten. Grundlage dafür 
ist der konsequente Glasfaserausbau in den Regionen München, 
Augsburg und Bayerisch-Schwaben sowie im ländlichen Raum. 

Auf Basis der nachhaltigen 
Glasfasertechnologie konnte 
M-net auch einen weiteren Mei-
lenstein der Unternehmensge-
schichte erreichen: Das Unter-
nehmen ist seit dem Geschäfts-
jahr 2021 der erste klimaneutra-
le Telekommunikationsanbieter 
in Deutschland. Im Rahmen ei-
nes gemeinsamen Pilotpro-
jekts mit O2/Telefónica arbei-
tet M-net zudem an zukunfts-
fähigen Entwicklungen bei der 
Anbindung von Mobilfunk-Mik-
rozellen in Ballungsräumen.

Fortsetzung des  
erfolgreichen Kurses

Auch im Geschäftsjahr 2021 
setzte M-net den erfolgreichen 
Wachstumskurs der vergange-
nen Jahre fort. Grundlage dafür 
ist der Glasfaserausbau, der wei-
ter konsequent in den Kernre-
gionen des Unternehmens vor- 
angetrieben wurde: Die Zahl 
der Haushalte, die per Glasfa-
ser bis zum Kabelverzweiger (FT-
TC), bis ins Gebäude (FTTB) oder 
sogar bis in die einzelne Woh-
nung (FTTH) an das leistungs-
starke Netz von M-net angebun-
den sind, stieg um fünf Prozent 
auf 832.000. Im Infrastruktur-
segment FTTB/H (Glasfaser bis 
ins Haus beziehungsweise in die 
Wohnung) betrug das Wachs-
tum sogar mehr als sieben Pro-
zent.

So gab der Glasfaserpionier 
2021 in München den Ausbau 
zusätzlicher Stadtgebiete ge-
meinsam mit den Stadtwerken 
München in der Balanstraße, 
Laim-Mitte, Bogenhausen-Ost 
sowie Lerchenau-West be-
kannt. Insgesamt erhalten hier 
20.000 weitere Wohn- und Ge-
werbeeinheiten einen zukunfts-
sicheren und nachhaltigen FT-
TB/H-Anschluss. Zum Jahresen-
de 2021 waren somit in der Lan-
deshauptstadt mehr als 630.000 
Haushalte an das leistungsstar-
ke Glasfasernetz von M-net an-
gebunden. Im Jahr 2023 werden 
es rund 650.000 Haushalte sein. 

In der Stadt Augsburg schloss 
Bayerns führender Glasfaser-
anbieter gemeinsam mit den 
Stadtwerken Augsburg zudem 
weitere 4.000 Haushalte in 600 
Gebäuden an sein hochmoder-
nes Quanten-Netz an. Bis 2027 
werden hier in rund 37.000 pri-
vaten Haushalten und Gewer-
beobjekten schnelle, stabile und 
nachhaltige Glasfaseranschlüsse 
mit bis zu 1 Gigabit pro Sekunde 
verfügbar sein.

Für den Glasfaserausbau in 
der Region Bayerisch-Schwaben 
und im westlichen Umland von 
München nahm M-net 2021 eine 
neue Kooperation mit dem Un-
ternehmen Deutsche Glasfaser 
auf. Auch hier steht die Erschlie-
ßung von privaten Haushalten 
und Gewerbeeinheiten mit ei-
nem Glasfaseranschluss bis in 
die Wohnung oder ins Büro (Fi-
ber-to-the-Home/FTTH) im Fo-
kus. Während Deutsche Glasfa-
ser den Ausbau der Glasfaser-In-
frastruktur realisiert, installiert 
M-net in den Betriebsräumen 
vor Ort eigene aktive Glasfaser-
technik, um die eigenen Kunden 
mit M-net Produkten und Inter-
netverbindungen bis zu einem 
Gigabit pro Sekunde zu versor-
gen. Im ersten Schritt profitieren 
insgesamt rund 22.000 Haushal-
te in sieben Gemeinden von der 

Kooperation. Darüber hinaus 
steht das Netz über Open Access 
auch für weitere Anbieter zur 
Verfügung.

„Mit dem weiteren Ausbau 
von FTTH-Anschlüssen haben 
wir unsere Strategie konsequent 
weiterverfolgt und können nun 
noch mehr Kundinnen und Kun-
den über die zukunftsfähigs-
te Anschlusstechnologie ver-
sorgen“, so Nelson Killius, Spre-
cher der Geschäftsführung von 
M-net. „Damit ist es uns im ver-
gangenen Geschäftsjahr einmal 
mehr gelungen, den geplanten 
Rückgang des historisch gewach-
senen Geschäfts bei Alt-Techno-
logien wie der ISDN-Telefonie 
oder der Anbindung von Haus-
halten über fremde Kupfer-Vor-
leistungsprodukte durch ein 
Wachstum im zukunftssicheren 
Glasfasersegment zu überkom-
pensieren. Dieser Herausforde-
rung, die uns auch im Geschäfts-
jahr 2022 in noch stärkerem Ma-
ße erwartet, werden wir uns 
weiterhin mit voller Kraft stel-
len.“  

Die Zahl der Haushalte, die 
von M-net zu Beginn des Ge-
schäftsjahres 2021 noch über 
einen kupferbasierten Zugang 
zur Teilnehmeranschlussleitung 
(TAL) am örtlichen Hauptvertei-
ler (HVt) mit Geschwindigkeiten 
bis zu maximal 18 Megabit pro 
Sekunde versorgt wurden, konn-
te im vergangenen Jahr um rund 
ein Viertel reduziert werden. Ein 
großer Teil davon wurde im Ver-
sorgungsgebiet von M-net auf 
eine verfügbare, leistungsstar-
ke Glasfaseranbindung migriert, 
die weiteren Haushalte wurden 
nach Kündigung deaktiviert. Die 
Zahl der Glasfaserkunden hin-
gegen konnte im Geschäftsjahr 
2021 netto um insgesamt mehr 
als 20.000 aktive Anschlüsse ge-
steigert werden.

Open-Access-Strategie

Eine starke Entwicklung ver-
buchte 2021 auch der Geschäfts-
bereich Wohnungswirtschaft so-
wie der Bereich Wholesale – also 
die Open-Access-Vermarktung 
der M-net Glasfaserinfrastruk-
tur an andere Anbieter. Hier 
konnte M-net eine neue, weg-
weisende Kooperation vereinba-
ren: Das leistungsstarke Glasfa-
sernetz von M-net wird künftig 
auch der Deutschen Telekom zur 
Versorgung ihrer Kunden offen-
stehen – zunächst im ländlichen 
Raum in Bayern und im hessi-
schen Main-Kinzig Kreis. Auf Ba-
sis einer Bitstream-Vorleistung 
ermöglicht M-net es dem Mit-
bewerber hier, eigene Produk-
te über das Glasfasernetz von 
M-net anzubieten. Solche Open 
Access Kooperationen sind so-
wohl für die beteiligten Unter-
nehmen wie auch volkswirt-
schaftlich von Vorteil: Der auf-
wändige und unnötige Aufbau 
paralleler Infrastrukturen zu be-
reits bestehenden Glasfasernet-
zen wird vermieden und die Aus-
schöpfung der immensen Kapa-
zitäten der Glasfasertechnolo-
gie wird bei einer Nutzung durch 
mehrere Anbieter optimiert. 
So kann sich der kostenintensi-
ve weitere Glasfaserausbau im 
Markt auf noch nicht erschlosse-
ne Gebiete fokussieren. 

Getrieben wird die Nachfra-
ge nach Glasfaseranschlüssen 
durch den weiter stark steigen-

den Bedarf an schnellen Band-
breiten. Das zeigt das Buchungs-
verhalten der Kundinnen und 
Kunden in den Glasfasernet-
zen von M-net: Dort, wo hohe 
Bandbreiten verfügbar sind, ist 
ein Anschluss mit 300 Megabit 
pro Sekunde (Mbit/s) zum neu-
en Standard geworden: Die Quo-
te der Nutzerinnen und Kun-
den, die einen solchen oder so-
gar noch schnelleren Anschluss 
wählten, stieg über das gesam-
te Geschäftsjahr 2021 betrach-
tet im Vergleich zum Vorjahr 
von gut 40 Prozent auf knapp 70 
Prozent. Knapp 20 Prozent aller 
Neukunden im Verfügbarkeits-
gebiet buchten im vergangenen 
Geschäftsjahr sogar bereits ei-
nen Highspeed-Anschluss mit 
mindestens 600 Mbit/s, wäh-
rend dieser Anteil im Jahr 2020 
gerade einmal bei drei Prozent 
lag.

Auch die Bestandskunden ent-
scheiden sich verstärkt für hohe 
Bandbreiten: Die Zahl der beste-
henden Kundinnen und Kunden, 
die sich aus einem laufenden 
Vertrag heraus für einen Wech-
sel auf eine Geschwindigkeit mit 
mindestens 300 Mbit/s entschie-
den, stieg 2021 im Vergleich zum 
Vorjahr um mehr als 70 Prozent. 
Und die Zahl der Kundinnen und 
Kunden, die ihren bestehenden 
Anschluss auf mindestens 600 
Mbit/s beschleunigte, wurde im 
Geschäftsjahr 2021 sogar mehr 
als verdoppelt. 

„Die Glasfaser ist das einzi-
ge Übertragungsmedium, das 
den weiterhin stark steigenden 
Bandbreitenbedarf von Privat-
personen, Gewerbe und Indus-
trie zukunftssicher abdeckt“, 
so Dr. Hermann Rodler, tech-
nischer Geschäftsführer von 
M-net. „Gleichzeitig tragen ech-
te Glasfasernetze wie das M-net 
Quanten-Netz nachhaltig da-
zu bei, Energie zu sparen und 
das Klima zu schützen, denn die 
Lichtwellentechnologie ist nicht 
nur schnell, sicher und zuver-
lässig, sondern auch besonders 
energieeffizient.“ Da in einem 
reinem Glasfasernetz wie dem 
Bayern-Ring von M-net Daten 
ausschließlich durch Lichtim-
pulse übertragen werden, ver-
braucht es bis zu fünfzehnmal 
weniger Energie als Kupfernet-
ze. Stromintensive Komponen-
ten wie Verstärker und Um-
wandler sind nicht mehr not-
wendig. 

Deutschlands 
erster klimaneutraler 
Telekommunikationsanbieter

Auf Basis der leistungsstar-
ken Glasfasertechnologie konn-
te M-net im Geschäftsjahr 2021 
pünktlich zum 25-jährigen Ju-
biläum einen weiteren Mei-
lenstein der Unternehmensge-
schichte feiern: Der TÜV Rhein-
land bescheinigte M-net die Kli-
maneutralität nach den Scopes 1 
und 2 des Greenhouse Gas Pro-
tocol. 2021 emittierte M-net nur 
noch knapp 800 Tonnen CO2 – 
eine Reduktion um 90 Prozent 
verglichen mit 2019. Die Menge 
an aktuell noch unvermeidbaren 
CO2-Emissionen gleicht M-net 
über ein internationales Klima-
schutzprojekt aus, das nach dem 
„Gold-Standard“ anerkannt ist. 
Das Unternehmen ist somit seit 
2021 der erste klimaneutrale  
Telekommunikationsanbieter in 
Deutschland. 

Für die Zukunft sind bereits 
weitere Verbesserungen der ei-
genen Klimabilanz in Planung: 
So werden ab 2022 auch Sco-
pe-3-Emissionen, die in der vor- 
und nachgelagerten Wertschöp-
fungskette entstehen, analysiert 
und zukünftig in die Betrachtung 

einbezogen. Bis spätestens 2025 
will M-net in den Scopes 1 und 
2 zudem möglichst ganz ohne 
CO2-Emissionen auskommen.

Auch auf anderen Gebieten 
leistet M-net durch Kooperatio-
nen wichtige Pionierarbeit. Ge-
meinsam mit O2/Telefónica re-
alisierte das Unternehmen in 
München ein erstes Pilotprojekt 
mit modernen Mikro-Funkzellen 
(Small Cells). Sie basieren auf der 
innovativen Open RAN-Techno-
logie. An hochfrequentierten öf-
fentlichen Plätzen ermöglichen 
sie Passanten eine Verbindung 
mit 4G- und perspektivisch auch 
5G-Netzen. Die Mini-Funkzellen 
können ergänzend zu herkömm-
lichen Mobilfunk-Dachantennen 
eingesetzt und problemlos ins 
Stadtbild integriert werden. Da-
bei benötigen sie – neben einer 
Stromversorgung – eine Anbin-
dung per Glasfaser, die M-net 
zur Verfügung stellt. 

Durch seine dichte und hoch-
performante Glasfaserinfrastruk- 
tur bietet M-net gerade im 
 Innenstadtbereich beliebige Ein-
stiegsmöglichkeiten und maxi-
male Flexibilität für diese Netz-
planung. „Spezifisch für die Mi-
krozellen-Anforderungen haben 
wir bei M-net die Architektur 
eines Glasfaser-Meeres entwi-
ckelt – das Sea of Fiber“, so Dr. 
Hermann Rodler. Im Verbund 
mit den Stadtwerken München 
kann M-net so ein Rundum-Pa-
ket für die Strom- und Datenan-
bindung bereitstellen, das die 
besonderen topologischen und 
wirtschaftlichen Anforderungen 
für eine Mikrozellen-Infrastruk-
tur erfüllt und neue Ausbaumög-
lichkeiten eröffnet.

Fernsehen der  
nächsten Generation

Mit dem Start des neuen 
IPTV-Angebots TVplus hat M-net 
im vergangenen Geschäftsjahr 
darüber hinaus sein Produkt-
portfolio erweitert und das 
Fernseherlebnis für seine Kun-
dinnen und Kunden auf ein  
neues Level gehoben. Die smar-
te TV-Lösung TVplus ermöglicht 
Fernsehgenuss ganz nach indi-
viduellen Bedürfnissen und völ-
lig unabhängig vom Fernsehge-
rät oder dem Zeitpunkt der Aus-
strahlung. Im Basispaket von 
M-net TVplus sind bereits mehr 
als 110 Programme in HD enthal-
ten, darunter auch die hochauf-
lösenden Programme der gro-
ßen privaten Sendergruppen 
wie RTL, Seven.One Entertain-
ment Group und Warner Bros. 
Discovery Deutschland. Zudem 
können Kundinnen und Kunden 
auf Wunsch zusätzliche Pakete 
buchen. So gibt es beispielswei-
se vier attraktive Genrepakete in 
den Sparten Film+Serie, Sport, 
Kinder und Doku. Verschiedene 
Sprachpakete stellen zudem das 
Angebot zahlreicher internatio-
naler HD-Sender zur Verfügung. 

Bester MINT-Arbeitgeber 
mit Top Service und dem  
besten Netz Bayerns 

Im renommierten Festnetz-
test der Fachzeitschrift connect 
erhielt M-net 2021 bereits zum 
sechsten Mal in Folge die Aus-
zeichnung als regionaler Anbie-
ter mit dem besten Netz Bay-
erns sowie die Auszeichnung 
„sehr gut“. Der aufwändige Test 
gilt als aussagekräftiger Quali-
täts-Check für die Internet-, Te-
lefon- und TV-Dienste der deut-
schen Netzbetreiber und dient 
vielen Kunden als unabhängi-
ger Ratgeber bei der Wahl ih-
res Anbieters. Darüber hinaus 
konnte sich M-net im Jubiläums-
jahr noch über eine Reihe weite-
rer Auszeichnungen freuen: So 
wurde M-net von FOCUS Mo-
ney zum besten TK-Ausbildungs-
betrieb in Deutschland gekürt – 
und damit bei vier Teilnahmen 
bereits zum dritten Mal. Von 
heise online und Technology Re-
view wurde M-net zudem als 
bester MINT-Arbeitgeber 2021 

– also in den Disziplinen Mathe-
matik, Informatik, Naturwissen-
schaft und Technik – ausgezeich-
net. Darüber hinaus zählt M-net 
laut Capital und Statista zu Mün-
chens attraktivsten Arbeitge-
bern 2021. Und auch im Kun-
denservice punktet M-net und 
wurde beim Wettbewerb „TOP 
SERVICE Deutschland 2021“  
als kundenfreundlicher Tele-
kommunikationsanbieter aus-
gezeichnet. 

Weichen stellen für eine 
erfolgreiche Zukunft

„Auf dieser ausgezeichneten 
operativen und wirtschaftlichen 
Grundlage sind wir gestärkt ins 
Geschäftsjahr 2022 gestartet, 
das allerdings besondere Her-
ausforderungen für uns und vor 
allem für unsere Geschäftskun-

den bereithält“, fasst Nelson Kil-
lius die aktuellen Entwicklun-
gen zusammen. „Gerade im Rah-
men eines schwierigen und von 
vielen Unsicherheiten gepräg-
ten Marktumfeldes ist es wich-
tig, Investitionsentscheidungen 
in die digitale Infrastruktur nicht 
aufzuschieben, sondern jetzt die 
Weichen für eine erfolgreiche 
Zukunft zu stellen. Eine gemein-
same Herausforderung ist dabei 
die Migration von alten Über-
tragungs-Technologien wie ISDN 
auf neue, zeitgemäße Kommu-
nikationsformen, die die verän-
derte Lebens- und Arbeitswelt 
spiegeln. Bei diesem technologi-
schen Wandel unterstützen wir 
unsere Partner gerne – mit Bera-
tung auf Augenhöhe und einem 
innovativen Produktangebot auf 
Basis der leistungsstarken Glas-
faser.“ r

Gut vernetzt
Wie Kommunen in Bayern den Mobilfunkausbau  

unterstützen können
Eine hervorragende Mobilfunkversorgung zu gewährleisten und die 
erforderliche Infrastruktur zu bauen, ist oftmals ein Balanceakt. Es 
gilt die Anforderungen diverser Akteure zu berücksichtigen und zu-
sammenzuführen: Bürgerinnen und Bürger, Verwaltung, Mobilfunk- 
unternehmen und Funkmastbetreiber. „Nur wenn alle an einem 
Strang ziehen, kann eine flächendeckende Versorgung mit leistungs-
fähiger Konnektivität gelingen“, sagt Christian Sommer, Vorstand bei 
Vantage Towers, einem der führenden Funkmastbetreiber in Euro-
pa. Neben den Funkmastbetreibern können vor allem die Kommu-
nen den Ausbau unterstützen.  

Infrastruktur  
verbessert Teilhabe

Bayern hinkt beim Mobilfunk-
ausbau hinterher. Der Anteil an 
Funklöchern, weißen und grau-
en Flecken, also Bereichen oh-
ne bis schwache Verbindung, 
liegt in Bayern über dem Bun-
desschnitt. Eine leistungsstar-
ke und flächendeckende digi-
tale Infrastruktur ist aber die 
Grundvoraussetzung für die er-
folgreiche Digitalisierung rele-
vanter Lebens- und Wirtschafts-
bereiche. Sie ermöglicht ei-
ne verbesserte digitale Teilha-
be der Bürgerinnen und Bürger 
und neue Geschäftsmodelle, die 
entscheidend sind für das Ge-
lingen der Klima- und Verkehrs-
wende, wie bspw. Smart Far-
ming oder intelligente Energie- 
netze. Und die COVID-19-Pande-
mie hat mit Homeoffice, Home-
schooling, Online-Shopping, digi-
taler medizinischer Versorgung, 
Entertainment oder dem einfa-
chen „in-Verbindung bleiben“ 
mit Familie und Freunden einmal 
mehr gezeigt, wie wichtig stabile 
und gut ausgebaute Telekommu-
nikationsnetze sind.

Die gute Nachricht: Der Mo-
bilfunkausbau schreitet immer 
schneller voran. Für den 5G-Aus-
bau sowie die Schließung von 
weißen Flecken wird derzeit ei-
ne bedeutende Zahl an neu-
en Mobilfunkmasten errichtet. 
Vantage Towers, einer der größ-
ten Funkmastbetreiber in Euro-
pa, plant für die nächsten Jah-
re den Bau von rund 5500 neuen 
Standorten allein in Deutschland. 
In Bayern befinden sich für die-
ses Ziel knapp 300 Standorte in  
Genehmigungsverfahren. Zusätz-
lich werden aktuell 169 Flächen, 
Grundstücke sowie Dachstandor-
te, für dringend benötigte Mas-
ten gesucht, um die Mobilfunkin-
frastruktur weiter zu stärken. Im 
Fokus steht dabei vor allem der 
ländliche Raum, Funklöcher und 
schwach versorgte Regionen sol-
len ans schnelle Netz. 

Langwierige  
Genehmigungsverfahren

Die Errichtung von Mobilfunk-
masten bringt dabei einige Her- 
ausforderungen mit sich: Laut 
Schätzungen von Vantage To-
wers, die ihren Sitz in Düssel-
dorf haben und in Deutschland 
rund 19.400 Funkmasten betrei-
ben, vergehen von den ersten 
Planungen bis zur Inbetriebnah-
me, durch den Mobilfunknetzbe-
treiber in Deutschland bis zu zwei 

Jahre. In Bayern dauert allein der 
Genehmigungsprozess bereits im 
Schnitt mehr als 300 Tage, wo-
mit das Bundesland im deut-
schen Vergleich ziemlich weit 
hinten liegt. Außerdem hat Bay-
ern die zweithöchste Anzahl ab-
gelehnter Genehmigungsanträge 
in Deutschland. Besonders inte-
ressant ist der europäische Ver-
gleich der Genehmigungsprozes-
se. In Portugal etwa gilt die Bau-
genehmigung für einen Funk-
mast nach 30 Tagen als erteilt, 
wenn sich die zuständige Behör-
de bis dahin nicht dazu geäußert 
hat. 

Neben den langwierigen Ge-
nehmigungsverfahren beschreibt 
Christian Sommer, Vorstand von 
Vantage Towers, auch die Suche 
nach geeigneten Flächen für neue 
Sendestationen als einen zentra-
len Faktor für die Geschwindig-
keit des Ausbaus: „Um unserem 
Versorgungsauftrag nachzukom-
men, sind wir immer auf der Su-
che nach freiliegenden Grundstü-
cken oder Dachflächen für unse-
re Infrastruktur. Dabei sind wir 
maßgeblich auf die Zusammenar-
beit mit Kommunen und Eigentü-
mern angewiesen.“ 

Vermittler  
zwischen den Interessen

Öffentliche wie auch priva-
te Vermieter profitieren von der 
Zusammenarbeit mit den Funk-
mastbetreibern in der Regel dop-
pelt: Zum einen tragen sie zu ei-
ner verbesserten regionalen 
Mobilfunkversorgung bei. Zum 
anderen gehen sie eine langfris-
tige Partnerschaft mit attraktiven 
Mieteinnahmen ein oder können 
einen guten Kaufpreis für ihre 
bisher ungenutzten Flächen er-
zielen.

Sommer äußert gleichzei-
tig Verständnis für die Situati-
on der kommunalen Verwaltun-
gen. Diese sehen sich beim Bau 
von Mobilfunkmasten meist mit 
vielen komplexen Fragen, Wün-
schen und Vorbehalten aus der 
Bevölkerung konfrontiert. Som-
mer ergänzt: „Wir sehen uns als 
Vermittler zwischen den Inter-
essen der Bevölkerung, Kommu-
nen und Mobilfunknetzbetreiber 
auf dem gemeinsamen Weg zu 
einer flächendeckenden Digita-
lisierung. Gleichzeitig freuen wir 
uns über jede aktive Unterstüt-
zung bei der Beschleunigung des 
Ausbaus, sei es bei der Zurverfü-
gungstellung geeigneter Grund-
stücke für Masten oder die prio-
ritäre Behandlung von Genehmi-
gungsverfahren.“  r
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Ohne Bürger wird es schwer
GVB-Interview mit Michael Vogel, Jurenergie e.G. 

Die Energiewende braucht die Unterstützung der Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort. Michael Vogel von der Jurenergie e.G. plä-
diert deshalb für einen Schulterschluss zwischen Energiegenos-
senschaften und Kommunen. Die Gründe dafür erläutert er im 
Gespräch mit Florian Christner, Genossenschaftsverband Bayern.

Christner: Herr Vogel, die neue 
Bundesregierung will die Bür-
ger-Energie und den dezentra-
len Ausbau der erneuerbaren 
Energien stärken. Sie sind Vor-
stand der Jurenergie e.G. aus 
Neumarkt in der Oberpfalz, die 
mit Bürgerbeteiligung meh-
rere Photovoltaik- und Wind-
kraft-Projekte realisiert hat. 
Warum ist Bürgerbeteiligung 
wichtig für das Gelingen der 
Energiewende?

Vogel: Ganz einfach, weil es 
ohne die Bürgerinnen und Bürger 
nicht geht. Sie sind direkt betrof-
fen, wenn sprichwörtlich vor ih-
rer Haustüre neue Photovoltaik- 
oder Windkraft-Anlagen entste-
hen. Diese Anlagen brauchen wir, 
um den enormen Bedarf an er-
neuerbaren Energien zu decken, 
der in Zukunft weiter steigen 
wird. Wenn die Bürger bei sol-
chen Projekten nur die Nachteile 
sehen, weil sie nicht unmittelbar 
teilhaben, dann lassen sich sol-
che Anlagen wenn überhaupt nur 
mit erheblichem Widerstand re-
alisieren. Deshalb ist es so wich-
tig, durch die unmittelbare Betei-
ligung der Bürger Akzeptanz zu 
schaffen – in erster Linie für die 
Projekte vor Ort, aber auch für 
die Energiewende allgemein.
Wie können die Bürger am bes-
ten an Energiewende-Projekten 
beteiligt werden?

Vogel: Über den Geldbeutel, 
indem sie auch finanziell von sol-
chen Projekten profitieren und 
ein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Dazu müssen die Bürger die 
Möglichkeit haben, Eigentum an 
örtlichen Energiewende-Projek-
ten wie einer Photovoltaik-An-
lage, einem Windpark oder ei-
nem Nahwärmenetz zu erwer-
ben, entweder direkt oder indem 
sie Mitglied einer Energiege-
nossenschaft werden, die die-
se Anlagen betreibt. Als Teilha-
ber einer Genossenschaft wer-
den die Bürgerinnen und Bürger 
Miteigentümer eines Unterneh-
mens, das ihnen echte Mitbe-
stimmungsrechte garantiert und 
dem die Anlagen dauerhaft ge-
hören. Das erhöht die Akzeptanz 
enorm. Wenn die Bürger nur als 
Darlehensgeber oder als virtu-
elle Miteigentümer auftreten, 
bleiben ihnen diese Mitbestim-
mungsrechte verwehrt. Ich finde 
es wichtig, darüber ein gemein-
sames Verständnis in Politik und 
Gesellschaft zu erzielen, was Bür-
gerbeteiligung wirklich heißt und 
wie sie konkret auszugestalten 
ist. Meiner Wahrnehmung nach 
fehlt dieser Konsens an vielen 
Stellen.
Wie lässt sich die finanzielle Be-
teiligung der Bürger an Energie-
wende-Projekten konkret ge-
stalten?

Vogel: Wichtig ist dabei, dass 
die Bürgerbeteiligung sowohl fi-
nanziell als auch formell nieder-
schwellig bleibt. Die Anteile müs-
sen zum einen für jedermann er-
schwinglich sein. Zum anderen 
sollten auch formell die Hürden 
niedrig gehalten werden. Der 
Mitgliedsantrag einer Genossen-
schaft oder die Beteiligung an ei-
nem Energiewende-Projekt soll-
ten mit möglichst wenig Bürokra-
tie auskommen.
Warum halten Sie Genossen-
schaften besonders gut dafür 
geeignet, um die Menschen an 
Energiewende-Projekten zu be-
teiligen?

Vogel: Ich will gar nicht sagen, 
dass echte Bürgerbeteiligung nur 
mit einer Genossenschaft mög-
lich ist, aber sie funktioniert auf 
diese Weise am besten. Neben 
den garantierten Mitbestim-
mungsrechten in der General- 
oder Vertreterversammlung er-

möglichen die allermeisten baye- 
rischen Energiegenossenschaf-
ten eine Mitgliedschaft nieder-
schwellig schon mit einem rela-
tiv geringen Betrag. Bei der Ju-
renergie e.G. ist das zum Bei-
spiel schon ab 500 Euro möglich. 
Die Bürger können ganz einfach 
schriftlich beitreten. Dafür ist 
kein Notar nötig.
Warum betonen Sie das Thema 
Bürgerbeteiligung gerade jetzt 
so stark?

Vogel: Weil ich mir von der 
neuen Bundesregierung erwar-
te, dass sie ihren Ankündigun-
gen zur Energiewende bald Ta-
ten folgen lässt. Daraus werden 
sich hoffentlich viele Chancen für 
neue Erneuerbare-Energie-Pro-
jekte ergeben – wenn wie gesagt 

te Hilfestellungen und Leitfäden 
wünschenswert, die eine echte 
Bürgerbeteiligung bei Energie-
wende-Projekten und ihre Um-
setzung detailliert beschreiben. 
Über entsprechende Unterstüt-
zung von Politik und Verbänden 
würden wir uns freuen. Der Baye-
rische Gemeindetag im Landkreis 
Neumarkt in der Oberpfalz zum 
Beispiel hat der Jurenergie e.G. 
die Möglichkeit eingeräumt, den 
Kommunen die Vorteile einer ge-
nossenschaftlichen Bürgerbeteili-
gung im Rahmen einer Sitzung zu 
erläutern. Dafür sind wir dankbar.
Wie profitieren Bürger und 
Kommunen bei Energiewen-
de-Projekten von genossen-
schaftlicher Bürgerbeteiligung?

Vogel: Vielfältig. Da sind zum 
einen die Gewerbesteuern des 
Anlagenbetreibers, die den Kom-
munen unmittelbar zufließen. 
Bei Unternehmen, die in meh-
reren Gemeinden Photovoltaik- 
oder Windkraftanlagen betrei-
ben, soll die Gewerbesteuer in 
Zukunft nach installierter Leis-
tung aufgeteilt werden. 90 Pro-
zent erhält die Kommune, auf 
deren Gebiet die Anlage betrie-
ben wird. Dazu kommt bei Solar-
parks die sogenannte kommu-
nale Wertabgabe von 0,2 Cent 
pro eingespeister Kilowattstun-
de. Bei einer Photovoltaik-Anla-
ge mit zehn Megawatt Spitzen-
leistung kommen auf diese Wei-
se bis zu 25.000 Euro pro Jahr für 
die Standortkommune zusam-
men. An die Verpächter der Flä-
chen fließen Pachteinnahmen, 
an die Bürger Dividende.
Wie können Kommunen und Ge-
nossenschaften die Energiewen-
de gemeinsam vorantreiben?

Vogel: Auf lange Sicht er-
scheint es mir für die Kommunen 
am besten zu sein, wenn sie in al-
le Richtungen frühzeitig kommu-
nizieren, dass die Anlagen nur bei 
echter Bürgerbeteiligung und Si-
cherung der Gewerbesteuer rea- 
lisiert werden. Um die Wert-
schöpfung in der Kommune mög-
lichst hochzuhalten, sollten Kom-
munen und Genossenschaf-
ten sich frühzeitig über geeig-
nete Flächen für neue Anlagen 
verständigen. Denn die Flächen 
sind der entscheidende Hebel, 
um neue Energiewende-Projekte 
zu realisieren. Sind diese Grund-
stücke erst einmal in der Hand 
von Projektanten, fließt ein Groß-
teil der Wertschöpfung ab und ei-
ne Beteiligung oder Kauf wird für 
die Genossenschaft unattraktiv. 
Um geeignete Flächen zu sichern, 
braucht es einen langen Atem so-
wie sehr viel Hartnäckigkeit und 
Engagement der handelnden 
Personen.

Außerdem muss eine Photo-
voltaik- oder Windkraftanlage 
unter wirtschaftlich vertretba-
ren Bedingungen an das öffent-
liche Stromnetz angeschlossen 
werden können. Das ist neben 
der Flächensicherung der zweite 
Erfolgsfaktor, aber derzeit auch 
der größte Engpass bei der Rea-
lisierung neuer Anlagen. Der Rest 
ist reines Projekt- und Investiti-
onsgeschäft, das jede Genossen-
schaft beherrschen sollte. Sobald 
ein Projekt konkret wird, ist es im 
nächsten Schritt ganz wichtig, die 
Bürger frühzeitig ins Boot zu ho-
len und über das Vorhaben und 
die Beteiligungsmöglichkeiten 
transparent zu informieren.
Welche Projekte hat die Juren-
ergie e.G. bereits zusammen mit 
Bürgern und Kommunen umge-
setzt?

Vogel: Wir haben – neben ei-
nigen Photovoltaik-Anlagen auf 
Dächern von kommunalen Ge-
bäuden – in enger Abstimmung 
mit dem damaligen Projektan-
ten und den Kommunen Birgland, 
Hohenfels und Beratzhausen in 
den Landkreisen Amberg-Sulz-
bach, Neumarkt in der Oberpfalz 
und Regensburg insgesamt fünf 
Windkraftanlagen errichtet – mit 

Beteiligung insbesondere jener 
Bürgerinnen und Bürger, in de-
ren Blickfeld die Anlagen liegen. 
Mit zwei Kommunen haben wir 
uns eng abgestimmt. Dort wer-
den Photovoltaik-Anlagen nur 
genehmigt, wenn der Projekt-
ant die Bürger beteiligt und das 
auch nachweist. Das kommt uns 
als Bürgerenergiegenossenschaft 
und lokales Unternehmen natür-
lich sehr entgegen.
Welche Erfahrungen haben Sie 
sonst noch gemacht, wenn Sie 
auf Kommunen zugegangen 
sind?

Vogel: Mit anderen Kommu-
nen haben wir ganz unterschied-
liche Erfahrungen gemacht. 

Michael Vogel. Bild: Jurenergie e.G

die Bürger beziehungsweise ech-
te Bürgerenergiegesellschaften 
frühzeitig mit eingebunden wer-
den. Gott sei Dank haben viele 
Politiker, aber auch viele Projek-
tanten und Planer erkannt, dass 
die Energiewende ohne Mitbe-
stimmungsrecht und finanziel-
le Beteiligung der Bürger auf Wi-
derstände stößt. Dennoch ha-
be ich das Gefühl, dass diese Er-
kenntnis noch nicht überall den 
Stellenwert genießt, den sie ha-
ben sollte. Mein Anliegen ist es, 
dafür ein Bewusstsein zu schaf-
fen. Insbesondere die Kommunen 
haben durch ihre Planungsho-
heit die Möglichkeit, Projektan-
ten von Energiewende-Projekten 
konkret vorzugeben, die Bürger 
vor Ort finanziell zu beteiligen. 
Diese Chance sollten sie nutzen 
und sich nicht mit vermeintlicher 
Bürgernähe abspeisen lassen, die 
letztlich aber nur auf dem Etikett 
steht.
Wie kann den Kommunen eine 
bessere Vorstellung davon ver-
mittelt werden, was genossen-
schaftliche Bürgerenergie wirk-
lich bedeutet?

Vogel: Hier stehen wir in der 
Tat vor einer großen Herausfor-
derung. Zuvorderst hat natür-
lich jede Genossenschaft selbst 
die Verantwortung, sich ins Ge-
spräch zu bringen und aktiv den 
Kontakt mit kommunalen Man-
datsträgern zu suchen. Es liegt 
an den Vorständen, die Bürger-
meister und Gemeinderäte von 
den Vorteilen ihrer Genossen-
schaft zu überzeugen. Mein Ge-
fühl sagt mir, dass die Energiege-
nossenschaften in manchen Ge-
meinden etwas in Vergessenheit 
geraten sind. Das mag daran lie-
gen, dass die dezentrale Energie-
wende in den vergangenen Jah-
ren politisch ins Hintertreffen ge-
raten ist, aber auch an Perso-
nalwechseln in dem einen oder 
anderen Rathaus. 

Auf der anderen Seite werden 
Bürgermeister, Gemeinderäte 
und Rathausmitarbeiter mit ei-
ner Fülle von Sachverhalten kon-
frontiert, sodass ihnen oft gar 
nicht die Zeit bleibt, sich mit ei-
nem Thema wirklich intensiv zu 
beschäftigen. Hier wären konkre-

Manche sind ganz offen und set-
zen bewusst auf Bürgerener-
gie, andere verfahren nach dem 
Gießkannenprinzip und lassen je-
dem Projektanten etwas zukom-
men. Echte Bürgerbeteiligung 
als hartes Kriterium kommt lei-
der noch zu selten in der Praxis 
vor. Dabei sehen wir von der Ju-
renergie e.G. bei unseren Projek-
ten nur Zustimmung seitens der 
Bürger. Erstens wegen der finan-
ziellen Beteiligung, zweitens we-
gen der gut vorbereiteten Infor-
mationsveranstaltungen. Das ist 
auch für die Kommunen von In-
teresse. Wir haben aber auch ge-
lernt, dass wir nur Erfolg haben, 
wenn wir aktiv auf die Kommu-

nen zugehen. Uns ist zudem klar 
geworden, dass die Akquise und 
Realisierung von mehreren gro-
ßen Photovoltaik-Freiflächenan-
lagen nicht in rein ehrenamtli-
chen Strukturen und ohne Koope-
rationen möglich ist. Wir reden 
hier über zusammen rund 80 Me-
gawatt Leistung. 

Insofern möchte ich dieses In-
terview als Plädoyer für eine 
noch engere Zusammenarbeit 
zwischen Bürgerenergiegenos-
senschaften und Kommunen ver-
standen wissen. Wenn beide an 
einem Strang ziehen, entsteht 
daraus eine fruchtbare Symbio-
se zum Wohle der Bürger und der 
Energiewende. r

Gemeinde Zöschingen:

Großes Interesse an  
neuem Nahwärmenetz

Der Andrang war enorm: 180 Bürgerinnen und Bürger waren in 
die Gemeindehalle Zöschingen gekommen, um sich über das ge-
plante Nahwärmenetz im Ort und die Anschlussmöglichkeiten 
zu informieren. GP JOULE entwickelt in der Gemeinde im Regie-
rungsbezirk Schwaben ein Nahwärmenetz, über das zukünftig al-
le Haushalte der 740-Einwohner-Gemeinde mit Wärme aus rege-
nerativer Energie versorgt werden können.

Nachdem sich Anfang April 
der Gemeinderat von Zöschin-
gen einstimmig für ein Nahwär-
menetz entschieden hatte, stell-
ten sich Ende Juli die Renergie-
werke Zöschingen den Bürge-
rinnen und Bürgern vor: In der 
Gemeindehalle informierten 
die Gesellschafter um den Ers-
ten Bürgermeister Tobias Stein-
winter sowie Robert Cavric, Le-
na-Marie Brenner und Thomas 
Schombacher von GP JOULE 
über das Heizen mit regionalen, 
regenerativen Energien und die 
Anschlussmöglichkeiten.

Nachdem die Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter von GP JOULE 
das Projekt in Zöschingen vor-
gestellt hatten, herrschte ein re-
ger Austausch zwischen den Ex-
pertInnen und den Interessenten. 
Fragen zur Wärmeübergabesta-
tion, zum Rohr- und Tiefbau und 
zur Erzeugung der Wärme wur-
den beantwortet. „Wir freuen uns 
über das rege Interesse an unse-
rem Nahwärmenetz“, sagt Felix 
Schwahn, Leiter der Wärme bei 
GP JOULE: „Die Gemeinde Zö-
schingen wie auch die vielen Bür-
gerinnen und Bürger, die durch 
die Beantragung eines Anschlus-
ses zeigen, dass sie die regene-
rative Wärme in ihrem Ort wol-
len, nehmen beim Klimaschutz 
wieder einmal eine Vorreiterrol-
le ein.“

Schlüssiges Konzept

„Wir gehen voran und sorgen 
mit einem schlüssigen Konzept 
für eine lokale, nachhaltige, preis-
stabile und von fossilen Energie-
trägern unabhängige Wärmever-
sorgung“, sagt der Erste Bürger-
meister Tobias Steinwinter: „Mit 
der Sanierung der Ortsdurchfahrt 
haben wir die einmalige Chan-
ce, die nötigen Wärmeleitungen 
gleich mitzuverlegen. Wenn die 
Kreisstraße neu saniert ist, kann 
diese nämlich ein Jahrzehnt lang 
nicht wieder aufgerissen wer-
den.“

Geplante Photovoltaikanlage 
stellt Wärme bereit

In Zöschingen wird die Wär-
me fast vollständig von einer im 
Süden der Gemeinde geplanten 
Freiflächen-Photovoltaikanla-
ge bereitgestellt, die rund 2.700 
MWh Strom pro Jahr erzeugt. Ei-
ne große Wärmepumpe wandelt 
diesen Strom in Wärme um. Da-
mit können 97 Prozent der be-
nötigten Energie gewonnen wer-
den. Nur Spitzenlasten müssen 
noch mit einer Gastherme ausge-
glichen werden, die mit regenera-
tiv erzeugtem Gas betrieben wer-
den soll.

Auch die Nachfrage nach kurz-
fristigen Beratungsterminen war 

hoch. Viele wollten sich noch den 
aktuellen Zuschuss von bis zu 50 
Prozent sichern, mit denen der 
Bund den Vollanschluss an ein 
Wärmenetz fördert. Dieser galt 
allerdings nur bis 14. August. Da-
nach sank die Förderung.

Die Vorteile – neben der För-
derung – des Umstiegs auf re-
generative Nahwärmeversorgung 
liegen auf der Hand: Man schützt 
das Klima, nutzt vor Ort produ-
zierte Energie und macht sich 
unabhängig von den zuletzt stark 
gestiegenen Kosten von Öl und 
Erdgas.

Wer sich noch über das Wär-
menetz und die BEG-Förderung 
informieren oder bereits einen 
Anschluss beantragen möch-
te, findet alle Informationen auf 
www.zoeschingen-fernwaerme.
de. Dort können auch individu-
elle Beratungstermine gebucht 
werden, in denen auf die indi-
viduelle Situation vor Ort und 
den persönlichen Wärmever-
brauch eingegangen wird. Ein 
Teil-, Netz- oder Vollanschluss 
an das Netz sind möglich. Ein 
Teilanschluss, der einen späte-

ren kompletten Anschluss und 
damit die Nutzung der regene-
rativen Wärme ermöglicht, kos-
tet weniger als 300 Euro.

Bau des Wärmenetzes 
für Frühjahr 2023 geplant

Bis 12. Oktober können Inter-
essierte einen Anschluss beantra-
gen. Im Frühjahr 2023 soll dann 
im Zuge der Sanierung der Orts-
durchfahrt der Bau des Wärme-
netzes beginnen. Im Laufe des 
Jahres 2024 könnte dann die Wär-
me geliefert werden.

Über GP JOULE

2009 mit der Überzeugung 
gegründet, dass 100 Prozent er-
neuerbare Energieversorgung 
machbar ist, ist GP JOULE heu-
te ein System-Anbieter für integ-
rierte Energielösungen aus Son-
ne, Wind und Biomasse sowie ein 
Partner auf Versorgungsebene 
für Strom, Wärme, Wasserstoff 
sowie Elektromobilität. GP JOU-
LE ist damit ein Pionierunterneh-
men der Sektorenkopplung. Für 
die mittelständische Unterneh-
mensgruppe arbeiten rund 500 
Menschen in Deutschland, Euro-
pa und Nordamerika. GP JOULE 
ist Träger des Umweltpreises der 
Wirtschaft Schleswig-Holstein 
2019 und des German Renewab-
les Award 2020. r

Neue Kampagne für Klima-
Schutz und Energiesparen 

Mit einer neuen Informations- und Mitmachkampagne will der 
Freistaat für mehr Klimaschutz und weniger Energieverbrauch im 
Alltag werben. Die Kampagne läuft unter dem Titel „Klimawandel 
meistern – Wir treffen uns bei Null“ und setzt vor allem auf Inter-
net- und Social Media-Angebote. 

Bayerns Umwelt- und Ver-
braucherschutzminister Thors-
ten Glauber betonte dazu in 
München: „Die gemeinsame 
Null ist unser großes Ziel. Bay-
ern soll bis 2040 klimaneutral 
werden. Jeder Beitrag zählt. Mit 
der neuen Kampagne wollen 
wir bunt und greifbar bei Jung 
und Alt für das Klima werben. 
Viele Informationen und Ange-
bote zeigen Möglichkeiten, Kli-
maschutz Stück für Stück in den 
eigenen Alltag zu integrieren. 
Die Kampagne begleitet das 
neue bayerische Klimaschutzge-
setz sowie das dazu vorgelegte 
Maßnahmenpaket, für dessen 
Umsetzung eine jährliche Klima-
milliarde vorgesehen ist. Klima-
schutz und Energiesparen sind 
zwei Seiten der gleichen Me-
daille. Jede eingesparte Energie 
schützt gleichzeitig das Klima.“

Begleitet wird die Kampa-
gne von einer Klima-Road-
show mit vielen Informations- 
und Mitmachangeboten. Un-
ter anderem gibt es einen 
Fahrräder-Check, Kurse zum kli-
mafreundlichen Kochen mit ei-
nem Showkoch, ein Repair Café 
sowie Angebote zur Energiebe-
ratung für Mieter und Hausei-

gentürmer. Die Partner der Bay-
erischen Klima-Allianz ergän-
zen das Programm mit eigenen 
Angeboten. Die Klimatour war 
am 10. und 11. September Be-
standteil des ZAMANAND-Fes-
tivals in München und war am 
15./16. September in Augsburg 
und wird am 23./24. Septem-
ber in Würzburg gastieren. Sie 
ist damit Bestandteil der Bay-
erischen Klimawochen, die am 
9. September starteten.

CO2-Klimareporter

Im Rahmen der Kampagne 
gibt es über die Online-Kanä-
le beständig neue Infos, Tipps, 
Mitmachaktionen und span-
nende Formate rund um die 
Themen Klimaschutz und Ener-
giesparen. Beim Format „Die 
CO2–Klimareporter“, reist ein 
Reporterduo durch Bayern, 
trifft Menschen und widmet 
sich auf humorvolle Weise ver-
schiedensten Klimaschutzthe-
men. In 2023 wird die Kampa-
gne wieder mit der Klimatour 
unterwegs sein. Daneben sind 
verschiedenste Aktionen mit 
Partnern der Bayerischen Kli-
ma-Allianz geplant. r

http://www.zoeschingen-fernwaerme.de
http://www.zoeschingen-fernwaerme.de
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Starkes Plädoyer  
pro Wasserkraft in Bayern

Über 120 Teilnehmende, darunter zahlreiche Ehrengäste aus Politik, 
Verbänden und Wirtschaft, konnte Fritz Schweiger, 1. Vorsitzender 
der Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern e.V. (VWB), zur dies-
jährigen sehr gut besuchten Jahreshauptversammlung begrüßen. 
Entsprechend hochkarätig war das Podium besetzt, darunter auch 
Florian Streibl, Mitglied des Bayerischen Landtags und Fraktionsvor-
sitzender der Freien Wähler.

Drei starke Kernbotschaf-
ten pro Bayerischer Wasserkraft 
sandte der VWB aus dem Augusti-
ner Schützengarten der Königlich 
Privilegierten Hauptschützen- 
gesellschaft München von 1406 
in den Freistaat:

• Die Wasserkraftnutzung auch 
der sogenannten „Kleinen 
Wasserkraft“ ist in Bayern sys-
temrelevant und wegen ihrer 
Bedeutung als grundlastfähige 
Energie für die Versorgungssi-
cherheit unverzichtbar.

• Trotz der Aufwertung der 
Wasserkraftnutzung im no-
vellierten Erneuerbaren Ener-
giegesetz 2023 als Energie-
erzeugungsform von überra-
gendem öffentlichen Interes-
se geht der „Kampf“ um die 
weitere Nutzung und den Aus-
bau der Wasserkraft in Bay-
ern weiter. Die (kleine) Was-
serkraft ist nicht das Problem, 
sondern Teil der Lösung.

• Bayerns größte Industrie- und 
Handelskammer (für Mün-
chen und Oberbayern) über-

nimmt als neu installierter 
Träger öffentlicher Belange in 
Bayern eine neutrale Bewer-
tungsposition im Rahmen der 
weiteren Wasserkraftnutzung 
in Bayern. Die IHK wird künftig 
eine wichtige, unabhängige 
Rolle in Genehmigungsverfah-
ren für Neuanlagen und Wie-
derbewilligungsverfahren für 
Bestandsanlagen in der Was-
serkraft spielen. Als Träger öf-
fentlicher Belange soll sie hel-
fen, die bisweilen verhärteten 
Positionen bei Erneuerung 
und Ausbau der Wasserkraft 
zwischen Umwelt-/ Natur-
schutzverbänden, Genehmi-
gungsbehörden und Wasser-
kraftbetreibern/ -investoren 
zum Konsens zu bringen.

Florian Streibl, Fraktionsvorsit-
zender der Freien Wähler im 
Bayerischen Landtag, und Fritz 
Schweiger (hi.li.), Vorsitzender 
der VWB, auf der Jahresver-
sammlung 2022. Bild: VWB

Wasserkraft  
bleibt gleichberechtigt

VWB- Vorsitzender Fritz Schwei-
ger ließ in seinem Bericht über 
das ereignisreiche Geschäftsjahr 
der VWB gerade auch die jüngs-
ten, existenzbedrohenden Ein-
flussnahmen der Naturschutz- 
und Umweltverbände gegen die 
Wasserkraftnutzung Revue pas-
sieren. Deren massive Einfluss-
nahme in Berlin auf das Gesetz-
gebungsverfahren zur Novellie-
rung des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes (EEG 2023) drohte 
der vor allem für Bayern so wich-
tigen Wasserkraft buchstäblich 
das Wasser abzudrehen. Dank 
des unermüdlichen Engagements 
von Bayerischer Politik und Wirt-
schaftsverbänden sowie insbe-
sondere der VWB konnte qua-
si in letzter Sekunde das Unheil 
erfolgreich abgewehrt werden. 
Wasserkraft bleibt im EEG 2023 
gleichberechtigt mit den ande-
ren erneuerbaren Energien von 
überragendem öffentlichen In-
teresse. Dieser gesetzlich festge-
schriebene Status bedeutet für 
die Wasserkraftbetreiber künf-
tig eine entsprechende Verant-
wortung im Sinne einer Nach- 
bzw. Neujustierung ausgewoge-
ner ökologischer, ökonomischer 
und sozialer Projektlösungen. Ins-
besondere auch die zuständigen 
Behörden müssen sich entspre-
chend dem neuen EEG 2023 in ih-
ren Genehmigungsverfahren für 
die Wasserkraftnutzung bewe-
gen und anpassen, „so schwer es 
auch einzelnen Behördenvertre-
tenden fallen mag“, kommentier-
te Fritz Schweiger.

Unverzichtbare  
Energiequelle in Bayern

Dass die Wasserkraft eine un-
verzichtbare weil zuverlässige 
Energiequelle in Bayern ist, dar-
an ließ Streibl in seinem Referat 
genauso wenig Zweifel wie an der 
Betonung der Bedeutung für die 
regionale Wertschöpfung. Denn 
gerade auch die kleineren Was-
serkraftanlagen vor Ort in der 
Region versorgen die Menschen 
über Stadt- und Gemeindewerke 
sowie Energiegenossenschaften, 
wie auch Mühlen, Sägewerke 
und Handwerksbetriebe zuver-
lässig mit Strom. Streibl betonte, 
dass die Freien Wähler fest an der 
Seite der heimischen Wasserkraft 
stehen, denn sie ist nicht nur ein 
Garant für Klimaschutz und re-
gionale Versorgungssicherheit, 
sondern auch für eine klimage-
rechte, bezahlbare und verläss-
liche Energieversorgung aus er-
neuerbaren Energiequellen.

Heimatenergie  
ist Freiheitsenergie 

Die Energie vor Ort zu erzeugen 
und zu nutzen ist die entschie-
dene Antwort auf energiepoliti-
sche Abhängigkeiten. Erneuerba-
re Energien sind damit nicht nur 
Heimatenergien, sie sind auch 
Freiheitsenergien. Die aktuelle 
geopolitische Situation erzwingt 
die anstehende Neustrukturie-
rung der bayerischen Energiepo-
litik. Die Antwort auf Abhängig-
keiten kann laut Streibl nur sein, 
die Energie vor Ort zu erzeugen 
und zu nutzen. Dabei kommt der 
Wasserkraft und insbesondere 
auch der kleinen Wasserkraft ei-
ne Schlüsselrolle zu.

Walter Nussel, CSU, Mitglied 
des Bayerischen Landtags und 
Beauftragter für Bürokratieab-
bau der Bayerischen Staatsre-
gierung, appellierte, den Kampf 
um die Nutzung der bestehen-
den Energieerzeugungsformen 
wie der Wasserkraft, die in Bay-
ern verfügbar sind, konsequent 
fortzusetzen.

Überragendes öffentliches 
Interesse

Dr. Norbert Ammann, Re-
feratsleiter für Umwelt, Ener-
gie und Klima der Industrie- und 
Handelskammer (IHK) für Mün-

chen und Oberbayern, erklärte 
die neue Rolle der IHK als Träge-
rin öffentlicher Belange bei künf-
tigen wasserrechtlichen Geneh-
migungsverfahren. In Krisen-
zeiten zeigt sich unter anderem 
auch der große Stellenwert der 
kleinen und großen Wasserkraft 
für eine sichere, regionale und 
klimaverträgliche Energieversor-
gung besonders deutlich.

Als Trägerin öffentlicher Belan-
ge setzt sich die IHK für München 
und Oberbayern als unabhängi-
ge und neutrale Sachverständi-
ge bei wasserrechtlichen Geneh-
migungsverfahren in ganz Bayern 
ein. Damit sollen bis dato übliche 
Genehmigungsverzögerungen 
für zukunftsweisende Wasser-
kraftprojekte durch ausufernde 
Bürokratie und Umweltklagen, 
die unnötig lange bei den Gerich-
ten festhängen, künftig vermie-
den werden.

Planbar und zuverlässig

Hermann Steinmaßl, ehema-
liges Mitglied des Landtags, Alt-
landrat von Traunstein, Vor-
standsmitglied im VWB und stv. 
Sprecher der Landesvertretung 
Bayern des Bundesverbands Er-
neuerbare Energien (LEE Bayern), 
untermauerte die Unverzichtbar-
keit der Wasserkraftnutzung ins-
besondere in Bayern. Wasser-
kraftwerke liefern selbst in Zei-
ten mit wenig Wasser, rund um 
die Uhr planbar und zuverlässig 
Energie. Wasserkraftwerke kön-
nen unabhängig von Witterungs-
einflüssen den Grundbedarf 
der Menschen an Strom decken 
(Grundlastfähigkeit). Die langjäh-
rige durchschnittliche Jahreser-
zeugung der Wasserkraftwerke 
in Bayern liegt bei rund 12 Milli-
arden Kilowattstunden; das ent-
spricht in etwa 1.000 Kilowatt-
stunden Strom pro Jahr und Ein-
wohner in Bayern. 

Des Weiteren können die ro-
tierenden Massen der Wasser-
kraftgeneratoren die Stabilität 
der Stromnetze unterstützen, 
zur Notstromversorgung beitra-
gen und nach einem Netzausfall 
helfen, die Stromversorgung wie-
der aufzubauen. Steinmaßl‘s Fa-
zit: Jedes Wasserkraftwerk trägt 
zur Versorgungssicherheit und 
Netzstabilität bei und steht im 
überragenden öffentlichen Inte-
resse. Deshalb ist es notwendig, 
sich dahingehend ehrlich zu ma-
chen, dass für eine klimagerechte 
Energieversorgung die Nutzung 
aller erneuerbaren Energien ein-
schließlich der Wasserkraft un-
verzichtbar ist. 

Im Umkehrschluss heißt das 
aber auch, dass dazu Eingriffe in 
Landschaft und Natur zwangs-
läufig erfolgen werden. Diese 
Eingriffe so gering wie möglich zu 
halten, gehört zu den großen He-
rausforderungen der angestreb-
ten Energiewende. Die Fehler 
der Vergangenheit in Form ein-
seitiger Abhängigkeiten sollten 
sich, wenn möglich nicht wieder-
holen.  (JK)

Energieversorgung 
Donautal 

Neugründung des Gemeinschaftsunternehmens  
von EnBW ODR AG und erdgas schwaben gmbh 

Mit Sitz in Gundelfingen an der Donau wurde im Sommer 2022 
die Energieversorgung Donautal GmbH gegründet. Die Geschäfts-
führer der Gesellschaft sind Sebastian Maier, 55 Jahre, Vorstand 
der EnBW ODR AG, und Uwe Sommer, 58 Jahre, Prokurist in der 
erdgas schwaben Gruppe. 

Sie führen ein gemeinsames 
Unternehmen über die Landes-
grenzen von Baden-Württem-
berg und Bayern hinweg. Mit der 
länderübergreifenden Zusam-
menarbeit in der Region Nord-
schwaben bündeln beide Un-
ternehmen ihre vorhandenen 
Kompetenzen für die zuverlässi-
ge Energieversorgung in der Re-
gion. Die Energieversorgung Do-
nautal steht wie alle regionalen 
Energieversorger vor der Her-
ausforderung der Energiewende 
auf dem Land. Sebastian Mai-
er betont in diesem Zusammen-
hang „die vertrauensvolle Part-
nerschaft. Die neu gegründete 
Gesellschaft stärkt zum einen die 
Versorgungssicherheit in der Re-
gion und befähigt uns zum ande-
ren, die Energiezukunft mit dem 
gemeinsamen Knowhow zu ge-
stalten“. 

Regenerativer Wasserstoff

Insbesondere die Entwicklun-
gen im Bereich der Gasversor-
gung stehen hier, wie überall in 
Deutschland, im Fokus. Der star-
ke Partner aus dem Bereich Gas-
versorgung, erdgas schwaben 
gmbh, kann hier auf jahrzehnte-
langes, fundiertes Fachwissen zu-
rückgreifen und ist ein Vorreiter 
im Ausbau von wasserstofffähi-
gen Netzen. „Wir setzen den Fo-
kus auf die Energiewende und 
die Bereitstellung von regenerati-
vem Wasserstoff über unser Lei-

tungsnetz, das jetzt schon über-
wiegend H2-ready ist. Diese be-
sondere Partnerschaft investiert 
noch einmal in die Zukunftsfähig-
keit der Region rund um Gundel-
fingen“, so Uwe Sommer.

Aktuell sind mehr als 200 Städ-
te und Gemeinden an über 6.500 
Kilometer Gasleitungen ange-
schlossen. Sowohl öffentliche 
Einrichtungen als auch priva-
te Haushalte nutzen Leistungen 
von erdgas schwaben. Gas ist der 
Partner der erneuerbaren Energi-
en und lässt alle Zukunftsoptio-
nen zu – vor allem klimaschonen-
des Biogas und Wasserstoff. erd-
gas schwaben bietet neben der 
Versorgung mit Gas und Strom 
Dienstleistungen rund ums The-
ma Energie für Kommunen, Woh-
nungswirtschaft, Gewerbe und 
Industrie sowie für Privathaus-
halte.

2017 erwarb erdgas schwaben 
vier Wasserkraftwerke an Lech 
und Wertach. Ein weiteres Ge-
schäftsfeld von erdgas schwaben 
ist „Fahren mit Strom“ für Kom-
munen und Gewerbe.

Aus „erdgas“ wird „energie“

erdgas schwaben wird ener-
gie schwaben: Nach einer Über-
gangsphase wird das Unterneh-
men ab Mitte September 2022 
nur noch mit der neuen Mar-
ke energie schwaben auftreten. 
Mehr Informationen unter www.
erdgas-schwaben.de  r

Die beiden Geschäftsführer v.l. Uwe Sommer, erdgas schwaben 
Gruppe, und Sebastian Maier, EnBW ODR AG. Bild: erdgas schwaben

Beim Strom  
wird es knapp!

Ohne Erdgas und Kernkraft muss Bayern  
im nächsten Winter viel Strom importieren.

Die Folgen eines möglichen russischen Gaslieferstopps auf die bay-
erische Industrie und die bayerischen Haushalte werden derzeit im 
Hinblick auf den bevorstehenden Winter vermehrt diskutiert. „Doch 
nicht nur für die Industrieproduktion und das Beheizen der Woh-
nungen hat eine Gasmangellage dramatische Folgen, auch beim 
Strom wird es im nächsten Winter knapp werden“, warnt Detlef Fi-
scher, Hauptgeschäftsführer des Verbands der Bayerischen Energie 
und Wasserwirtschaft e.V. – VBEW. 

Die Politik muss auch im Sin-
ne ihrer Wähler parteipolitische 
Überlegungen hintenanstellen 
und jetzt handeln, um die dro-
hende Versorgungsnotlage abzu-
wenden. „Wer die Bayern nicht 
frieren lassen will, muss natürlich 
auch das Kernkraftwerk Isar 2 (KKI 
2) weiterlaufen lassen“, bringt es 
Fischer auf den Punkt.

Keinesfalls gesichert verfügbar

Nur auf den ersten Blick se-
hen die Zahlen zur bayerischen 
Stromversorgung im Monitoring- 
bericht 2021 der Bundesnetz-
agentur (BNetzA) gar nicht so 

schlecht aus. Im Jahr 2021 wa-
ren in Bayern 10,4 GW an Strom- 
erzeugungsleistung aus konven-
tionellen Energieträgern (inkl. 
Kraftwerke in Reserve) und wei-
tere 22,2 GW aus erneuerbaren 
Energieträgern installiert. „Im 
kommenden Winter könnte es 
trotzdem sehr eng werden für 
die Stromversorgungslage in Bay-
ern“, warnt Detlef Fischer, „denn 
der Großteil der dann noch vor-
handenen installierten Leistung 
kann keineswegs als gesichert 
verfügbar angesehen werden.“

Im Januar 2023 sind gegenüber 
dem Berichtsjahr 2021 aller Vo-
raussicht nach 2,7 GW an Kern-

kraftleistung weggefallen. Im an-
zunehmenden Fall einer „Dun-
kelflaute“, d. h., wenn weder die 
Sonne scheint noch der Wind 
weht, fallen von den erneuerba-
ren Energieträgern die Photovol-
taik-Leistung und Windkraft-Leis-
tung fast komplett aus. Selbst die 
wetterunabhängigen Laufwas-
ser-Kraftwerke haben ihre maxi-
male Erzeugungsleistung in der 
Regel im Frühjahr, im Winter 
ist wasserdargebotsbedingt ein 
Rückgang auf etwa 1 GW zu er-
warten. Pumpspeicherkraftwer-
ke können ihre Leistung nur so 
lange liefern, bis die Speicher leer 
sind, „wir reden da von einem 
Zeitraum von ein paar Stunden“, 
konkretisiert Fischer. So bleiben 
von den Erneuerbaren nur noch 
weitere 2 GW aus Biomasse, und 
Geothermie, die als gesichert gel-
ten können.

„Sollten die russischen Gaslie-
ferungen zum Erliegen kommen, 
wird es im kommenden Winter 
auch sehr eng für die Stromver-
sorgung in Bayern“, fasst Fischer 
zusammen. Etwa 4,6 GW an kon-
ventioneller Erzeugungsleistung 
hängen am Erdgas und können 
nur zu einem kleinen Teil durch 
Mineralöl substituiert werden. 

Es bleiben von den Konventio-
nellen dann nur noch 0,9 GW aus 
Steinkohle, 0,2 GW aus Sonstigen 
wie z. B. Müllverbrennung und 
1,4 GW aus Ölkraftwerken, unter 
der Voraussetzung, dass die Lie-
ferketten von Öl und Steinkohle 
intakt bleiben. 

Ausgehend von einer Jahres-
höchstlast von 12,7 GW für Bay-

ern ergibt sich summa summarum 
ein Versorgungsdefizit von bis zu 
7,1 GW, welches nur noch durch 
Stromimporte ausgeglichen wer-
den könnte. Eine Landtagsanfra-
ge von Ende Juni 2022 wird vom 
Bayerischen Wirtschaftsministe-
rium mit einem vergleichbaren 
Ergebnis beantwortet.

„In die Rechnung ist noch gar 
nicht einbezogen, was passiert, 
wenn auch noch ein Teil der 6,5 
Mio. bayerischen Haushalte (da-
von etwa 40 Prozent mit Erdgas 
beheizt), deren Wohnungen auf-
grund nicht hinreichend funktio-
nierender Gas- und Fernwärme-
heizungen zu kalt bleiben, ver-
mehrt mit elektrisch betriebe-
nen Heizlüftern oder Radiatoren 
nachheizen wollen. Bei einer kal-
ten Dunkelflaute mit wenig Erd-
gas und ohne Kernkraft wird es 
in jedem Fall sehr kritisch. Die 
Bemühungen der Bayerischen 
Staatsregierung zur Laufzeitver-
längerung der Kernkraftwerke 
und zur weiteren Befüllung der 
Gasspeicher unterstützen wir da-
her vollumfänglich. Wir brauchen 
jetzt schnelle Lösungen für den 
Fall einer möglichen Gasmangel-
lage und keine parteipolitischen 
Denkverbote. Dafür ist die Lage 
viel zu ernst. Läuft das KKI 2 mit 
angenommener reduzierter Leis-
tung von 1.000 MW elektrischer 
Leistung noch über den Winter 
weiter, könnten allein dadurch 
500.000 Wohnungen mit ei-
nem handelsüblichen Heizlüfter 
(2.000 W) eine Basiserwärmung 
rund um die Uhr erhalten“, resü-
miert Fischer.  r

Weniger Verbrauch durch neue Heizung
Aktueller Ratgeber gibt wertvolle Infos und Tipps

Eine neue und effiziente Heizung kann den Energieverbrauch 
senken. In Zeiten von steigenden Gas- und Stromkosten wird 
das Thema aktueller und wichtiger denn je. Doch Vorsicht: Ein 
Heizungsaustausch sollte geplant werden – meist geht es dabei 
um eine Entscheidung für die kommenden 20 Jahre. Wer jetzt 
zukunftsorientiert handeln will, sollte unbedingt gesetzliche 
Vorgaben, Sanierungsvorhaben und Förderprogramme mit-
einbeziehen. Schließlich werden bei der Wahl des Energieträ-
gers auch Nachhaltigkeit und Klimaschutz immer wichtiger. Der 
„Ratgeber Heizung“ der Verbraucherzentrale hilft dabei, den 
Überblick zu behalten, Sparpotenziale zu erkennen und die in-
dividuell passende technische Lösung zu finden. 

Von Brennwertkessel und Holzheizungen über Photovoltaikan-
lagen und Elektroheizungen bis hin zu thermischen Solaranlagen 
und Hybrid-Wärmepumpen – die neue und aktualisierte Aufla-
ge erläutert ausführlich die Vor- und Nachteile der vielen unter-
schiedlichen Haustechniken, stellt dar, wie sie eingesetzt werden 
können und rechnet sie beispielhaft durch. Anhand von Checklis-
ten kann geprüft werden, welche Variante in Frage kommt und 
Schritt für Schritt die Umsetzung geplant werden. Mit einem in-
teraktiven Online-Tool lässt sich schließlich die Wirtschaftlichkeit 
der Investition für das eigene Gebäude ganz individuell berech-
nen. www.ratgeber-verbraucherzentrale.de  r

http://www.erdgas-schwaben.de
http://www.erdgas-schwaben.de
http://www.ratgeber-verbraucherzentrale.de
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Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Wir machen 
das Gasnetz 
fi t für grünen 
Wassersto� 

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Ein breites Bündnis aus Bundeswirtschafts-
ministerium, Sozialpartner, Wirtschafts-, Um-
welt- und Verbraucherschutzverbände so-
wie kommunale Spitzenverbände hat in ei-
ner Erklärung zum Energiesparen aufgerufen. 
Die Beteiligten wollen dieses gesamtgesell-
schaftliche Projekt in ihrem Wirkungsbereich 
mit eigenen Initiativen unterstützen, ob über 
den Einsatz von Energie-Scouts in Unterneh-
men, Energieeffizienzmaßnahmen in den Be-
trieben bei Beleuchtung und Wärmerückge-
winnung, oder Wärmeschutzverglasung gro-
ßer Schaufenster. Wie Städte konkret Ener-
gie sparen, darüber informiert der Deutsche 
Städtetag anhand von (bayerischen) Best 
Practices auf seiner Homepage.

So werden Bürger in der Metropolregion 
Nürnberg etwa mit spielerischen Challenges 
animiert, ihren C02-Fußabdruck zu reduzieren 
und Energie einzusparen. Klimaschutzmanager 
boten auf www.co2challenge.net und über so-
cial media-Kanäle täglich einen Tipp zum Mit-
machen und CO2-Sparen an – sei es im Klei-
derschrank, am Sofa oder in der Küche. Als zu-
sätzlichen Anreiz werden Überraschungspake-
te unter allen Teilnehmenden verlost.

Die Stadtwerke München wiederum rufen 
im Herbst den Energiesparwettbewerb „Je-
de kWh zählt!“ aus. Je mehr Gas oder Strom 
eingespart wird, umso größer die Prämie, die 
den Verbrauchern gutgeschrieben wird. Start 
des Wettbewerbs ist am 1. Oktober 2022, die 
Teilnahme erfolgt über ein Online-Portal. Die 
nächste Jahresrechnung – Strom oder Gas – 
wird mit der zurückliegenden verglichen. Liegt 
die Einsparung bei mehr als 10 Prozent, winkt 
eine Prämie. Liegt sie bei mindestens 20 Pro-
zent, gibt es eine größere Gutschrift.

Ebenfalls in der Landeshauptstadt sensibi-
lisiert und motiviert das Ressourcensparpro-
gramm „Fifty-Fifty-Aktiv“ die Kita- und Schul-
gemeinschaft, durch ein bewusstes, umwelt-
freundliches Verhalten möglichst viel Strom, 
Heizenergie, Wasser und Müll einzusparen, 
verantwortungsvoll mit den natürlichen Res-
sourcen umzugehen und so zum Klimaschutz 
beizutragen. Jeder, egal ob Kita-Kinder, Schü-
ler, Lehrkräfte, Erzieher oder die technische 

Hausverwaltung, kann hierbei einen Bei-
trag leisten: im eigenen Gebäude rechtzei-
tig das Licht ausschalten, wenn es nicht ge-
braucht wird; die Raumtemperaturen anpas-
sen; den Wasserhahn zudrehen; die Dauerlüf-
tung mit gekippten Fenstern beenden oder in 
der Schulverpflegung auf Einwegartikel ver-
zichten.

Seit 2013 ist der Klimaladen Ansbach e. V. 
Anlaufstelle für Bürger rund um Fragen zum 
Thema Energie. Das Amt für Stadtentwicklung 
und Klimaschutz der Stadt Ansbach sowie die 
Stadtwerke Ansbach GmbH beraten dort zu 
den Themen Energieeinsparung, Energieeffizi-
enz, Umwelt- und Klimaschutz, Nachhaltigkeit 
sowie Erneuerbare Energien. Zur Überprüfung 
von Energieeinsparpotenzialen bietet der Kli-
maladen die kostenlose Ausleihe von Strom-, 
Feuchte-, Taupunkt- sowie Holzfeuchtemess-
geräten an.

Projektgruppen erarbeiten Konzepte

Zahlreiche Stadtverwaltungen ergreifen 
Maßnahmen, um den Energieverbrauch in 
städtischen Gebäuden zu drosseln: Zum Bei-
spiel wird die maximale Raumtemperatur ab-
gesenkt, die Beleuchtung auf LED umgerüs-
tet, Dauerbeleuchtung durch Bewegungsmel-
der ersetzt. Gleichzeitig werden die Mitarbei-
ter für Energiesparmaßnahmen sensibilisiert, 
wie etwa keine Geräte im Stand-by-Modus 
zu belassen oder die Zahl der Kühlschränke zu 
verringern. Die Stadt Würzburg erwägt dar- 
über hinaus eine Zusammenlegung von Dienst-
stellen. Viele Städte haben eine Projektgruppe 
eingesetzt, um Energiespar-Potenziale zu iden-
tifizieren.

Zudem haben sich zahlreiche Städte ent-
schieden, die Anstrahlung von Sehenswür-
digkeiten zu reduzieren. In München soll die 
nächtliche Beleuchtung historischer Gebäu-
de sogar ganz entfallen, auch die Beleuchtung 
auf den Straßen wird reduziert. Schon seit län-
gerem werden in der Stadt außerdem fast 50 
Prozent der Ampeln zu verkehrsschwachen 
Zeiten abgeschaltet. Auf der Agenda steht 
auch das Absenken der Luft- und Wassertem-
peraturen in den Schwimmbädern.  DK 

Energiesparen:

Best Practice in bayerischen Städten
Bayerischer Ministerrat zur Sicherung der Energieversorgung:

Zentrale Stellschrauben
Für die Bayerische Staatsregierung steht die Sicherung der Ener-
gieversorgung an erster Stelle. „Die durch den Angriff Russlands 
auf die Ukraine ausgelösten Umwälzungen auf den gesamten 
Energiemärkten treten dabei immer deutlicher zu Tage und be-
dürfen eines entschlossenen Handelns der Politik“, machte der 
Ministerrat in München deutlich. 

Zentrale Stellschrauben, um die 
Energieversorgung Bayerns auch 
mittel- bis langfristig zu sichern, 
sind laut Staatsregierung der be-
schleunigte Ausbau der Erneu-
erbaren Energien, die zügige Ge-
nehmigung und Fertigstellung der 
Stromleitungen, der Aufbau von 
zusätzlicher gesicherter Leistung 
sowie der Aus- bzw. Aufbau des 
deutschen und europäischen Gas- 
und Wasserstoffnetzes. In diesen 
Bereichen habe der Freistaat be-
reits entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet und konkrete Ziele für 
das Jahr 2030 (Bayerischer Ener-
gieplan 2030) formuliert. 

So soll die Stromerzeugung mit 
regenerativen Energien bis 2030 
von 39,6 TWh (Stand 2020) auf 
rund 78 TWh verdoppelt wer-
den. Im Bereich der Photovoltaik 
ist vorgesehen, die Stromerzeu-
gung bis 2030 von heute 13 TWh 
auf 40 TWh zu verdreifachen. 
Bei der Wasserkraft soll an den 
vom Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz er-
mittelten Standorten ein zusätz-
liches Potenzial von 18 MW Leis-
tung erschlossen werden. 

Potenziale erschließen

Bei der Bioenergie wird ein 
Steigerungspotenzial von rund 
15 Prozent gesehen. Bei der 
Windkraft strebt die Staatsre-
gierung – auch durch die Reform 
der 10 H-Regelung – einen Zu-
wachs von mindestens 800 bis 
zu 1.000 Windenergieanlagen in 
den nächsten Jahren an. Das Po-
tenzial der Geothermie soll wei-
ter gehoben werden, um bis 
2050 rund 25 Prozent des bayeri-
schen Wärmebedarfs im Gebäu-
desektor aus dieser Form der Er-
neuerbaren Energien zu decken.

Die Staatsregierung bekräf-
tigt diese Ziele und beauftragt 
Wirtschafts-, Umwelt-, Land-
wirtschafts- und Bauministe-
rium, dem Ministerrat Detail-
konzepte zur Umsetzung zeit-
nah vorzulegen. Ergänzend wird 
das Bayerische Staatsministe-
rium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten gebeten, ei-
nen Plan vorzulegen, um min-
destens 100 Windenergieanla-
gen im Bayerischen Staatswald 
zu initiieren.

Da die maßgeblichen Rah-
menbedingungen für den Aus-
bau der Erneuerbaren Energien 
vom Bund gesetzt werden, wird 
das Wirtschaftsministerium be-
auftragt, das Erreichen der bay-
erischen Ziele eng zu monitoren 
und gegenüber dem Bund nö-
tige Anpassungen des gesetzli-
chen Rahmens – insbesondere 
im EEG 2023 – einzufordern. Ins-
besondere soll eine Bundesratsi-
nitiative geprüft werden, wie die 
Netzbetreiber dazu verpflichtet 
werden können, die Einspeise-
voraussetzungen für Anlagenbe-
treiber zeitnah zu gewährleisten. 
Zudem wird das Wirtschaftsmi-
nisterium damit betraut zu prü-
fen, ob und auf welche Weise 
auch die bestehenden Einrich-
tungen in Bayern (z.B. Landes-
agentur für Energie und Klima-
schutz) verstärkt zum Monito-
ring der Ziele eingesetzt werden 
können.

Stromleitungsbau

Um den Ausbau der Stromlei-
tungen zu beschleunigen, hat die 
Staatsregierung bereits ein Kon-
zept zur vorübergehenden Ver-
stärkung der Genehmigungsbe-
hörden beschlossen. Ergänzend 
wird das Wirtschaftsministeri-
um gebeten, auch den Stromlei-
tungsausbau eng zu monitoren, 

bestehende Probleme im Sinne 
der Beschleunigung des Leitungs-
baus in Bayern eng zu beglei-
ten (Hotspot-Management) und 
laufend auch notwendige und 
sinnvolle Anpassungen des bun-
desgesetzlichen Rahmens ge- 
genüber dem Bund einzufor-
dern, um insbesondere die Pla-
nungs- und Genehmigungsver-
fahren weiter zu beschleunigen. 

Strommarktdesign anpassen

Vor dem Hintergrund, dass 
es zur Absicherung der Er-
neuerbaren Energien zusätzli-
cher gesicherter Leistung be-
darf, wenn der Wind nicht weht 
und die Sonne nicht scheint, 
wird das Wirtschaftsministeri-
um auch gebeten, sich hier in-
tensiv in den bundespolitischen 
Prozess zur nötigen Anpassung 
des Strommarktdesigns einzu-
bringen. Es müsse sichergestellt 
werden, dass diese Kraftwerke 
zeitnah insbesondere an bay-
erischen Standorten realisiert 
werden. 

„Es ist das Ziel Europas, 
Deutschlands und Bayerns, zeit-
nah unabhängig von den russi-
schen Gaslieferungen zu werden. 
Dadurch verändern sich auch die 
Gasflüsse in ganz Europa mit 
der Folge einer zwingend erfor-
derlichen Anpassung des deut-
schen und europäische Gasnet-
zes“, so die Staatsregierung. Ent-
sprechende Weichenstellungen 
erfolgten in Deutschland im ak-
tuellen Prozess zur Entwicklung 
des „Netzentwicklungsplans Gas 
2022“ unter Federführung der 
Ferngasnetzbetreiber und der 
Bundesnetzagentur. 

Am 1. September 2022 haben 
die Ferngasnetzbetreiber zudem 
den im Energiewirtschaftsgesetz 
vorgesehenen Bericht zur erst-
maligen Erstellung eines Netz-
entwicklungsplans Wasserstoff 
vorgelegt. Darin enthalten sind 
konkrete Vorschläge zur rechtli-
chen Implementierung eines ver-
bindlichen Konzepts.

Gas- und Wasserstoff- 
Infrastruktur ausbauen

Weil der bedarfsgerechte 
Aus- bzw. Aufbau der Gas- 
und Wasserstoffinfrastruktur  
in Deutschland und Europa für 
die Staatsregierung höchste  
Priorität habe und es sicherge-
stellt werden müsse, dass Bay-
ern sowohl bei Gas als auch Was-
serstoff einen angemessenen 
Zugang sowohl zu den LNG-Ter-
minals im Norden Deutschlands 
wie auch im Süden Europas (z.B. 
Italien, Kroatien) hat, wird das 
Wirtschaftsministerium beauf-
tragt, dem Ministerrat zeitnah 
zum Netzentwicklungsplan Gas 
2022 und zum vorgelegten Was-
serstoffbericht zu berichten und 
notwendige Forderungen Bay-
erns an den Bund und die EU 
vorzulegen. In dem Bericht sol-
len zudem die industriepoliti-
schen Implikationen der aktu-
ellen strukturellen Umbrüche 
der Energiemärkte analysiert 
und Vorschläge zur strategischen 
Weiterentwicklung der Rahmen-
bedingungen im Freistaat – zum 
Beispiel mit Blick auf die Ansied-
lung zukunftsfähiger Industrien 
– entwickelt werden.

Die Staatsregierung hat über-
dies eine Bundesratsinitiati-
ve beschlossen, mit der die Bun-
desregierung aufgefordert wird, 
die Gaspreisanpassungs-Verord-
nung auf Grundlage von § 26 En-
SiG (Gesetz zur Sicherung der 
Energieversorgung) mit soforti-
ger Wirkung aufzuheben. Die da-

mit verbundene Erhebung der 
Gasbeschaffungsumlage zum 1. 
Oktober 2022 soll nicht erfolgen, 
da sie eine weitere Kostensteige-
rung der privaten und gewerbli-
chen Verbraucher bewirke, die 
sich durch die in den vergange-
nen Monaten bereits stark ge-
stiegenen Energiekosten ohne-
hin einer massiven Zusatzbelas-
tung gegenübersehen, argumen-
tiert der Ministerrat.

Durch die Gasbeschaffungs-
umlage in ihrer jetzigen Form 
kämen auch Unternehmen in 
den Genuss der Umlage, die das 
Geld tatsächlich nicht benötigen, 
da sie nicht insolvenzgefährdet 
sind. Dies stehe im Widerspruch 
zur Verordnungsbegründung, 
die den Zweck der Gasbeschaf-
fungsumlage in der Verhinde-
rung insolvenzbedingter Ausfäl-
le von für den Markt wichtigen 
Gasimporteuren sieht. Der Bun-
desrat halte es daher für erfor-
derlich, dass zunächst Stabilisie-
rungsmaßnahmen nach § 29 En-
SiG vorrangig geprüft werden 
und zur Anwendung kommen, 
um tatsächlich nur solche Un-
ternehmen zu unterstützen, die 
aufgrund der Verwerfungen auf 
dem Gasmarkt insolvenzgefähr-
det sind.

Finanzierung  
energetischer Investitionen 
bei Baudenkmälern

Ein weiterer Beschluss des Mi-
nisterrats hat die steuerliche Un-
terstützung der Energiewende 
zum Ziel. Mit folgenden Maßnah-
men soll die Finanzierung ener-
getischer Investitionen bei Bau-
denkmälern erleichtert werden:
• Baumaßnahmen zum Erhalt 
eines Baudenkmals sollen be-
reits innerhalb von acht anstatt 
bisher zwölf Jahren abgeschrie-
ben werden können. Die Ab-
schreibungen hierfür sollen für 
die ersten vier Jahre jeweils bis 
zu 15 Prozent und für die folgen-
den vier Jahre bis zu zehn Pro-
zent der Herstellungskosten be-
tragen können.
• Gerade auch Aufwendungen 
für ein Baudenkmal, das als Eigen-
heim genutzt wird, sollen steuer-
lich schneller berücksichtigt wer-
den können: In den ersten vier 
Jahren sollen künftig jeweils bis 
zu 15 Prozent und für die folgen-
den vier Jahre bis zu zehn Prozent 
der Herstellungskosten als Son-
derausgaben abzugsfähig sein.
• Wer aus dem Betrieb von 
Photovoltaikanlagen auf Bau-
denkmälern Einkünfte erzielt, 
soll künftig die Anlage wie nach-
trägliche Gebäude-Herstellungs- 
kosten abschreiben können. 
Erfolgt keine Einspeisung ins 
Stromnetz, soll es die Steuer-
begünstigung geben, wie sie 
für nachträgliche Gebäudeher-
stellungskosten von zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Bau-
denkmalen gilt.

Bessere  
Abschreibungsbedingungen

• Die verbesserten Abschrei-
bungsbedingungen bzw. Steuer-
vergünstigungen bei Baudenk-
malen sollen auch für Gebäu-
de in Sanierungsgebieten bzw. 
städtebaulichen Entwicklungs-
bereichen gelten.
• Aufwendungen für die ener-
getische Modernisierung eines 
vermieteten Wohngebäudes sol- 
len künftig stets als sofort ab-
ziehbare Werbungskosten bzw. 
Betriebsausgaben behandelt 
werden können.

„Für die Sicherstellung einer 
zukunftsfähigen Energieversor-
gung müssen alle Bereiche mit-
einbezogen werden. Auch eine 
nachhaltige Energieversorgung 
von Baudenkmälern kann hier-
zu einen wichtigen Beitrag leis-
ten“, heißt es in der Verlautba-
rung des Ministerrats. DK

https://www.erdgas-schwaben.de/privat/energie-schwaben
http://www.co2challenge.net
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Heimische Energiequellen  
konsequent nutzen

Die aktuellen Entwicklungen auf dem Energiesektor haben gra-
vierende Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort und auf die 
regionalen Unternehmen. Das Wirtschaftsforum Oberland, die 
Industriegemeinschaft Geretsried und die Unternehmervereini-
gung Wirtschaftsraum Wolfratshausen luden im Krämmel-Forum 
in Wolfratshausen zu einer Podiumsdiskussion mit dem Thema 
„Energieversorgung in der Region Oberland“. Absicht solcher  
Gesprächsrunden sei es, so Reinhold Krämmel, Hausherr und 
Aufsichtsratsvorsitzender des Wirtschaftsforums, in der Bevöl-
kerung Verständnis für die Tatsache zu wecken, dass Marktwirt-
schaft und Energieversorgung in enger Beziehung zueinander stehen. 

Wie existenzbedrohend die 
derzeitige Situation für Unter-
nehmer vor Ort ist, erläutert 
eindringlich Ludwig Schmid von 
der Bäckerei Schmid aus Gerets-
ried. Seiner Aussage nach gibt 
es ca. 10.000 Bäckerbetriebe in 
Deutschland. Mit den derzeiti-
gen hohen Energiekosten wür-
den davon lediglich ein Drittel 
übrigbleiben. Für den Landkreis 
Bad Tölz-Wolfratshausen bedeu-
te dies, dass von zwölf Betrieben 
acht schließen werden. „Und die-
se Betriebe“, so der Bäckermeis-
ter, „haben sowieso Nachwuchs-
probleme. Die werden nicht wie-
der aufmachen. Dann haben wir 
ein Problem in der Versorgung 
mit Grundnahrungsmitteln sowie 

eine Konzentration von einigen 
wenigen großen Produzenten, 
die überleben werden.“ Für ihn 
käme erschwerend hinzu, dass 
das Thema Energiesparen nicht 
möglich sei: „Ich kann nicht kälter 
backen und ich kann nicht wär-
mer kühlen“. Natürlich habe er 
frühzeitig vorgesorgt und einen 
Elektroofen angeschafft, der sei 
aber bei den derzeitigen Strom-
preisen keine Alternative.

Für die chemische Industrie be-
richtet Dr. Max Suter, Standortlei-
ter von Pulcra Chemicals GmbH in 
Geretsried, dass der Gaspreis von 
bisher 75 Euro/MWh auf 200 Eu-
ro/MWh gestiegen sei. Für Pulcra 
bedeute dies Mehrkosten von bis 
zu 2,3 Mio. Euro, die „uns kein 

Kunde bezahlt“. Er stelle sich die 
Frage, wie das Unternehmen so 
weiterhin wettbewerbsfähig blei-
ben und investieren kann.

Netzverschmutzer

Constantin Popp, Technischer 
Projektleiter Erneuerbare Energi-
en bei der ecobility GmbH, einer 
Tochter der Krämmel Unterneh-
mensgruppe, kümmert sich um 
Energieeinsparungen in der Indus-
trie. Derzeit bekäme er viele An-
fragen. Dabei sei es aber schwierig 
Ware zu bekommen und es gäbe 
Engpässe bei den Kapazitäten in 
der Montage. Außerdem, klagt er, 
bräuchten Zertifikate extrem lan-
ge: „Es gibt in Deutschland über 
1.000 PV-Anlagen, die auf ihre Ge-
nehmigung warten und nicht an-
geschlossen sind.“ Er wünsche 
sich hier mehr Pragmatismus.

Langsame  
Genehmigungsbehörden

Hier erwidert Walter Huber, 
Geschäftsführer der Stadtwer-
ke Bad Tölz, dass es nun mal Re-
geln gäbe, die alle Einspeiser und 

V.l.: Organisator und Moderator Andreas Roß, Wirtschaftsforum Oberland, Reinhold Krämmel, Krämmel 
Unternehmensgruppe, Stefan Drexlmeier, Vorstandsvorsitzender der Energiewende Oberland, Walter 
Huber, Geschäftsführer der Stadtwerke Bad Tölz, Constantin Popp, Technischer Projektleiter Erneuerbare 
Energien bei der ecobility GmbH, Jan Dühring, Vorstand der Stadtwerke Geretsried und Dr. Max Suter, 
Standortleiter von Pulcra Chemicals GmbH in Geretsried. Bild: CH

Kraftwerksbetreiber einzuhalten 
haben. Diese lauten „50 Hz und 
230 +/- 1,5 % Netzspannung“. 
Normen und Regeln müssen 
eingehalten werden, daher sei 
die sorgfältige Prüfungszeit der 
Netzbetreiber durchaus gerecht-
fertigt: „Wir haben bereits eine 
Netzverschmutzung. Dezentra-
le Anlagen verschärfen das Netz-
problem. Das Netz fördert nicht 
die Autarkie, sondern es ermög-
licht diese. Denn es bringt immer 

und sicher den Rest der benö-
tigten Energie.“ Daher fordert er  
einen massiven Netzausbau.

Eindeutig zu lange dauere ihm 
aber die Bearbeitungszeit der 
Behörden bzgl. dem Bau eines 
Wasserkraftwerks an der Loi-
sach. „Der Landkreis Bad Tölz 
– Wolfratshausen verliert jähr-
lich 500.000 Euro, beim jetzigen 
Strompreis sogar 800.000 Eu-
ro, weil die Genehmigung nicht 
erteilt wird. Wir warten seit sie-

ben Jahren.“ Dabei würde Was-
serkraft grundlastfähigen Strom 
liefern. Die Stadtwerke Bad Tölz 
sind auch an vier Windrädern 
am Starnberger See beteiligt und 
wären auch beim Pumpspeicher 
Jochberg mit im Boot gewesen, 
der nicht gebaut wird.

Nicht in neue  
Abhängigkeiten stolpern

Den Blick auf das, was möglich 
wäre, liefert Stefan Drexlmeier, 
Vorstandsvorsitzender der Ener-
giewende Oberland: „Wir haben 
aus der Forschung die Bestäti-
gung, dass wir uns eine Energie-
wende leisten könnten. Wir hät-
ten wirtschaftlich etwas davon 
und auch unserem Klima würde 
es guttun. Würden wir nur 1/12 
der Möglichkeiten, die wir haben, 
umsetzen, könnten wir mit hei-
mischer Energieerzeugung un-
seren Bedarf decken.“ Nun gel-
te es die Krise als Krise ernst zu 
nehmen und, auf der Suche nach 
günstigen Energielieferanten, 
nicht in neue Abhängigkeiten zu 
stolpern.

Jan Dühring, Vorstand der 
Stadtwerke Geretsried, spricht 
für ein relativ neues Unterneh-
men am Markt. Erst vor kur-
zem wurden Strom- und Gas-
netze übernommen. Geretsried 
hat schon zweimal vergeblich 
Geothermiebohrungen vorge-
nommen. Aufgeben wolle man 
aber nicht, so der Stadtwerke-
chef, man arbeite an einem drit-
ten Versuch. Er sieht die Krise als 
Chance einen großen Schritt in 
die Richtung zu machen, in die 
man sowieso wolle. Hinderlich 
seien aber die komplizierten För-
derprogramme.

Für Reinhold Krämmel sind die 
nicht vorhandenen Speicher so-
wie die Absage an den Weiterbe-
trieb der AKWs das drängends-
te Problem: „Erneuerbare Ener-
gie ist nicht grundlastfähig und 
wir haben einen permanenten 
Strombedarf. Ohne Strom läuft 
im Winter keine Heizung.“ Die Ur-
sache für das Dilemma, so der Fir-
menchef, sei die sukzessive Ab-
wendung von der sozialen Markt-
wirtschaft: „Man muss die Tech-
nologie im Wettbewerb lassen! 
Dann kommen die Innovationen! 
Not macht erfinderisch.“ Es kön-
ne auch nicht sein, dass 20 Jah-
re die Elektromobilität gefördert 
würde, während die Wasserstoff-
technologie vor sich hin darbe.

Mehr Pumpspeicher möglich

Drexlmeier entgegnet, dass 
für den grünen Wasserstoff aber 
wieder die Erneuerbaren vor Ort 
fehlen würden. Überhaupt müs-
se man sich zukünftig vor Ort ver-
sorgen, ob mit Nahrungsmitteln, 
Kleidung oder eben Energie. „Ja, 
die fehlenden Speicher sind ein 
Problem, aber der Speicherbe-
darf reduziert sich, wenn es ei-
nen Mix an Erneuerbaren Ener-
gien gibt.“ Laut ihm gäbe es im 
Oberland, neben dem Jochberg, 
noch drei weitere Standorte für 
Pumpspeicherwerke: „Wir müs-
sen das, was wir vor Ort haben, 
konsequent nutzen.“  CH

Seltenes Wasserkraft-Ereignis
Klagenfrei und in Rekordzeit: Wasserkraftwerk an der Halbammer offiziell in Betrieb

Zahlreich waren sie gekommen: Landrat, aktive und ehemalige 
Bürgermeister, Firmenvertreter und vor allem rund 430 der aktu-
ell über 4.000 Kunden der in Oberau angesiedelten Ammer-Loi-
sach Energie (ALE) GmbH. Es galt das Topereignis in Sachen regio- 
naler Energiewende zu feiern: die offizielle Inbetriebnahme des 
Wasserkraftwerks an der Halbammer. Die in der Nähe des Wande-
rerparkplatzes beim ehemaligen Forsthaus Unternogg, Gemeinde 
Saulgrub im Landkreis Garmisch-Partenkirchen, gelegene Anlage 
ist das erste Wasserkraftwerk der ALE, eines Zusammenschlus-
ses von 11 gleichberechtigten Partnern (die zehn Kommunen Bad 
Bayersoien, Bad Kohlgrub, Eschenlohe, Ettal, Grainau, Oberam-
mergau, Oberau, Saulgrub, Schwaigen, Unterammergau und der 
regionale Energieversorger Energie Südbayern GmbH). Seit 9. De-
zember 2021 produziert das Kraftwerk CO2-freien Ökostrom aus 
der Wasserkraft der Halbammer – zunächst im Probebetrieb und 
seit April 2022 auch im Dauerbetrieb.

Klagefrei im  
Kosten- und Zeitrahmen

Bemerkenswert an der Ver-
wirklichung des kommunalen 
Ökotraums mit reinen Baukosten 
von rund 1,5 Millionen Euro, ist 
vor allem, dass die Wasserkraft-
anlage tatsächlich ohne Klagen 
und Gerichtsverfahren, wie sie 
üblicherweise von Naturschutz- 
und/oder Umweltschutzverbän-
den/-initiativen angestrengt wer-
den, gebaut wurde. Ob es daran 
lag, dass die Halbammer für den 
Hochwasserschutz im wasser-
rechtlichen Sinne bereits durch 
Querbauten und damit „Ab-
stürzen“ flussaufwärts ohnehin 
nicht fischdurchgängig ist, kann 
nur vermutet werden. Jedenfalls 
hält sich der ökologische Eingriff 
durch den Kraftwerksneubau 
nachweislich in engen Grenzen. 
Sollte sich an der Durchgängig-
keitssituation staatlicherseits ir-
gendwann etwas ändern, müss-
ten laut Genehmigungsbescheid 
auch im Kraftwerksbereich ent-
sprechende Maßnahmen nach-
gerüstet werden.

Grüner Strom für die  
nächsten 50 bis 100 Jahre

Arno Nunn, ehemaliger Ers-
ter Bürgermeister von Oberam-
mergau und einer der beiden 
Geschäftsführer bei der Am-
mer-Loisach Energie GmbH (der 
2. Geschäftsführer ist Jürgen 
Hitz von der Energie Südbay-
ern GmbH), sieht mit der Fertig-
stellung des Wasserkraftwerks 
an der Halbammer einen wichti-
gen Schritt in regionale und nach-
haltige Energieerzeugung aus er-
neuerbarer Wasserkraft. Grünen 
Strom in einem eigenen Wasser-
kraftwerk vor Ort zu erzeugen, 
und das für die nächsten 50 bis 
100 Jahre, ist für die ALE ein lo-

gischer Schritt, um die regiona-
le ökologische Energieversor-
gung und aktiv den Klimaschutz 
voranzubringen. Deshalb sind al-
le auch ein wenig stolz, dass die 
Anlage planmäßig und im Kosten-
rahmen in Betrieb gegangen ist. 
Dafür ist die ALE allen Beteilig-
ten, seien es private und staatli-
che Grundstückseigentümer, Pla-
ner, Projektleiter, ausführende 
regionale Baufirmen, vor allem 
aber auch den entscheidenden 
Genehmigungsbehörden und 
der Bürgerschaft in den Kommu-
nen sehr dankbar. Machen ist viel 
krasser als nur wollen. Unter die-
sem Motto haben Gemeinderä-
te, Bürgermeister und vor allem 
auch die Bürgerinnen und Bür-
ger gemeinsam an der Verwirkli-
chung gearbeitet und von Anfang 
an auf Ökostrom aus CO2-freier 
Wasserkraft gesetzt. Mit der An-
lage kann die ALE GmbH den Ein-
kauf von Ökostrom für die priva-
ten Haushalte und Geschäftskun-
den etwas verringern. Schließlich 
garantiert die ALE ihren Kunden 
die Versorgung mit 100 Prozent 
Öko-Strom aus Wasserkraft, der 
von anderen Kraftwerksbetrei-
bern eingekauft werden muss.

Regionale Politik  
eindeutig pro Wasserkraft

Anton Speer, Landrat des Land-
kreises Garmisch-Partenkirchen, 
betonte in seinem Grußwort, 
wie wichtig die Umsetzung die-
ses Vorzeigeprojekts für den Gar-
mischer Landkreis ist, der ja be-
reits mit dem Schachtkraftwerk 
an der Loisach bei Großweil ei-
nen Prototyp innovativer ökolo-
gischer Wasserkraftnutzung be-
heimatet. Immerhin kommen et-
wa zehn Prozent des Stroms im 
Landkreis aus der Wasserkraft. 
Besonders dass alle Partner in 
der Ammer-Loisach Energie an 

einem Strang gezogen haben, hat 
das Projekt an der Halbammer 
zum Erfolg geführt. Für den Land-
rat ist die Wasserkraft ein unver-
zichtbarer Baustein im erneuer-
baren Energiemix. Deshalb hat er 
als Landrat per Brief auch offiziell 
interveniert gegen das Vorhaben 
des grünen Bundeswirtschafts-
ministers Habeck, die Wasser-
kraftwerke unter 500 Kilowatt 
Leistung nicht mehr zu fördern. 
Denn ohne Förderung der in Bay-
ern so wichtigen regionalen Er-
zeugung aus Wasserkraft wäre 
auch das Wasserkraftwerk an der 
Halbammer nicht verwirklichbar 
gewesen. 

Regionale Wertschöpfung

Namensvetter Rupert Speer, 
Erster Bürgermeister der Stand-
ortgemeinde Saulgrub, fass-
te das Gelingen des bereits mit 
der Gründung der ALE 2013 an-
gedachten Energieprojekts per-
fekt zusammen. Schließlich galt 
die Halbammer bei den Men-
schen in der Region und vor al-
lem bei örtlichen „Investoren“ 
schon seit Jahrzehnten als favor-
isierter Standort für eine Wasser-
kraftnutzung nach dem Motto: 
Da geht was, und mit Gründung 
der ALE ging dann tatsächlich 
was. Sowohl deren Gründung wie 
auch der Bau ihrer ersten Was-
serkraftanlage waren von dem 
Wunsch getrieben, eine regionale 
Stromvermarktung mit regionaler 
Wertschöpfung und starker Bür-
gernähe aufzubauen: Nachdem 
Ende 2019 der Genehmigungs-
bescheid erteilt wurde, erfolgte 
am 16. September 2020 der Spa-
tenstich für das Wasserkraftwerk. 
Die Bauarbeiten wurden im Ok-
tober des gleichen Jahres aufge-
nommen, so dass die wichtigen 
ersten Betonarbeiten für das Ein-
laufbauwerk noch vor Einsetzen 
von Dauerfrost und Schnee im 
Dezember fertig gestellt werden 
konnten. Soweit irgend möglich 
wurden für die Arbeiten regionale 
Firmen beauftragt, um die Wert-
schöpfung in der Region zu hal-
ten. Mustergültige Planung, Zeit- 
und Kostendisziplin ermöglich-
ten, dass das Kraftwerk bereits ab 
Dezember 2021 erstmals ökolo-
gischen Wasserkraftstrom in das 
Netz des örtlichen Netzbetreibers 
Bayernwerk einspeiste. Der an-
schließende Probebetrieb konnte 
nach dem Abschluss verschiede-
ner Restarbeiten und Funktions-
tests im Frühjahr 2022 erfolgreich 

Gut gelauntes Festkomitee nach gelungener Projektvollendung (v.l.): 
Rupert Speer, Erster Bürgermeister der Standortgemeinde Saulgrub, 
Andreas Rödl, Erster Bürgermeister von Oberammergau und Aufsichts-
ratsvorsitzender der Ammer-Loisach Energie, Anton Speer, Landrat des 
Landkreises Garmisch-Partenkirchen, Arno Nunn, ehemaliger Erster 
Bürgermeister von Oberammergau und einer der beiden Geschäfts-
führer bei der Ammer-Loisach Energie GmbH.  Bild: Jan Kiver, 2022

Zahlen – Daten 
Wasserkraftwerk an der Halbammer
• Typ: Ausleitungs-Kleinwasserkraftwerk
• Leistung: bis zu 135 Kilowatt bei einem maximalen Durch-

fluss von 2.000 Liter pro Sekunde
• Konstante Mindest-Restwasserausleitung in die Halbam-

mer: 350 Liter pro Sekunde
• Erzeugung: bis zu 500.000 Kilowattstunden pro Jahr bei 

rund 3.700 Volllastunden pro Jahr
• Versorgung: rechnerisch bis zu rund 240 Zwei-Perso-

nen-Durchschnittshaushalte (bei 2.100 Kilowattstunden 
Jahresverbrauch ohne Warmwasserbereitung)

• Nutzbare Fallhöhe: bis zu zehn Meter
• Druckleitung: 150 Meter
• Ausbau-Fallhöhe: rund 10 Meter
• Rechenanlage: fischfreundlicher Streichrechen mit 10 Milli-

meter Stababstand 
• Reine Baukosten: 1,5 Millionen Euro  (JK)

abgeschlossen werden. Seit April 
2022 erzeugt die Kaplanturbine 
des Kraftwerks mit einem Was-
ser-Schluckvermögen von maxi-
mal 2.000 Liter pro Sekunde (= 20 
Badewannen pro Sekunde) und 
einer maximalen Leistung von 
bis zu 135 Kilowatt (je nach Was-
serführung) regulär ökonomisch 
sinnvoll Öko-Strom.

Andreas Rödl, Erster Bürger-
meister von Oberammergau und 
Aufsichtsratsvorsitzender der 
Ammer- Loisach Energie, beglück-
wünschte die anwesenden Bür-
gerinnen und Bürger stellver-
tretend für alle beteiligten Ge-
meinden sowie die Vertreter der 
Ammer-Loisach Energie zu dem 
Ökoprojekt Halbammer. Ihr Mut, 
die Energiezukunft selbst in die 
Hand zu nehmen und Verant-
wortung zu übernehmen, habe 
die Verwirklichung ermöglicht. 
Besonderer Dank gebührt auch 
der Genehmigungsbehörde. Im 
Vergleich zu sonst üblichen Ver-
fahrensdauern beim Genehmi-

gungsprozess war dieses Wasser-
kraftprojekt in nur sieben Jahren 
quasi mit Lichtgeschwindigkeit 
genehmigt worden. Gerade auch 
angesichts des Kriegs in der Uk-
raine ist der Wink mit dem Zaun-
pfahl unübersehbar, dass in Sa-
chen Energiewende jetzt nicht 
länger gewartet sondern gehan-
delt werden muss. Insbesonde-
re die Wasserkraft kann vor Ort 
zur Deckung der Grundlast bei-
tragen, um einen Blackout zu ver-
meiden. Hervorzuheben ist, dass 
das Halbammer-Kraftwerk so in 
die Landschaft eingebaut ist, dass 
es kaum auffällt, die Natur nicht 
stört, für den Tourismus nicht 
schädlich ist und die Landwirt-
schaft nicht beeinträchtigt wird. 
Rödl plädierte dafür, dass Projek-
te wie an der Halbammer, neben 
dem Ausbau unter anderem der 
Solarenergienutzung (die Regi-
on ist Windausschlussgebiet) und 
des E-Car-sharings, im Landkreis 
viel stärker vorangetrieben wer-
den sollten.  (JK)
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Für den Bürgerenergiepreis 2022 suchen wir:

Energie-Sparer, Klima-Schützer, Öko-Helden…
… die mit ihren Ideen und Projekten einen Impuls für  
die Energiezukunft in der Region setzen. Teilnehmen können  
Privat personen, Vereine, Schulen oder Kindergärten. 

Mehr unter bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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Energieministertreffen in Hannover:

Aiwanger präsentiert Zehn-Punkte-Plan
Ganz im Zeichen der Energiepreiskrise stand das jüngste Treffen 
der Länderenergieminister in Hannover. Sie forderten die Bundes-
regierung einstimmig auf, zeitnah ein Modell zur Begrenzung von 
Energiepreissteigerungen für Gas, Strom und Wärme auf Grundla-
ge europäischer Vereinbarungen zu entwickeln, beispielsweise eine 
Energiepreisdeckelung. Zudem soll es Hilfen für Stadtwerke geben.

Um den Ausbau Erneuerba-
rer Energien weiter zu beschleu-
nigen und insbesondere die Ak-
zeptanz für den Ausbau zu er-
höhen, verständigten sich die 
Energieminister darauf, dass 
der Bund die finanzielle Beteili-
gung der Kommunen nach Mög-
lichkeit verbindlicher gestalten 
soll. Demnach soll die Bundes-
regierung prüfen, ob die kom-
munale Beteiligung am Ausbau 
von Windenergie- und Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen über 
das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz bundesweit verpflichtend 
gestaltet werden könnte.

Existenzkrise

Bayerns Energieminister Hu-
bert Aiwanger warnte, die aktu-
elle Energiekrise sei für viele Un-
ternehmen längst eine Existenz-
krise und das wirtschaftliche 
Überleben eine Frage von we-
nigen Wochen. Schon jetzt hät-
ten Betriebe ihre Produktion um 
bis 15 bis 20 Prozent gedrosselt. 
Noch vor Weihnachten müss-
ten entweder die Strom- und 
Gaspreise spürbar gesenkt wer-
den oder der Staat übernehme 
einen Teil der Kosten. Ansons-
ten werden diese Unternehmen 
dichtmachen. „Deshalb muss 
jetzt vom Bund schnellstmög-
lich ein durchdachtes Hilfspro-
gramm auf den Weg gebracht 
werden mit dem Ziel, dass Ener-
gie wieder bezahlbar und Schä-
den für die Wirtschaft minimiert 
werden. Gas einsparen, indem 
ganze Branchen ihre Produktion 
herunterfahren ist keine seriöse 
Energiepolitik.“

Stresstest-Ergebnisse

Gesprächsthema waren auch 
die Ergebnisse des so genann-
ten Stresstests. Aiwanger zu-
folge „müssen wir auch bei der 
Kernenergie alle Register zie-
hen und eine zeitliche begrenz-
te Laufzeitverlängerung ermög-
lichen. Die drei verbliebenen 
Kernkraftwerke können ent-
scheidend sein, um die prognos-
tizierten Versorgungslücken in 
Höhe von 91 Stunden zu über-
brücken. Ich bin überzeugt: Wä-
re Isar 2 ein Kohlekraftwerk mit 
derselben Leistung, würde es 
weiter am Netz bleiben.“

Maßnahmenpaket

Konkret fordert Bayerns Ener-
gieminister von Bund und Euro-
päischer Union folgendes Maß-
nahmenpaket:

1. Biogas-Potenzial ausschöp- 
fen: Die geplanten Erleichterun-
gen bei der Höchstbemessungs-
leistung für Biogasanlagen und 
bei den Vorgaben zum Güllean-
teil gehen nicht weit genug. Die 
Änderungen zur Höchstbemes-
sungsleistung müssen für die 
gesamte Biomasse und auch für 
Biomethan gelten. Sie erzeugen 
Strom, Wärme und Gas, die wir 
im kommenden Winter drin-
gend benötigen. Zudem müs-
sen die starren Vorgaben zur 
Vergärungsdauer mit 150 Ta-
gen im gasdichten System auf-
gehoben werden, unabhängig 
von Einsatzstoff oder Einsatz-
stoffgemisch. Für eine erhöhte 
Strom- und Wärmeerzeugung 
müssen zudem die Genehmi-

gungsregeln im Bundesimis-
sionsschutzrecht angegangen 
werden. 

2. Mehr Photovoltaik-Strom- 
erzeugung und Wertschöpfung 
vor Ort ermöglichen: Bei Ag-
ri-PV wird eine Länderöffnungs-
klausel für eine bauplanungs-
rechtliche Privilegierung nach 
§ 35 Absatz 1 BauGB sowie ein 
separates Ausschreibungsseg-
ment in den EEG-Ausschreibun-
gen benötigt. Auch müssen die 
zu niedrigen Fördersätze und zu 
strengen Fördervorgaben bei 
Parkplatz-PV und Floating-PV 
ein Ende haben, um den Markt- 
hochlauf anzuschieben. Um 

Die notwendigen Anpassungen 
im Immissionsschutzrecht will 
der Bund nun endlich angehen. 
Die Formulierungshilfe für ei-
nen entsprechenden Gesetzent-
wurf greift viele Themen aus der 
bayerischen Bundesratsinitiati-
ve auf. Wichtig ist jetzt, dass das 
Gesetz möglichst schnell ver-
abschiedet wird. Entscheidend 
und sicherheitsrelevant für die 
Genehmigung von LPG-Flüssig-
gastanks oder auch Heizöltanks 
ist die fachtechnische Prüfung. 
Was beim Aufbau der LNG-Ter-
minals möglich war, muss der 
Bund auch auf andere Verfah-
ren übertragen. 

Wasserstofftankstellen 
ausbauen

6. Ausbau der Wasserstoff-
tankstellen intensivieren: Der 
Bund muss den Wasserstofftank-
stellenausbau für Pkw und Nutz-
fahrzeuge sowie für Elektrolyseu-
re flächendeckend durch konti-
nuierliche Förderungen unter-
stützen und bestehende Mittel 
dafür aufstocken. Deutschland 
ist von einer flächendeckend ver-
fügbaren Infrastruktur noch mei-
lenweit entfernt. Mit seinem För-
derprogramm für Wasserstoff-
tankstellen für Nutzfahrzeuge 
hat Bayern dieses Problem be-
reits in Angriff genommen. 

7. Bundesweite Wasserstoff- 
Infrastruktur ausbauen: Die 
Planungen für den Aufbau ei-
nes Wasserstoffleitungsnetzes 
im Rahmen der Bundesförde-
rung werden sich nur auf den 
Norden und Westen Deutsch-
lands konzentrieren. Das zeigt 
der aktuelle Wasserstoffbericht 

der deutschen Fernleitungs-
netzbetreiber. Bayern und der 
ganze süddeutsche Raum dür-
fen nicht abgehängt werden. EU 
und Bund müssen jetzt endlich 
dafür sorgen, dass der Aufbau 
eines europäischen Netzes flä-
chendeckend und zügig begin-
nen kann. Solange die Netzbe-
treiber keine Investitionssicher-
heit haben, werden auch keine 
Pipelines gebaut oder umgerüs-
tet. Es ist weltfremd und kont-
raproduktiv, wenn die jetzigen 
Betreiber der Erdgasnetze nicht 
auch die künftigen Wasserstoff-
netze betreiben dürfen, wie es 
die EU derzeit vorsieht.

Geothermie fördern

8. Geothermie fördern und 
Wärmenetzförderung deutlich 
aufstocken: Die neue Bundes-
förderung für effiziente Wär-
menetze ist ein wichtiger Schritt 
für deren Dekarbonisierung. 
Jetzt muss das Programm mit 
deutlich mehr Mitteln als bis-
her ausgestattet werden, um 
Wärmenetze und Wärmever-
bundleitungen flächendeckend 
in Deutschland auszubauen. Da 
der Umbau mehrere Jahrzehn-
te erfordert, ist die Programm-
laufzeit der Förderprogramme 
deutlich zu verlängern. Allein in 
Bayern könnten 25 Prozent des 
Wärmebedarfs durch Geother-
mie bereitgestellt werden. Die 
Regierung ist aufgefordert, die 
Vereinbarung aus dem Koaliti-
onsvertrag umzusetzen und zu 
prüfen, ob und wie eine sog. 
Fündigkeitsversicherung einge-
führt werden kann. Eine solche 
bundesweite und staatliche Ver-
sicherung gegen Erschließungs-
risiken kann der Geothermie 
zum Durchbruch verhelfen.

9. Investitionsbedingungen 
für Pumpspeicher verbessern: 

Pumpspeicher sind heute die 
einzige nennenswerte und be-
währte Großspeichertechnolo-
gie für elektrische Energie und 
liefern einen wichtigen Beitrag 
zur Versorgungssicherheit. Un-
ter den aktuellen Marktbedin-
gungen sind sie aber praktisch 
nicht wirtschaftlich zu betrei-
ben, weshalb der Bund die Be-
dingungen für Investitionen in 
Pumpspeicherkraftwerke deut-
lich verbessern muss. Vor allem 
ist das Vergütungssystem des 
Strommarktes so zu reformie-
ren, dass sich die Leistungen von 
Pumpspeicherkraftwerken wie 
Bereithaltung, Netzdienlichkeit 
und Kaltstartfähigkeit bei Strom-
ausfällen am Markt endlich ren-
tieren. Bayern hätte knapp 20 
gute Standorte für Pumpspei-
cher.

Stromsteuer auf europäisches 
Mindestmaß senken

10. Strompreise schnell und 
unbürokratisch senken: Strom-
steuer und die Energiesteu-
ern auf Heizöl und Erdgas müs-
sen noch in diesem Jahr auf 
das europäische Mindestmaß 
gesenkt werden. Dasselbe gilt  
für die Mehrwertsteuersätze auf 
Sprit, Erdgas, Strom und Fern- 
wärme. Steigende Übertragungs- 
netzentgelte müssen durch Bun-
deszuschüsse reduziert werden. 
Darüber hinaus muss endlich ein 
Industriestrompreis eingeführt 
und ein umfangreicher, unbü-
rokratischer Carbon-Leakage- 
Schutz sichergestellt werden. Es 
gilt, einen grundsätzlichen Kurs-
wechsel einzuleiten, weg von 
politisch gewollten, aber ruinö-
sen hohen Energiepreisen hin 
zu bezahlbaren Energiepreisen. 
Sonst fährt die Bundesregierung 
die Wirtschaft und Gesellschaft 
an die Wand.  DK

Hubert Aiwanger.  Bild: StMWi

die Akzeptanz vor Ort zu stär-
ken, sind eine Verdoppelung der 
Kommunalbeteiligung von 0,2 
auf 0,4 ct/kWh und die Einfüh-
rung bundeseinheitlicher Rege-
lungen zur direkten Bürgerbe-
teiligung ratsam. Mit Blick auf 
PV-Dachanlagen sind die zeitna-
he Umsetzung der vom Bundes-
finanzministerium angekündig-
ten steuerrechtlichen Vereinfa-
chungen sowie die Prüfung wei-
tergehender Anpassungen etwa 
für gewerbliche Anlagen erfor-
derlich. Zudem soll der Bund 
dringend das in Bayern bes-
tens bewährte PV-Speicher-
programm auf nationaler Ebe-
ne auflegen, mit dem in Bayern 
100.000 Speicher und Dachanla-
gen angeschoben wurden.

3. Versorgungssicherheit durch 
Atomkraft verbessern, Pla-
nungssicherheit für die Lauf-
zeitverlängerung schaffen: Die 
„Einsatzreserve“ ist keine Lö-
sung und verunsichert Bürger 
und Unternehmen. In der aktu-
ellen Lage ist eine sofortige Än-
derung des Atomgesetzes für 
die Laufzeitverlängerung die 
einzig sinnvolle Lösung. Die Be-
stellung neuer Brennstäbe ist 
wegen einer Lieferzeit von ca. 
zwölf Monaten schnell geboten, 
um auch die Stromversorgung 
im Winter 2023/24 abzusichern.

4. Investitionen in gesicher-
te Leistungskapazitäten und 
Speicher ermöglichen: Der Ver-
zicht auf die Brückentechnolo-
gie Erdgas erfordert den Auf-
bau diversifizierter und fle-
xibler Kraftwerksleistungen, 
die zu jeder Stunde des Jahres 
einsatzbereit ist. Bestehende 
Kraftwerke müssen beispiels-
weise für den künftigen Ein-
satz von Wasserstoff bereitge-
macht werden. Beim Ausbau 
der Speicherkapazitäten kön-
nen Pumpspeicherwerke die 
Hauptrolle spielen. Hierzu müs-
sen die Rahmenbedingungen 
verbessert werden, damit die-
se in die Rentabilität und damit 
Umsetzung kommen.

5. Fuel-Switch von Unterneh-
men ermöglichen und finanzi-
ell fördern: Unternehmen müs-
sen in der Lage sein, möglichst 
schnell, rechtssicher und ren-
tabel von Gas auf andere Ener-
gieträger umzustellen, falls dies 
technisch möglich ist. Eventu-
elle Kostenmehrungen müssen 
vom Bund gefördert werden. 

Bayerischer Gemeindetag:

Versorgungssicherheit  
gewährleisten

Die Sorge um die Versorgungssicherheit beim Strom nimmt 
zu. Droht ein Blackout? Was geschieht, wenn der kommende 
Winter lang und kalt wird und deswegen zigtausende Strom-
radiatoren zusätzlich in deutschen Haushalten angeworfen 
werden? Für Bayerns Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl 
ist klar: „Die drei am Netz verbliebenen Kernkraftwerke in 
Deutschland - Emsland in Niedersachsen, Isar 2 in Bayern und 
Neckarwestheim 2 in Baden-Württemberg - müssen vorläufig 
am Netz bleiben.“

Sie alle seien grundlastfähig, sicher und könnten auftreten-
de Stromspitzen ausgleichen sowie die Versorgungssicherheit 
gewährleisten. Aus Brandls Sicht wäre es „völlig unverständ-
lich, wenn Deutschland angesichts Klimakrise, Ukraine-Krieg, 
galoppierender Inflation und schwankendem Strombedarf aus 
rein ideologischen Gründen jetzt die Kernkraftwerke abschal-
ten würde“. 

Brandl fordert vorläufige KKW-Laufzeitverlängerung

Vor diesem Hintergrund fordert er Bundesregierung und 
Deutschen Bundestag auf, „sofort eine Änderung des Atomge-
setzes auf den Weg zu bringen, mit dem Ziel einer vorläufigen 
Laufzeitverlängerung“. Bis Ende September müsse eine ver-
bindliche Entscheidung fallen.

Außergewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche Maß-
nahmen. Brandl zufolge prüfen Bayerns Gemeinden, Märkte 
und Städte seit langem, welches Einsparpotenzial bei Strom, 
Gas und anderen Energieträgern möglich ist. Als eine wirkungs-
volle Maßnahme zum Stromsparen habe sich dabei das Ab-
schalten der Straßenbeleuchtung erwiesen. Schon seit langem 
sei dies nachts in Wohngebieten möglich. Die Mitglieder des 
Landesausschusses empfehlen, dass die Gemeinden und Städ-
te nach eigenem Ermessen prüfen sollen, ob sie bis auf weite-
res auf die Straßenbeleuchtung verzichten.

Grundsätzlich, so der Verbandspräsident, solle nicht an der 
Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger gespart werden. 
Allerdings wollen in Zeiten extrem hoher Strompreise Bay-
erns Gemeinden alle rechtlichen Möglichkeiten ausschöp-
fen, Energie einzusparen. Brandl: „Die Straßenbeleuchtung 
verbraucht viel Strom. Wenn uns die Bayerische Staatsregie-
rung dabei unterstützt, eine Reduzierung bei der Straßenbe-
leuchtung zu ermöglichen, wäre auch für die Preisentwick-
lung und die volkswirtschaftliche Verfügbarkeit von Strom 
viel gewonnen.“  DK

http://www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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Elektrischer Strom  
für das Wasserstoffzentrum

Bayernwerk Netz baut bis Oktober  
Kabelverbindung zum geplanten Wasserstoffzentrum in Pfeffenhausen

Regensburg/Pfeffenhausen. Die Bayernwerk Netz (Bayernwerk) hat 
beim Umspannwerk in Pfeffenhausen (Landkreis Landshut) mit dem 
Bau einer neuen Stromkabelleitung zur Versorgung des künftigen 
Wasserstoffzentrums begonnen. Der Energienetzbetreiber baut in 
den nächsten Monaten eine Mittelspannungsleitung vom Umspann-
werk bis zum Areal des Wasserstoffzentrums. Zusammen mit Bay-
ernwerk-Vertretern waren beim offiziellen Baustart Pfeffenhausens 
Bürgermeister Florian Hölzl sowie Dr. Tobias Brunner, Geschäftsfüh-
rer der Hy2B Wasserstoff GmbH. In die etwa vier Kilometer lange 
Leitung investiert das Bayernwerk rund 1,4 Millionen Euro. Die Ar-
beiten sollen Ende Oktober abgeschlossen sein.

„Wir freuen uns, einen Beitrag 
dazu zu leisten, dass in der Regi-
on Landshut die Energiezukunft 
mit der Kompetenz aller Part-
ner gestaltet werden kann“, sag-
te Dr. André Zorger, Leiter Kom-
munalmanagement Ostbayern 
bei der Bayernwerk Netz. In dem 
bei Pfeffenhausen geplanten 
Wasserstoff-Technologie- und 
Anwenderzentrum (WTAZ) soll 
die Transformation hin zu emis-
sionsfreien Antriebstechnologi-
en in Deutschland vorangebracht 
werden. Dort soll grüner Sprit auf 
Wasserstoffbasis erzeugt wer-
den. Hierauf aufbauend ist ge-
plant, im Technologiecampus 
Komponenten wie Brennstoff-
zellen sowie Tank- und Betan-
kungssysteme in speziellen Labo-
ren zu entwickeln, zu testen und 
zu standardisieren. Neben der 
Anbindung an die im Umfeld ge-
planten Sonnen- und Windener-

gieanlagen ist vorgesehen, das 
Wasserstoffquartier auch an das 
Mittelspannungsnetz des Bay-
ernwerks anzudocken.

Impuls  
für Mobilität der Zukunft

Bürgermeister Florian Hölzl be-
tonte die Bedeutung des Was-
serstoffzentrums und der Anbin-
dung an das regionale Verteilnetz 
für Pfeffenhausen und die gesam-
te Region: „Gemeinsam ziehen 
wir an einem Strang, damit aus 
unserer Heimat ein Impuls für die 
Mobilität der Zukunft ausgeht. 
Der Angriffskrieg Russlands und 
die Klimakrise unterstreichen die 
Notwendigkeit, in der Energie- 
und Mobilitätswirtschaft neue 

Wege zu gehen. Mein Dank gilt 
heute vor allem dem Bayernwerk 
Netz als leistungsstarkem Part-
ner des Pfeffenhausener Wasser-
stoffzentrums.“

Hy2B-Geschäftsführer Dr Tobi-
as Brunner sagte zum Start des 
Stromleitungsbaus: „Das Zusam-
menspiel von regionaler erneu-
erbarer Stromerzeugung, Elek- 
trolyseuren und dem Stromnetz 
ist für den beschleunigten Aus-
bau erneuerbarer Energieerzeu-
gung und für die Erzeugung grü-
nen Wasserstoffs gleichermaßen 
wichtig. Mit der Anbindung des 
Elektrolyseurs und des benach-
barten Wasserstoffzentrums an 
das Stromnetz wird eine wichtige 
Grundlage für den Wasserstoff-
standort in Pfeffenhausen ge-
schaffen.“ Der Elektrolyseur star-
tet 2023 zunächst in einer Versi-
on mit fünf Megawatt (MW); ge-
gen Ende des Jahres 2024 oder 
Anfang des Jahres 2025 soll er 
auf zehn MW erweitert werden. 
Langfristig soll die Energie für das 
Wasserstoffzentrum direkt vor 
Ort entstehen: Geplant sind ein 
Freiflächen-Photovoltaik-Park so-
wie Windräder.

Grüne Energien  
auf dem Vormarsch

„Für das künftige Wasserstoff-
zentrum ist eine elektrische Leis-
tung von rund 18,4 Megawatt er-
forderlich. Daher haben wir ei-
ne leistungsstarke 20-kV-Verbin-
dung geplant“, erläuterte Michael 
Kollmeder, Leiter des Bayern-
werk-Kundencenters Altdorf. Un-
gefähr ein Drittel der elektrischen 
Leistung wird für die Versorgung 
der Bürogebäude, Werkstätten 
und Prüfstände gebraucht. Zwei 
Drittel sind für den Betrieb des 
Elektrolyseurs vorgesehen. „Die 
sichere Versorgung muss auch 
gewährleistet sein, wenn keine 
Sonne scheint oder kein Wind 
weht. Deshalb brauchen wir eine 
starke Verbindung mit dem Ver-
teilnetz des Bayernwerks“, sagte 
Michael Kollmeder.

Maßnahmenbündelung

Mit dem Neubau zum An-
schluss des Wasserstoffzentrums 
verstärkt das Bayernwerk auch 
eine bereits bestehende Mittel-
spannungsverbindung. „Hier wä-
re in nächster Zeit ohnehin ei-
ne Erneuerung erforderlich ge-
worden, daher bündeln wir die 
Maßnahmen“, erläuterte Kollme-
der. Wie der PV-Boom in Bayern 
zeigt, erleben Erneuerbare Ener-
gien aus dezentralen Quellen ein 
enormes Wachstum. Zur Integ-
ration ins Netz und zur sicheren 
Verteilung ist ein starkes, intelli-
gentes Netz Voraussetzung. Die 
erneuerte Leitung ist rund zwei 
Kilometer lang und liegt auf ei-
nem Abschnitt zwischen dem 
Umspannwerk und dem künfti-
gen Wasserstoffzentrum. Für die 
Modernisierung wendet das Bay-
ernwerk zusätzlich rund 500.000 
Euro auf.

Einer von vier Standorten  
in Deutschland

Pfeffenhausen war im Vorjahr 
von der Bundesregierung als ei-
ner von vier Standorten für das 
Nationale Innovations- und Tech-
nologiezentrum Wasserstoff aus-
gewählt worden. Weitere Stand-
orte sind Chemnitz (Sachsen), 
Duisburg (Nordrhein-Westfalen) 
und ein Städteverbund aus Ham-
burg, Bremen, Bremerhaven und 
Stade. 

Partner für Betrieb

Für den Betrieb in Pfeffen-
hausen gibt es ein Konsortium 
aus den Unternehmen Hynergy 
GmbH, Ludwig- Bölkow- System- 
technik, MR PLAN, TesTneT, 
TÜV SÜD, der Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürn-
berg, der Technischen Universität 
München und dem Helmholtz-In-
stitut Erlangen-Nürnberg für Er-
neuerbare Energien.  r

Bürgermeister Florian Hölzl (2.v.r.) und Hy2B-Geschäftsführer Tobias 
Brunner (l.) freuen sich mit Tobias Brockel, Dr. André Zorger, Michael 
Kollmeder und Christoph Wagensoner (alle Bayernwerk, v.l.) über den 
Baustart der Kabelverbindung für das geplante Wasserstoffzentrum in 
Pfeffenhausen.  Bild: Bayernwerk/Christian Martens

Gemeinde Bellenberg:

Energieversorgung mit Blick 
auf nachhaltige Zukunft

Gasnetze transportieren Biomethan und grünen Wasserstoff

Zuverlässige und nachhaltige Energieversorgung für Bellenberg im 
Landkreis Neu-Ulm: In Zukunft ist erdgas schwaben mit der 100-pro-
zentigen Tochter schwaben netz für Planung, Bau und Betrieb der 
Gasnetze in der Gemeinde verantwortlich. Im Juli unterzeichneten 
Oliver Schönfeld, erster Bürgermeister in Bellenberg, und Gabrie-
le Krybus, Konzessionsmanagement schwaben netz, den Wegenut-
zungsvertrag offiziell im Rathaus. 

„Dass wir uns weiterhin für die 
Versorgung über ein Rohrlei-
tungsnetz entschieden haben, 
eröffnet uns viele Möglichkeiten 
für die Zukunft“, sagte Bürger-
meister Schönfeld bei der Ver-
tragsunterzeichnung. „Wir setzen 
darauf, dass in Zukunft klimaneu-
trale Gase wie Biogas und Was-
serstoff durch das vorhandene 
Netz fließen. Dafür haben wir in 
schwaben netz einen zuverlässi-
gen Partner gefunden.“

Der Vertrag läuft bis 2043.

Gabriele Krybus, Konzessions-
management schwaben netz, be-
tonte: „Wir arbeiten eng mit un-
seren Kommunen zusammen 
und haben die Bedürfnisse der 
Bürgerinnen und Bürger im Blick. 
Mit unseren Gasnetzen schaf-

fen wir gemeinsam Strukturen 
für die Energiezukunft.“ In diesen 
Gasnetzen werden zunehmend 
grüne Gase transportiert. Fließt 
heute noch überwiegend Erd-
gas durch die Rohrnetzleitungen, 
kann in Zukunft neben Biome- 
than auch Wasserstoff als inno-
vativer und klimaschonender 
Energieträger im bestehenden 
Gasnetz transportiert werden. 

Vielfältige  
Einsatzmöglichkeiten

Wasserstoff kann vollständig 
aus erneuerbaren Quellen ge-
wonnen werden. Er kann für in-
dustrielle Zwecke eingesetzt wer-
den, aber auch um Strom und 
Wärme in kommunalen Einrich-
tungen und Privathaushalten zu 
erzeugen.  r

Zuverlässige und nachhaltige Energieversorgung für Bellenberg: In 
Zukunft ist erdgas schwaben mit der 100prozentigen Tochter schwa-
ben netz für Planung, Bau und Betrieb der Gasnetze in der Gemeinde 
verantwortlich. Oliver Schönfeld (2.v.l.), erster Bürgermeister in Bel-
lenberg, und Gabriele Krybus, Konzessionsmanagement schwaben 
netz unterzeichneten den Wegenutzungsvertrag offiziell im Rathaus. 
Links: Christian Braun, Energieberater schwaben netz, rechts: Rainer 
Herzog, Bauamtsleiter Bellenberg.  Bild: Christina Bleier/erdgas schwaben

Energieverbände fordern  
Geothermie-Erschließungsgesetz

Deutschland muss bei der Wärmewende noch entschiedener vor-
angehen. Die Tiefe Geothermie hat als grundlastfähige und klima-
neutrale Technologie das Potenzial, einen großen Teil des hiesigen 
Wärmebedarfs zu decken. Deshalb fordert ein Bündnis aus Energie-
verbänden die Politik dazu auf, ein Geothermie-Erschließungsgesetz 
zu erlassen, um den schnellen und verstärkten Ausbau der Tiefen 
Geothermie zu ermöglichen.

Die aktuelle Energiekrise 
macht den Handlungsdruck vor 
allem im Wärmesektor deutlich. 
Deshalb appellieren der Energie-
effizienzverband für Wärme, Käl-
te und KWK e.V. (AGFW), der Bun-
desverband Erneuerbare Energie 
e.V. (BEE), der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirt-
schaft e.V. (BDEW), der Bundes-
verband Geothermie e.V. (BVG) 
und der Verband kommunaler 
Unternehmen e.V. (VKU) in einem 
gemeinsamen Positionspapier an 
die Politik, Rahmenbedingungen 
zu schaffen, um die großen Po-
tenziale der Tiefen Geothermie 
in größerem Umfang nutzen zu 
können. Das gemeinsame Papier 
wurde anlässlich der Veranstal-
tung “Wärmewende im urbanen 
Raum mit Geothermie“ veröf-
fentlicht. Im Rahmen der Veran-
staltung diskutierten Vertrete-
rinnen und Vertreter der Bran-
che und Bundestagsabgeordnete 
über die Potenziale der Geother-
mie. Hierfür legen die Verbände 
konkrete Handlungsempfehlun-
gen vor, deren Umsetzung für ei-
nen schnellen und umfassenden 
Ausbau der Tiefen Geothermie 
notwendig ist. Die vorgeschlage-
nen Maßnahmen sind zudem ge-
eignet, die Dekarbonisierung der 
Fernwärme sowie den Ausbau 
der Wärmenetze zu beschleuni-
gen. 

Deutlich mehr Tempo

„Grüne Fernwärme ist der Ka-
talysator für das Erreichen der 
Klimaziele in den Städten“, er-
klärt John Miller, stellvertreten-
der Geschäftsführer des AGFW. 
„Geothermie spielt dabei eine 
zentrale Rolle, bleibt allerdings 
bisher oft in Planung und Büro-
kratie stecken. Das ist ein Luxus, 
den wir uns nicht länger erlauben 
können. Wir brauchen deutlich 
mehr Tempo in den Verwaltungs- 

und Genehmigungsverfahren so-
wie neue, umsetzungsorientierte 
Instrumente für einen deutsch-
landweiten Ausbau von Geother-
mie.“

Schutz des Grundwassers

„Die Geothermie muss als 
wichtige Säule der urbanen Wär-
mewende über Wärmenetze viel 
schneller und umfassender er-
schlossen werden als dies bisher 
der Fall war. Wir brauchen alle 
Optionen, um die Dekarbonisie-
rung des Wärmesektors bis zum 
Jahr 2045 realisieren zu können. 
Klar ist auch, dass bei den Geo-
thermieprojekten der Schutz des 
Grundwassers immer gewähr-
leistet sein muss“, macht die Vor-
sitzende der BDEW-Hauptge-
schäftsführung, Kerstin Andreae 
deutlich.

„Um eine sichere und preissta-
bile Energieversorgung für uns 
und nachfolgende Generationen 
zu gewährleisten und um unsere 
Klimaziele zu erfüllen, brauchen 
wir die Geothermie. Mit ihrer Hil-
fe können wir große Teile unse-
res Nutzwärmebedarfs an Raum-
wärme und Warmwasser nach-
haltig decken. Wann, wenn nicht 
jetzt, ist die Zeit, das riesige, un-
erschlossene Potenzial der Geo-
thermie zu nutzen”, so BVG-Präsi-
dent und Technischer Geschäfts-
führer der Stadtwerke München, 
Helge-Uve Braun.

„Die Bundesregierung hat die 
Wärmewende und damit die gro-
ßen Potenziale der Geothermie 
bislang nicht ausreichend adres-
siert. Dabei wird sie für unsere 
Energiesouveränität im Konzert 
der Erneuerbaren Energien eben-
so benötigt wie für das Erreichen 
der Klimaziele. Gerade für Nah- 
und Fernwärmenetze bietet die 
Erdwärmenutzung viele Möglich-
keiten. Deshalb ist jetzt unter an-
derem die Beschleunigung der 

Genehmigungsverfahren und die 
Förderung geologischer Landes-
aufnahmen voranzutreiben und 
die erneuerbare Wärmeerzeu-
gung in allen Gesetzen klar zu pri-
orisieren”, kommentiert BEE-Prä-
sidentin Dr. Simone Peter. 

„Der Wärmesektor birgt enor-
me Chancen, wenn es darum 
geht, CO2 einzusparen und Ener-
giesouveränität zu gewährleis-
ten. Damit wir lokale Potenzia-
le, beispielsweise die Geother-
mie noch besser heben können, 
brauchen wir die kommunale 
Wärmeplanung“, so Ingbert Lie-
bing, Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes kommunaler Unter-
nehmen. 

Politische Rückendeckung er-
hielten die Verbände von den 
Bundestagsabgeordneten Bern-
hard Herrmann, MdB, Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN, Daniel Föst, 
Bau- und wohnungspolitischer 
Sprecher der FDP- Bundestags-
fraktion, Andreas Mehltretter, 
SPD-Parlamentarier und Mitglied 
im Ausschuss für Klimaschutz 
und Energie und Mark Helfrich, 
energiepolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion  
auf dem Podium der Veranstal-
tung “Wärmewende im urbanen 
Raum mit Geothermie“. 

Zentrale Elemente

Zentrale Elemente des gefor-
derten Geothermie- Erschlie-
ßungsgesetzes sind:
• Maßnahmen zur Beschleuni-

gung von Genehmigungs- und 
Zulassungsverfahren für tie-
fengeothermische Projekte

• die Erhebung geologischer Da-
ten sowie 

• die Einführung eines staatli-
chen Risikoabsicherungsme-
chanismus.
42 Tiefe Geothermieanlagen 

in Deutschland zeigen: Ist eine 
Erdwärmequelle erst einmal er-
schlossen, stellt sie preisstabil 
und nachhaltig Energie zuver-
lässig über Jahrzehnte zur Ver-
fügung. Die Technologie ist ska-
lierbar. Die Branche steht bereit. 
Der Schatz, der unter unseren 
Füßen liegt, muss nur gehoben 
werden.  r

Smarte Sensoren für kluge Köpfe
Gauting. Regelmäßiges Lüften ist im Klassenraum wichtiger 
denn je. Zum einen steigert es nachweislich die Lernleistung 
der Schülerinnen und Schüler, zum anderen senkt es gerade in 
Pandemiezeiten das Infektionsrisiko. In einem Klassenzimmer 
an der Paul-Hey-Schule in Gauting (Landkreis Starnberg) zeigt 
nun ein digitaler Sensor der Bayernwerk Netz GmbH (Bayern-
werk) die Luftqualität an und macht vor Ort auf eine notwen-
dige Durchlüftung aufmerksam. Zusätzlich hat das Bayern-
werk eine digitale Lösung für Laptop oder PC entwickelt. Hier 
können die gemessenen Werte im EnergiePortal des Bayern-
werks (energieportal.bayernwerk.de) einfach und bequem 
durch die Kommunalverwaltung digital eingesehen werden. 
Mitte Juli wurden die Sensoren von Schulleitung und Schülern 
sowie Vertretern des Bayernwerk präsentiert.

Wann das Fenster geöffnet werden muss, dieser Frage hat 
sich das Energieunternehmen Bayernwerk gewidmet und ge-
meinsam mit der Paul-Hey-Schule einen Test mit Luftqualitäts-
sensoren gestartet. In 15 Klassenräumen wurden hierzu die di-
gitalen Messgeräte installiert, die in einem Ampelsystem den 
CO2-Gehalt der Luft darstellen. 

Testphase für saubere Luft bis 2023

„Wir wollen digitale Lösungen für die Erfordernisse der Zeit 
anbieten“, sagt Vorstandsvorsitzender Dr. Egon Westphal vom 
Bayernwerk. „Das regelmäßige Lüften können wir nun daten-
basiert steuern. Gerade in der kommenden Heizperiode kön-
nen die Luftsensoren eine wichtige Informationsquelle bei der 
Abwägung zwischen Energieeinsparung und Ansteckungsmin-
derung sein“, so der Vorstandsvorsitzende.

„Den Gesundheitsschutz von Schülern und Lehrkräften si-
cherzustellen ist uns nach wie vor äußerst wichtig. Ich freue 
mich deshalb, dass wir das Pilotprojekt an der Paul-Hey-Mit-
telschule gemeinsam mit dem Bayernwerk realisieren konnten 
und durch smarte CO2-Sensoren dazu beitragen, die Luftquali-
tät in den Klassenzimmern zu verbessern“, sagt Gautings Erste 
Bürgermeisterin Dr. Brigitte Kössinger. Während in Bayern nur 
vereinzelt Schulen mit Luftsensoren ausgestattet sind, hat sich 
die Landesregierung in Sachsen bereits auf den verpflichtenden 
Einsatz der so genannten „CO2-Ampeln“ verständigt.

Bis zum April 2023 werden die Sensoren mit der kleinen Am-
pelanlage an der Fensterseite der Klasse im Einsatz sein. Da-
nach wollen die Schule und das Bayernwerk die gemeinsamen 
Ergebnisse zusammenfassen und mit Lehrkräften und Schülern 
die Erfahrungen spiegeln. r

http://energieportal.bayernwerk.de
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Spatenstich für bayerische  
Wasserstofferzeugung

In Pfeffenhausen beginnt der Bau eines 5-Megawatt-Elektrolyseurs 
Auf dem Gelände des zukünftigen Wasserstoffzentrums in Pfef-
fenhausen fand im Beisein von Ministerpräsident Markus Söder, 
Staatsminister Hubert Aiwanger, Vertretern des Bundesministeri-
ums für Digitales und Verkehr (BMDV), der Landräte Peter Dreier 
und Christiph Göbel sowie selbstverständlich des örtlichen Bür-
germeisters Florian Hölzl der Spatenstich für den Bau des ersten 
Fünf-Megawatt-Elektrolyseurs in der Metropolregion München 
statt. Errichtet wird die Wasserstofferzeugungsanlage von der 
Hy2B Wasserstoff GmbH. 

Geplanter Produktionsstart 
in der „HyPerformer Modellre-
gion HyBayern“ der Landkreise 
Landshut, Ebersberg und Mün-
chen ist für die zweite Jahres-
hälfte 2023. Nach dem Ausbau 
auf die Maximalkapazität sol-
len in Pfeffenhausen jährlich bis 
zu 1.000 Tonnen sauberer Was-
serstoff für den Regionalbusver-
kehr des MVV, das benachbarte 
Wasserstoffzentrum, bestehen-
de und neue Wasserstofftank-
stellen in der Metropolregion 
München sowie weitere Abneh-
mer in Bayern erzeugt werden.  

Betrieben werden soll die 
Wasserstoff-Elektrolyseanla-
ge bevorzugt mit erneuerba-
rem Strom aus einer Photovol-
taik-Freiflächenanlage und spä-
ter auch aus Windkraftanlagen 
in der Umgebung. 

Ideale Ergänzung zum WTAZ

Für Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder stellt Wasserstoff ei-
ne „starke Säule der Ergänzung 
in der Energiewende“ dar. Aller-
dings kritisierte er die Förderpo-
litik des Bundes. Dass vom Bund 
zugesagte Mittel insbesondere 
im süddeutschen Raum gekürzt 
werden, hält er für nicht ak-
zeptabel. Bayerns Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger hält 
den Startschuss für den 5-Me-
gawatt-Elektrolyseur für „eine 
Ansage an die aktuelle Energie- 
und Stromkrise. Die Zukunft ge-
hört dem Energieträger Wasser-
stoff, auch für PKWs und LKWs.“ 
Diese Anlage sei die ideale Er-
gänzung zum geplanten Wasser-
stoff Technologie- und Anwen-
derzentrum (WTAZ). In Pfef-
fenhausen entsteht ein „baye-
rischer Wasserstoff-Hub“, dem 
der Miniser „Bedeutung für den 
gesamten süddeutschen Raum 
von Bedeutung“ zuschreibt. 
„Die drei Landkreise Landshut, 
München und Ebersberg haben 
mit ihrer gemeinsamen Initia-
tive HyBayern politische Weit-
sicht bewiesen und konsequent 
auf die Wasserstoff-Technologie 
gesetzt. Mit dem ersten Elekt-
rolyseur der Region werden nun 
Fakten für die Produktion von 
grünem Wasserstoff geschaffen. 

Das ist der richtige Unterneh-
mergeist, um optimistisch in die 
Zukunft zu schauen“, so Aiwan-
ger weiter. 

Starkes Signal  
für zukunftsgerichtete  
Energieerzeugung

„Der Spatenstich ist ein wich-
tiges und starkes Signal für zu-
kunftsgerichtete Energieerzeu-
gung. Gerade vor dem Hinter-
grund der aktuellen energiepo-
litischen Lage ist es wichtiger 
denn je, dass wir neue Techno-
logien wie die grüne Wasser-
stofferzeugung nachhaltig vor- 
antreiben und mit regionaler 
Produktion unsere Energiever-
sorgung unabhängiger gestal-
ten. Gleichzeitig gehen wir da-
mit einen weiteren wichtigen 
Schritt in Richtung für eine kli-
maschonende Umgestaltung 
des öffentlichen Nahverkehrs 
sowie des Warenlieferverkehrs. 
Im Thema Mobilität finden wir 
die größte Stellschraube, wenn 
wir langfristig unsere Emissi-
onen senken und unseren Le-
bensraum auch für kommende 
Generationen so lebenswert er-
halten wollen“, so Landrat Chris-
toph Göbel.

Ab Betriebsstart soll die Elekt-
rolyseanlage im Mittel 1.200 Ki-
logramm grünen Wasserstoff 
pro Tag erzeugen, auf bis zu 450 
bar verdichten und in einer Ab-
füllstation in Druckgastrailer 
mit einer Kapazität von 1.250 
kg abfüllen. Die Lastwägen wer-
den den grünen Wasserstoff un-
ter anderem an zwei Bus- und 
Lkw-Tankstellen in den Land-
kreisen München und Ebersberg 
ausliefern. Dort können dann 
ab 2023 die ersten zehn Was-
serstoff-Brennstoffzellenbus-
se der HyPerformer-Region Hy-
Bayern tanken und ihren Betrieb 
im Regionalverkehr des Münch-
ner Verkehrs- und Tarifverbunds 
(MVV) aufnehmen. Zusätzliche 
Busse für weitere Buslinien sind 
bereits in Planung. Mit dem ver-
bleibenden grünen Wasserstoff 
werden Kunden aus dem Mobi-
litäts- und Energiebereich ver-
sorgt. Ein Teil des grünen Was-
serstoffs soll an die bestehen-

den und geplanten bayerischen 
Wasserstofftankstellen der H2 
MOBILITY Deutschland ausge-
liefert werden, um die Dekar- 
bonisierung des Verkehrs in  
Bayern zu beschleunigen und 
den Tankstellen-Netzausbau zu 
unterstützen. Ab 2024/25 soll 
das in direkter Nachbarschaft 
des Hy2B-Elektrolyseurs ge- 
plante Wasserstoff-Technologie- 
Anwenderzentrum (WTAZ) mit 
grünem Wasserstoff beliefert 
werden. 

Bundesweit  
vier Wasserstoffzentren

Das WTAZ in Pfeffenhausen, 
das vom Bund mit 72,5 Mio. 
Euro und vom Freistaat Bay-
ern mit mindestens 30 Mio. Eu-
ro unterstützt wird, soll als ei-
nes von bundesweit vier Was-
serstoffzentren das Nationale 
Innovations- und Technologie-
zentrum Wasserstoff (ITZ) mit-
begründen. Der grüne Strom 
für die grüne Wasserstofferzeu-
gung soll vorwiegend in der Re-
gion um die Elektrolyseanlage 
erzeugt werden. 

Den Start macht eine bis zu 
zwölf Megawatt starke Photovol-
taik-Freiflächenanlage der Bür- 
gerEnergie Niederbayern eG, 
die an den Elektrolyseur ange-
schlossen wird. Dadurch wird 
ein netzdienlicher und wirt-
schaftlicher Betrieb des Elekt-
rolyseurs ermöglicht und den 
regionalen Erzeugern eine kurz-
fristige Anschluss- und Abnah-
memöglichkeit für ihren erneu-
erbaren Solar und Windstrom 
geboten. Somit verhilft der Elek-
trolyseur zusätzlichen erneu-
erbaren Energieerzeugungsan-
lagen zu einer zeitnahen Inbe-
triebnahme und Grünstrom wird 
insbesondere dann, wenn das 
Netz ihn nicht aufnehmen kann, 
zu grünem Wasserstoff veredelt. 
Dieser grüne Wasserstoff wird 
dann in mobilen und stationären 
Anwendungen genutzt und führt 
so zu einer jährlichen Einsparung 
von mehr als 4.500 Tonnen CO2 
in der Modellregion HyBayern. 

Die Entwicklung der Region 
HyBayern als Wasserstoffregion 
wird im Rahmen des Nationalen 
Innovationsprogramms Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentech-
nologie (NIP2) mit bis zu 20 Mio. 
Euro durch das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr 
gefördert. Die Förderrichtlinie 
wird von der NOW GmbH koor-
diniert und durch den Projekt-
träger Jülich (PtJ) umgesetzt.  r

Ernährungshandwerke in existenzbedrohender Lage:

„Wir können nicht 
einfach den  

Stecker ziehen“
Flächendeckende Betriebsschließungen  

aufgrund nicht mehr zahlbarer Energiepreise befürchtet

Die Landesverbände der bayerischen Fleischer, Bäcker, Müller, Kon-
ditoren und Brauer appellieren an die Bundesregierung, schnellst-
möglich Maßnahmen zu entwickeln, um den weiteren Anstieg der 
Energiekosten zu stoppen und auf ein bezahlbares Niveau zu brin-
gen. „Die Entwicklungen an den Energiemärkten in den vergan-
genen Wochen haben ein existenzbedrohendes Ausmaß erreicht. 
Wenn sich allein die Kosten für Strom vervielfachen, dann stem-
men die Betriebe das schlicht und ergreifend nicht“, sagt Lars Bub-
nick, Geschäftsführer des Landesinnungsverbandes für das baye-
rische Fleischerhandwerk, stellvertretend für die fünf Verbände. 
„Ergreift die Politik hier nicht schnellstmöglich Gegenmaßnahmen, 
werden Betriebsschließungen die unweigerliche Folge sein.“

Die Ernährungshandwerke er-
heben folgende Forderungen an 
die Bundesregierung:
• Die Regierung soll die Ursa-
chen für die Energiepreissteige-
rung bekämpfen, indem sie den 
Gaspreis von den übrigen Ener-

gieerzeugungsformen abkop-
pelt und ein Strommarktpreis-
design schafft, in dem die güns-
tigen Gestehungskosten der 
erneuerbaren Energien kosten-
reduzierend wirken können.
• Weiterhin sind die in Bereit-

Sie vertreten die fünf Landesverbände, die sich zu den Bayeri-
schen Ernährungshandwerken zusammengeschlossen haben 
(v.l.): Dr. Josef Rampl, Geschäftsführer Bayerischer Müllerbund, 
Daniela Sauer, Geschäftsführerin Konditoren-Innung Bayern, Lars 
Bubnick, Geschäftsführer Landesinnungsverband für das bayeri-
sche Fleischerhandwerk, Stefan Stang, Hauptgeschäftsführer Pri-
vate Brauereien Bayern, Stephan Kopp, Geschäftsführer Landes-
innungsverband für das bayerische Bäckerhandwerk. 
 Bild: Bayerische Ernährungshandwerke

schaft stehenden bzw. die vor der 
Abschaltung stehenden Kraft-
werke zu nutzen, um das Ange-
bot zu erhöhen und damit den 
Strompreis deutlich zu senken.
• Bei der Bekämpfung der Sym-
ptome der explodierenden Ener- 
giepreise in Form von Aus-

gleichsmaßnahmen sollen Pro-
gramme entwickelt werden, die 
von kleinen und mittelständi-
schen Betrieben auch tatsäch-
lich in Anspruch genommen 
werden können.
• Jetzt gilt es nicht nur Energie 
einzusparen, sondern auch jede 
Kilowattstunde des heimischen 
Potenzials zu heben, um die teu-
re Verstromung von importier-
ten fossilen Energien, wie zum 
Beispiel Gas, soweit wie möglich 
zu reduzieren.

Maßgeblicher Faktor für  
die Versorgungssicherheit

„Viele Betriebe haben gro-
ße Existenzangst“, weiß Dr. Jo-
sef Rampl, Geschäftsführer des 
Bayerischen Müllerbundes. Die 
bayerischen Mühlen verarbei-
ten jedes Jahr rund 1,3 Millio-
nen Tonnen heimisches Getrei-
de zu Lebensmitteln und sind 
ein maßgeblicher Faktor für 
die Versorgungssicherheit von 
Grundnahrungsmitteln in Bay-
ern. „Wir können deshalb nur 
eindringlich an die Bundesre-
gierung appellieren, Lösungen 
zu finden, um die Existenz die-
ser mittelständischen Betriebe 
zu sichern. Während die Regie-
rung mit Hilfsprogrammen die 
Symptome bekämpft, sollte sie 
auch dringend an die Ursachen 
rangehen und Gas aus der Be-
preisung von Strom abkoppeln, 
Stichwort Merit Order-Effekt“, 
bekräftigt Rampl.

Auch die Bäcker mit ihren 
energieintensiven Betrieben sind 
von den Energiepreissteigerun-
gen betroffen. Stephan Kopp, 
Geschäftsführer des Landesin-
nungsverbandes für das Bayeri-
sche Bäckerhandwerk, fordert: 
„Die Bundesregierung muss drin-
gend regulierend auf die Ener-
giepreise wirken. Die aktuelle Si-
tuation an den Strommärkten ist 
existenzgefährdend und sie be-
droht den sozialen Frieden.“

Dem kann sich die Geschäfts-
leiterin der Konditoren-Innung 
Bayern, Daniela Sauer, nur an-
schließen. Viele Konditoreien 
stehen ebenfalls vor großen Her- 
ausforderungen und sehen ihre 
Existenz bedroht. „Förderpro-
gramme mit Ausgleichsmaßnah-
men müssen so gestaltet sein, 
dass Handwerksbetriebe sich 
auch tatsächlich dafür qualifizie-
ren können. Die Antragsstellung 
muss einfach und zeitsparend 
sein, damit sie von den kleinen 
Betrieben zu bewältigen ist.“

Teufelskreis

Stefan Stang, Geschäftsführer 
des Verbandes Private Brauerei-
en Bayern e.V., weist darauf hin, 
dass seine Branche immer noch 
mit den Folgen der Corona-Pan-
demie zu kämpfen habe, in der 
Lockdowns zu hohen Umsatz- 
einbußen führten. „Neben den 
hohen Energiekosten hat die 
mittelständische Brauwirtschaft 
das dringliche Problem, dass na-
hezu keine Kohlensäure für das 
Abfüllen von Bier und anderen 
Getränken zur Verfügung steht. 

Es gibt bereits mehrere Betrie-
be, die aufgrund dieser Tatsache 
nicht mehr produzieren kön-
nen“, berichtet er. „In der ak-
tuellen Diskussion sprechen wir 
lediglich über eine einzige Kos-
tenposition, die Energiekosten, 
neben der auch viele andere 
Kosten explosionsartig steigen. 
Das ist ein Teufelskreislauf, denn 
diese massiven Kostensteige-
rungen lassen sich nicht auf die 
Verkaufspreise umlegen.“

„Man weiß nicht,  
wie man es stemmen soll“

Zwei Beispiele zeigen, vor 
welchen Herausforderungen 
die Betriebe stehen. Markus 
Schuster, Inhaber alteingeses-
senen Familienbetriebs Schus-
ter Mühle in Großaitingen im 
Landkreis Augsburg, fragt sich 
derzeit, wann er den Stromlie-
fervertrag für das kommende 
Jahr abschließen soll. Eigentlich 
wäre jetzt die Zeit, aber Schus-
ter zögert, einen Vertrag abzu-
schließen, bei dem er fast das 
Dreieinhalbfache der Stromkos-
ten zahlen müsste. In konkre-
ten Zahlen: In diesem Jahr zahlt 
er 140.000 Euro für Strom inklu-
sive Nebenkosten und zuzüg-
lich Mehrwertsteuer. Für das 
kommende Jahr lautet das An-
gebot seines Energieversorgers 
450.000 Euro. „Man weiß nicht, 
wie man es stemmen soll“, sagt 
der Müllermeister.

Neben den explodierenden 
Energiepreisen macht ihm auch 
der durch den Krieg in der Uk-
raine stark gestiegene Getreide-
preis zu schaffen. Die Schuster 
Mühle hat einen durchschnittli-
chen Strombedarf von 670.000 
Kilowattstunden im Jahr. 2016 
hat Schuster eine neue Müh-
le angeschafft, die pro Tonne 
Mehl 20 bis 30 Prozent weniger 
Strom benötigt als die alte. Grö-
ßere Einsparungen sind deshalb 

kaum mehr möglich. Die größe-
ren Mühlen sind also noch von 
deutlich höheren Energiekos-
tensteigerungen betroffen.

Metzgerei Max: 233.000 Eu-
ro Mehrkosten für Strom im Jahr

Welche Auswirkungen die 
Energiepreisexplosion hat, zeigt 
auch das Beispiel der Metzge-
rei Max im oberfränkischen Hof. 
2021 hat Thomas Köhn, Inha-
ber der Metzgerei Max in Hof, 
Stromkosten von 87.950 Euro.

Wenn er den Angebotspreis 
aus dieser Woche für 2023 an-
setzt, wären es Stromkosten 
von 321.034 Euro, das heißt, 
Mehrkosten von rund 233.000 
Euro im kommenden Jahr. 

„Wir haben ja auch noch mit 
anderen Preissteigerungen, zum 
Beispiel bei Gläsern und Dosen, 
zu kämpfen und die Personal-
kosten steigen auch“, ergänzt 
der Firmenchef. Im August hat er 
noch die Löhne erhöht, da seine 
70 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter auch unter der Inflation zu 
leiden haben. Viele Möglichkei-
ten, den Energiebedarf zu redu-
zieren, hat Köhn nicht. „Wir ha-
ben kühlpflichtige Produkte und 
können nicht einfach den Ste-
cker für die Kühlhäuser ziehen.“

Über die Bayerischen  
Ernährungshandwerke

In den Bayerischen Ernäh-
rungshandwerken haben sich 
der Verband Private Brauereien 
Bayern, der Landesinnungsver-
band für das bayerische Bäcker-
handwerk, der Fleischerverband 
Bayern, die Konditoreninnung 
Bayern sowie der Bayerische 
Müllerbund zusammengeschlos-
sen. Gemeinsam stehen sie für 
rund 100.000 Mitarbeiter und 
10.000 Auszubildende in mehr 
als 8.000 Lebensmittelbetrieben. 
Insgesamt setzen diese fünf Ge-
werke rund 8 Milliarden Euro pro 
Jahr um – nur in Bayern.  r

VERBUND-Projekt SYNERG-E
E-Mobilität und Netzsicherheit sind kein Widerspruch

In den vergangenen vier Jahren hat VERBUND neun lokale Batterie-
speicher an Hochleistungs-Ladestandorten von SMATRICS EnBW in 
Österreich und von Allego in Deutschland installiert und in Betrieb 
genommen. Damit hat VERBUND im EC-geförderten Projekt SYN-
ERG-E den nächsten wichtigen Schritt auf dem Weg in die Energie-
zukunft gesetzt und das Projekt erfolgreich abgeschlossen.

„Mit SYNERG-E haben wir ei-
nen Meilenstein für das Zusam-
menwachsen von Energie- und 
Mobilitätsinfrastruktur in Euro-
pa gesetzt“, fasst Karl Zach, Pro-
jektleiter SYNERG-E, VERBUND 
Corporate Innovation & New Bu-
siness, die Essenz des zukunfts-
weisenden Projekts zusammen. 
„Wir beobachten jetzt schon, 
dass Schnellladungen deutlich 
zunehmen und den damit ver-
bundenen steigenden Leistungs-
bedarf. Mit zunehmendem Aus-
bau von erneuerbaren Energien 
wie Wind und PV wird auch die 
Bereitstellung von Flexibilität für 
das Stromnetz immer wichtiger. 
Mit den stationären Batterie-
speichern des SYNERG-E Projek-
tes schaffen wir es, beide Prob-
lemstellungen anzugehen,“

Mobilität und Netzstabilität

Die Hauptaufgabe der lokalen 
Batteriespeicher ist die Entlastung 
des Stromnetzes durch „Peak- 
Shaving“. Wenn E-Autos an Hoch-
leistungs-Ladestandorten mit bis 
zu 350 kW laden, kommt ein Teil 
der benötigten Energie aus dem 
lokalen Batteriespeicher. Da-
mit wird sichergestellt, dass das 
Stromnetz nicht überlastet wird 
und die Netzgebühren im Rah-
men bleiben. In Phasen, in denen 
die Ladestationen nicht frequen-
tiert sind, werden die bis zu 500 
kW / 500 kWh großen Batterie-
speicher mit 100% erneuerbarem 
Strom von VERBUND aufgeladen 
und deren Flexibilität für Netz-
dienstleistungen genutzt.

„Bei der Umsetzung des Inno-
vationsprojekts waren die Teams 
immer wieder mit großen Her- 
ausforderungen konfrontiert.

Mit SYNERG-E haben wir ein völ-
lig neues Thema besetzt und 
wertvolle Erfahrungen gesam-
melt, die beim Koppeln von Mo-
bilitäts- und Energieinfrastruk-
tur hilfreich sind“, schildert Pro-
jektleiter Zach.

Die Flexibilitäten aller neun 
Batteriespeicher kommen am 
Regelenergie- und Intraday-
markt in Deutschland und Öster-
reich zum Einsatz. Die intelligen-
te Steuerung, stellt sicher, dass 
die Batterien zu den günstigsten 
Zeiten aufgeladen und am Ener-
giemarkt vermarktet werden.

Synergien nutzen,  
Sektoren verbinden

SYNERG-E adressiert die Sek-
torkopplung von Energie und 
Mobilität und wurde aus dem 
ersten Synergy Call der Connec-
ting Europe Facility (CEF) der Eu-
ropäischen Kommission geför-
dert. „Nach dem erfolgreichen 
Projektabschluss werden die 
Batteriespeicher über die Pro-
jektlaufzeit hinaus weiterhin 
wertvolle Dienste im Energie- 
und Mobilitätssektor erbringen 
und damit einen wichtigen Bei-
trag zum Gelingen der Energie-
wende leisten. 

Die Erfahrungen aus dem Pro- 
jekt haben maßgeblich zur  
Entwicklung der Produkte und 
Dienstleistungen mit Batterie-
speichern bei VERBUND beige-
tragen“, ergänzt Karl Potz, Leiter 
des Centers Battery Solutions, 
VERBUND Energy4Business. Mit 
mehr als 70 MW an Großbatte-
riespeichern in Deutschland po-
sitioniert sich VERBUND als star-
ker Partner für deutsche Verteil-
netzbetreiber.   r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Stadt Wallenfels im Land- 
kreis Kronach mit 2.600 Ein-
wohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Seit dem 01.05.2014 bin ich 
hauptamtlicher Erster Bürger-
meister, zuvor war ich seit 2008 
Zweiter Bürgermeister.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Nach Jurastudium und Refe-
rendariat war ich Referent für 

Wir führen Projekte im Rah-
men der Förderoffensive Nord- 
ostbayern, der Städtebauför-
derung, der Dorferneuerung 
und im Straßenbau durch. Das 
Projekt, das uns am meisten 
fordert, ist allerdings der Neu-
bau des Feuerwehrgerätehau-
ses mit geschätzten Kosten von 
rund drei Millionen Euro und 
einer vergleichsweise niedri-
gen Förderung. Wir haben uns 
deshalb Unterstützung durch 
das Team der BayernGrund ge-
holt. Durch das „Bauamt auf 
Zeit“ werden die Abläufe deut-
lich professionalisiert und uns 
die finanzielle Abwicklung des 

Jens Korn
Erster Bürgermeister der Stadt Wallenfels

Kommunalpolitik und Büroleiter des Generalse-
kretärs in der CSU-Landesleitung. Anschließend 
habe ich für die IHK für Oberfranken, Bayreuth, 

und zuletzt als Pressesprecher für die Firma  
Brose Fahrzeugtechnik in Coburg gearbeitet.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Die Liebe zu meiner Heimat und ihren Men-
schen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Bürgermeister ist aus meiner Sicht kein „Job“, 
auf den man sich ausschließlich durch Seminare 
und Trainings vorbereiten kann. Persönlich füh-
le ich mich durch meinen Lebenslauf ganz gut für 
das Amt gerüstet. In der JU habe ich mich schon 
früh politisch engagiert, mein Studium hat mir 
wichtiges Handwerkszeug vermittelt und meine 
späteren beruflichen Aufgaben ermöglichten 
es mir, ein enges regionales und überregionales 
Netzwerk zu knüpfen. Die wichtigste Schule für 
das Amt habe ich allerdings „nebenbei“ durch-
laufen: Als Schüler und Student konnte ich mein 
Taschengeld im Heimdienst des Getränkemark-
tes meiner Familie aufbessern. In dieser Zeit  
habe ich vieles über den Umgang mit Menschen 
gelernt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die größte Herausforderung für unsere Stadt, 
wie für die gesamte Region, ist der demographi-
sche Wandel. Wallenfels hat in den vergange-
nen 50 Jahren über ein Drittel seiner Einwohner 
verloren. Die Folge sind Leerstände und eine  
Infrastruktur, die oftmals eine Nummer zu groß 
ist. Hinzu kommt, dass aufgrund der schwieri-
gen finanziellen Lage in den letzten Jahrzehn-
ten selbst die notwendigsten Investitionen aus-
geblieben sind.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Durch sehr großzügig ausgestattete Förder-
programme des Landes und des Bundes sind wir 
mittlerweile in der Lage, kräftig zu investieren. 

Projektes erleichtert.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Gemeinsam mit meinem Stadtrat und dem 
Team in der Verwaltung stehen wir vor einem In-
vestitionsstau von geschätzten 50 Millionen Eu-
ro. Für eine kleine Kommune wie unsere ist das 
eine riesige Herausforderung. Unsere „Baustel-
len“ betreffen alle Bereiche: Von den Straßen, 
Abwasser- und Wasserleitungen bis hin zur Re-
vitalisierung unserer Ortsmitte. Viele Wallen-
felser fiebern allerdings der Sanierung unseres 
Freibades entgegen. Mit der Hilfe des Bundes-
programms „Sanierung kommunaler Einrichtun-
gen“ können wir das Bad nach 50 Jahren ab 2025 
für 1,7 Millionen Euro endlich modernisieren.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Bewahrt Euch den Idealismus, mit dem Ihr ins 
Amt gestartet seid, und kombiniert ihn mit dem 
Realismus, der sich aufgrund Eurer Erfahrungen 
im Amt einstellen wird.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Zur Bürgerbeteiligung gibt es natürlich zahl-
reiche Prozesse im Rahmen von Stadtsanierung, 
Dorferneuerung und für die Belegschaft Perso-
nalversammlungen. Entscheidend ist aus mei-
ner Erfahrung etwas Anderes: Man muss sich 
auch nach mehreren Jahren im Amt die Offen-
heit für andere Meinungen bewahren und die 
Bereitschaft zu erkennen, dass man sich auch als 
Bürgermeister manchmal auf dem Holzweg be-
findet. 
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sicherlich viel, die Pandemie war dafür ei-
ne strenge Lehrmeisterin. Ich hoffe aber, dass 
die Kommunalpolitik im Kern analog bleibt. Für 
mich bedeutet das: meine Mitbürgerinnen und 
Mitbürger zu treffen, mit ihnen zu sprechen und 
sich dabei gegenseitig in die Augen zu schauen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Fröhlich sein, Gutes tun und die Spatzen pfei-
fen lassen.“ (Don Bosco)
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

… mit einem Lächeln.  r
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1250 Jahre Moosburg a. d. Isar:

Jubiläumsjahr der Rekorde
In bester Feierlaune befindet sich in diesem Jahr die oberbayerische 
Stadt Moosburg a. d. Isar. Um 1250 Jahre Moosburg gebührend zu 
begehen, hat die 20.000 Einwohner-Stadt im Landkreis Freising ein 
attraktives Rahmenprogramm auf die Beine gestellt, das tausende 
Gäste noch lange in Erinnerung behalten werden. 

Die Klostersiedlung „Mosabyrga“ 
wurde um 770 erstmals urkund-
lich erwähnt, 1331 erhielt sie das 
Stadtrecht. Somit wäre bereits 
2021 das große Jubiläumsjahr ge-
wesen. Aufgrund des Pandemie-
geschehens konnten die Feier-
lichkeiten im vergangenen Jahr je-
doch nicht über die Bühne gehen. 

Um der langen und abwechs-
lungsreichen Geschichte der 
Stadt Moosburg angemessen 
Rechnung zu tragen, wurden die 
zahlreichen ortsansässigen Ver-
eine eingebunden, die ihre Som-
mer- und Stadtteilfeste unter das 
Motto der 1250-Jahrfeier stellen. 
Aber auch Messen, Märkte, Kul-
tur und Sport prägen über das 
Jahr gesehen das gesellschaftli-
che Leben mit zahlreichen Veran-
staltungen und Ausstellungen.

Ende Juni bereits feierte die 
Dreirosenstadt ein grandioses 
Fest in der Innenstadt. Geschätzt 
10.000 Gäste, gekleidet in den 
Stadtfarben rot und weiß, waren 
gekommen, um an der 1250 Me-

ter langen Festtafel Platz zu neh-
men und eine traumhafte Som-
mernacht mit Livemusik, Zauber- 
einlagen und vielfältigen kulinari-
schen Schmankerln zu genießen 
– und Teil der längsten Tafel Bay-
erns zu sein.

Prächtiger Festumzug

Einen weiteren Höhepunkt der 
Feierlichkeiten bildete im Rah-
men der „Moosburger Herbst-
schau“ Mitte September ein 
prächtiger Festumzug durch die 
Innenstadt, dem mehr als 6.000 
Besucher beiwohnten. Unter 
dem Motto „1250 Jahre Moos-
burg – wir sind ein Teil davon“ 
erweckten sage und schreibe 
137 teilnehmende Gruppen die 
Stadtgeschichte wieder zum Le-
ben.

Als Ehrengast durfte Ers-
ter Bürgermeister Josef Dollin-
ger Bayerns Ministerpräsiden-
ten Dr. Markus Söder willkom-
men heißen. Weitere illustre 

Gäste waren u.a. Wirtschaftsmi-
nister Hubert Aiwanger, Staats-
kanzleichef Dr. Florian Herr-
mann, Europapolitikerin Dr. An-
gelika Niebler, der Freisinger 
Landrat Helmut Petz, die Bun-
destagsabgeordneten Andreas 
Mehltretter und Erich Irls- 
torfer sowie die Landtagsabge-
ordneten Johannes Becher und 
Benno Zierer. Bereits vor dem 
Festzug trug sich Söder ins Golde-
ne Buch der Stadt ein und schnitt 
einen 125 Meter langen Hefe- 
zopf an, den ein Moosburger Bä-
cker- und Konditormeister gefer-
tigt hatte. Gegen Spenden für die 
wohltätige Aktion „Sternstun-
den“ fand das verteilte Gebäck 
reißenden Absatz. 

Lob des Ministerpräsidenten

Lobende Worte für die Dreiro-
senstadt fand Bayerns Minister-
präsident in seinem Grußwort: 
„Ich habe heute alle Termine ge-
strichen, weil ich nach Moosburg 
kommen wollte. So viel ehren-
amtliches Engagement, wie ihr in 
euren Festzug gesteckt habt, ha-
be ich selten gesehen. Ihr seid 
super!“ Er freue sich immer wie-
der, wenn er raus aus Großstäd-
ten in kleinere Orte komme. Bei 
derartigen Feierlichkeiten ge-
he ihm das Herz auf. „Der ländli-
che Raum ist das Herz Bayerns“, 
betonte Söder. Was sich an die-
sem Herbstschausonntag aufs 
Schönste bestätigte.  DK

Das stärkt Händlern den Rücken
Auch in Aschaffenburg soll es bald einen City-Gutschein geben

Warum sollte man extra in die Stadt kutschieren? Einkaufen kann 
man ja auch von zu Hause aus. Und zwar ganz bequem. Bei Ama-
zon. „Das schadet dem Einzelhandel allerdings enorm“, sagt Thomas 
Most aus Kitzingen. Mit einem City-Gutscheinsystem zur lokalen 
Kaufkraftbindung versucht der Softwareentwickler, gegenzusteuern. 
In 80 Städten wird sein System inzwischen eingesetzt. So ist es zum 
Beispiel seit Jahresbeginn auch in Aschaffenburg möglich, mit einem 
Einkaufsgutschein zu shoppen.

Während der Corona-Krise 
hatten Einzelhändler nichts zu la-
chen. Längere Zeit waren die Lä-
den dicht. Dann gab es Einlassbe-
schränkungen. „Für Amazon und 
Co. war diese Zeit eine Erfolgs- 
story“, sagt Thomas Most. Mit 
fatalen Folgen. Mehrere Läden 
in Unterfranken mussten für im-
mer schließen. Vor diesem Hin-
tergrund freut sich der ehemalige 
Geschäftsführer des Stadtmarke-
tings Kitzingen, dass das von ihm 
entwickelte Gutscheinsystem 
auf so großes Interesse stößt. In 
Aschaffenburg kam die Initial-
zündung zur Einführung vom Kli-
nikum. Was ungewöhnlich ist: 
„Normalerweise geht die Initia-
tive vom örtlichen Stadtmarke-
ting aus.“

Arbeitgeber dürfen ihren Be-
schäftigten eine bestimmte Sum-
me an steuer- und sozialversi-
cherungsfreien Sachbezügen zu-
sätzlich zum Gehalt gewähren. 
Seit Januar liegt die Obergrenze 

bei 50 Euro. Auf dieser gesetzli-
chen Möglichkeit beruht der Gut-
schein des Klinikums Aschaffen-
burg-Alzenau. „Rund 900 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im 
Pflegedienst erhielten zwischen 
Januar und Mai monatlich einen 
Einkaufsgutschein in Höhe von 
30 Euro“, berichtet Pressespre-
cherin Annika Hollmann. Die Ak-
tion war als Dankeschön für den 
Einsatz der Pflegekräfte während 
der Corona-Krise gedacht. Weit 
mehr als 100.000 Euro nahm das 
Klinikum dafür in die Hand.

Das Geld bleibt in der Region

Eben weil in den vergange-
nen Monaten so viel im Netz ge-
kauft wurde, wollte das Klinikum 
eine Dankeschön-Aktion ansto-
ßen, bei der das Geld in der Regi-
on bleibt. Die Initiative animierte 
weitere Aschaffenburger Firmen, 
sich bei ihren Mitarbeitern eben-
falls mit Gutscheinen zu bedan-

ken, berichtet Christian Patalong, 
der bei der Stadt für Wirtschafts-
förderung zuständig ist. Seitens 
der Stadt sei geplant, einen Gut-
schein für alle Kunden in Aschaf-
fenburgs City einzuführen: „Noch 
ist diese Idee allerdings nicht zu 
Ende gedacht.“ So müsse man 
noch einen Träger für das Projekt 
finden: „Das könnte beispielswei-
se eine Bank sein.“

Allgemeiner  
City-Gutschein gewünscht

Dass sich das Klinikum bei sei-
nen Pflegekräften mit einem Ge-
schenk bedankte und obendrein 
noch etwas Gutes für den örtli-
chen Einzelhandel tat, findet Pet-
ra Muschik vom Aschaffenburger 
Spielwarengeschäft „Holzwurm“ 
klasse. Über 40 Gutscheine wur-
den bei ihr eingelöst. Schön wäre 
es für die Einzelhändlerin, würde 
aus dem Gutschein für Mitarbei-
ter größerer Firmen ein allgemei-
ner City-Gutschein. Lokalen Ein-
zelhändlern den Rücken zu stär-
ken, wird nach ihrer Auffassung 
immer wichtiger: „Wir selbst lei-
den bereits seit einigen Monaten 
unter nachlassender Kundenfre-
quenz.“ In den Winter blickt Petra 
Muschik wenig optimistisch: „Ehr-
lich gesagt, sehe ich schwarz.“

125 Meter lang ist der Moosburger Jubiläums-Hefezopf, den Minister-
präsident Dr. Markus Söder im Beisein von Bürgermeister Josef Dollin-
ger und Staatsminister Dr. Florian Herrmann anschnitt. Bild: bayern.de

„Was sollen Einzelhändler noch 
packen?“, fragt sich die Geschäfts-
frau. Hinter ihr liegen zweieinhalb 
schwierige Jahre. „Wird im Ok-
tober wieder die Maskenpflicht 
eingeführt, werden wahrschein-
lich noch weniger Kunden kom-
men als jetzt“, vermutet sie. Auf-
grund von Teuerung und Ener-
giepreisexplosion hätten die 
Menschen außerdem wohl bald 
deutlich weniger Geld in der Ta-
sche. Das werde zu weiteren Um-
satzeinbußen führen. Die Idee, ei-
nen City-Gutschein einzuführen, 
falle damit ausgerechnet in ei-
ne Zeit, in der die Leute ihr Geld 
zusammenhalten: „Und wahr-
scheinlich wieder nach dem Bil-
ligsten im Internet suchen.“

Dann kauft man auch nicht 
mehr spontan eine Quietsche- 
ente oder ein Sticker-Buch, weil 
der Blick beim Vorüberschlen-
dern am Schaufenster darauf fiel. 
Wobei schon die Gutscheine des 
Klinikums laut Petra Muschik ziel-
gerichtet eingesetzt worden wa-
ren: „Mein Eindruck ist, dass da-
mit nicht nach Lust und Laune 
eingekauft wurde.“ Die Kunden 
des „Holzwurms“ besorgten zum 
Beispiel Geschenke, die sie auf je-
den Fall hätten besorgen müssen. 
Etwa für den nächsten Kinder-
geburtstag. Auch wurde selten 
mehr als der auf dem Gutschein 
aufgedruckte Betrag ausgegeben.

Während in Aschaffenburg 
noch viele Fragen offen sind in 
Bezug auf die Einführung eines 
Einkaufsgutscheins für die ganze 
Stadt, verfügt Bad Kissingen über 
ein altgedientes System. „Soweit 
ich mich erinnere, begannen wir 
schon vor 40 Jahren mit einem 
Gutschein auf Papier“, sagt Ralf 
Ludewig, Einzelhändler aus Bad 
Kissingen und Bezirksvorsitzen-
der des Einzelhandelsverbands 
(HDE). Das Wichtigste sei, einen 
vertrauenswürdigen Projektträ-
ger zu finden: „Die Kunden müs-

sen sicher sein, dass der Gut-
schein, für den sie Geld hergege-
ben haben, beim Einkaufen tat-
sächlich eingelöst werden kann.“

Mit dem Bad Kissinger Gut-
schein kann man unter der Wo-
che Mode, Schuhe oder Bücher 
kaufen und sich am Sonntagmit-
tag zum Beispiel in der „Brasserie 
Bad Kissingen“ verwöhnen las-
sen. „Es ist wichtig, möglichst vie-
le Akzeptanzstellen zu haben“, 
sagt Ralf Ludewig. In Bad Kissin-
gen machen rund 120 Geschäf-
te, Apotheken, Hotels und gast-
ronomische Betriebe mit. Ralf Lu-
dewig schätzt, dass inzwischen 
etwa jeder 50. Einkauf per Gut-
schein getätigt wird. Derzeit ist 
der Gutschein ausschließlich in 
Form einer Plastikkarte zu haben. 
In Kürze soll es jedoch auch eine, 
ebenfalls von Most entwickelte,  
digitale Version geben. 

Einkaufsgutscheine sollten auf 
einer verlässlichen und recht ein-
fach umsetzbaren Grundlage be-
ruhen, erklärt Volker Wedde, un-
terfränkischer Geschäftsführer 
des Handelsverbands Bayern. 
Auch er appelliert, vor dem Start 
eine möglichst große Zahl an teil-
nehmenden Geschäften zu akqui-
rieren. Je mehr Läden und Betrie-
be den Gutschein akzeptieren, 
umso attraktiver sei das Angebot 
für die Kundinnen und Kunden. 

Einkaufsgutscheine können 
laut dem Handelsverband Unter-
franken die Kaufkraft am Ort hal-
ten. City-Schecks fielen unter die 
„Top 10“ der wirksamsten Ge-
meinschaftsaktionen, habe eine 
bayerische Studie ergeben. In der 
Untersuchung schätzten 87 Pro-
zent der Befragten beispielswei-
se das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis als positiv ein. Die Gutscheine 
helfen laut Handelsverband bei 
der Steigerung des städtischen 
Images, bei der Kundenanspra-
che und der längerfristigen Kun-
denbindung.  Pat Christ
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Manchmal geben uns Po-
litiker ja einen offenherzigen 
Blick in ihre private Lebens-
planung, ja in ihre Seelenla-
ge. So Kevin Kühnert, der Ge-
neralsekretär der am Wahl-
tag größten Regierungspartei 
im Bund. An einer Stelle be-
klagte er sich, dass er in Ber-
lin keine Mietwohnung fin-
de, die er sich leisten will. (Da 
hat er Glück, dass der Bundes-
tag nicht in München oder Frankfurt sitzt.) An 
anderer Stelle machte er aus seinem Herzen 
keine Mördergrube und bekannte offen, dass 
Wohneigentum für ihn nicht in Frage käme. 
Viel zu viel Verantwortung, viel zu viele Ver-
waltungsarbeiten drum herum, viel zu viele 
Aufgaben, die schlussendlich an einem hän-
genbleiben, wenn einem die Wohnung ge-
hört. Und schließlich sei er in einem Berliner 
Kiez aufgewachsen, wo man nun einmal mie-
tet und nicht Eigentum bildet.

Eigentlich rührend. Auch in anderen Städten, 
wie zum Beispiel Wien, liebt man den Gemein-
debau und träumt nicht von der Eigentums-
wohnung. Der Kevin von der 4er-Stiege also.

Jetzt sei mal dahingestellt, warum Leute lie-
ber zu Miete wohnen als im Wohneigentum. 
Sehr viele können sich halt eine Eigentums-
wohnung bei den astronomischen Preisen 
und wieder hohen Zinsen nicht leisten. Ande-
re schätzen die Mobilität des Mieters, der oh-
ne allzu großen Vorlauf in ein anderes Vier-
tel ziehen kann, wenn ihn seine Wohnumge-
bung nervt oder in eine andere Stadt wegen 
eines tollen Jobangebots. Ja, es mag auch so 
etwas wie eine Verwurzelung in von Mietwoh-
nungen geprägten Stadtmilieus geben. Und es 
gibt halt die Verantwortungsscheuenden à la 
Kevin Kühnert.

Klar ist es bequemer, bei einem Heizungs-
ausfall beim Vermieter anzurufen, damit der 
stante pede einen Heizungsmonteur vorbei-
schicken soll. Nachtzuschläge inklusive. Beim 
tropfenden Wasserhahn den Engländer zur 
Hand nehmen? Ist Sache des Vermieters. Bau-
lärm am Nachbargrundstück? Mietminderung 
10 Prozent.

Der Wohnungseigentümer 
hat sich um all das selbst zu 
kümmern. Zudem darf er noch 
die Grundsteuererklärung ab-
geben (was außerhalb Bayerns 
wohl einer Raketenwissen-
schaft gleichkommt), stunden-
lang auf Eigentümerversamm-
lungen für einen neuen Fassa-
denanstrich kämpfen, muss al-
le Normen der Bausicherung 
beachten, die Heizung, den 

Rauchmelder und den Spülkasten warten las-
sen, sowie alle Nase lang den Einbau von noch 
smarteren Wasser-, Gas- oder Stromzählern 
dulden.

Wer jetzt optimistisch denkt, dass die Par-
tei von K. K. oder wenigstens die Bundesregie-
rung diese Leistung von Eigentümern und Ver-
mietern würdigen würde, der glaubt auch an 
den sprichwörtlichen Wurstvorrat eines Hun-
des. In Ballungsgebieten gibt es längst un-
übersehbare Mietendeckel und -obergren-
zen. Modernisierungen dürfen nicht mehr zu 
11 Prozent auf die Miete aufgeschlagen wer-
den, auch wenn sie, etwa beim Fenstertausch, 
die Nebenkosten der Mieter senken. Und als 
Hassobjekt auf Mobilisierungsdemos der Lin-
ken leistet die Fratze des gierigen Vermieters 
immer gute Dienste, auch wenn in Deutsch-
land immer noch der meiste Wohnraum von 
Privatleuten vermietet wird, nicht von Woh-
nungsgesellschaften. Diese Privaten werden 
übrigens bei allen Schutzschirmen, ob Corona 
oder Energie, immer außen vor gelassen, auch 
wenn sie wegen Betriebsuntersagungen Miet- 
einbußen haben oder jetzt für die absehbar 
horrenden Heizkosten im kommenden Winter 
in Vorleistung treten müssen.

Nun, als Kater bin ich nicht rechtsfähig und 
könnte kein Eigentum erwerben, deshalb ist 
die kostenfreie Miete beim Bürgermeister für 
mich alternativlos. Aber ich beschimpfe ihn 
auch nicht unablässig dafür, dass er sich um 
meine Lebensumgebung kümmert und den-
ke nicht dauernd angestrengt darüber nach, 
wie ich ihm das Leben noch ein Stück versau-
ern kann. Vielleicht sollte unsere Gesellschaft 
den viel beschworenen Respekt auch mal ver-
meintlich „Starken“ zollen, die – nicht uneigen-
nützig, aber effektiv – Verantwortung für die 
Wohnungswirtschaft übernehmen? Denn wie 
sagt es Joachim Gauck: „Die Übersetzung von 
Freiheit heißt für Erwachsene Verantwortung.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Übersetzung  
von Freiheit  

heißt Verantwortung

Krisendienst Psychiatrie Oberbayern:

„Kompetente Hilfe beruhigt, 
entlastet und stabilisiert“

Am 10. September findet alljährlich der Welttag der Suizidpräventi-
on statt. Er dient dem Gedenken an Menschen, die durch Suizid ge-
storben sind. Hilferufe von Menschen, die in einer seelischen Krise 
ihr Leben beenden wollen, erreichen immer wieder auch den Kri-
sendienst Psychiatrie Oberbayern. Im Interview erklärt die ärztliche 
Leiterin der Leitstelle, Dr. Petra Brandmaier, wie der Krisendienst die 
Anrufenden unterstützt und welche Hilfen er anbietet.

Pro Jahr nehmen sich in Deutsch-
land fast 10 000 Menschen das 
Leben, mehr als 100.000 versu-
chen es. Die Zahl der vollende-
ten Suizide ist höher als die Sum-
me der Opfer von Verkehrsun-
fällen, der Krankheit AIDS, von 
Gewaltverbrechen und illegalen 
Drogen zusammen. Ist es nicht 
endlich Zeit, das Thema Suizid 
zu enttabuisieren, offen darüber 
zu sprechen und mehr Hilfen an-
zubieten?

Dr. Petra Brandmaier: Sie spre-
chen mir aus der Seele! Suizidge-
danken, Lebensmüdigkeit, Ster-
bewünsche gehören in schwieri-
gen Lebenslagen, bei leidvollen 
Lebensgeschichten, bei schwe-
ren Kränkungen – einfach bei 
Krisen jeder Art – zum menschli-
chen Denken dazu. Fast jede und 
jeder von uns kennt sie, zumin-
dest flüchtig. 

Und wir hier beim Krisen-
dienst wissen, welcher Sog 

durch den vollendeten Suizid ei-
ner bekannten Persönlichkeit 
entstehen kann. Angebote, die-
ses Thema scham- und schuld-
befreit anzusprechen, sind drin-
gend erforderlich. Gespräche 
sind der erste Zugang zu jeder 
weiteren Hilfe und direkte Sui-
zidprophylaxe.

Deutliche Zunahme unter 
Kindern und Jugendlichen

Beim Krisendienst unterstüt-
zen Sie auch Menschen mit Sui-
zidgedanken. Wie oft erreichen 
Sie Anrufe von Menschen, die 
sich das Leben nehmen wollen?

Brandmaier: Insgesamt hatte 
der Krisendienst Psychiatrie Ober-
bayern im Jahr 2021 rund 29.000 
Telefonkontakte. In 11,4 Prozent 
der Fälle spielte Suizidalität ei-
ne Rolle. Glücklicherweise gab es 
in den letzten Jahren laut Statis-
tik und trotz Corona keine Zunah-
me der Suizidzahlen. Allerdings ist 
insbesondere bei Kindern und Ju-
gendlichen die Rate der Suizidver-
suche angestiegen. 

Gerade für die Altersgruppe der 
10- bis 20-Jährigen haben seeli-
sche Belastungen und psychiatri-
sche Erkrankungen deutlich zuge-
nommen.
Wer wendet sich öfter an den 
Krisendienst: die Betroffenen 
selbst oder Angehörige?

Brandmaier: Den größten An-
teil machen Anrufe der Betroffe-
nen aus. 2021 waren es 65 Pro-
zent. Platz zwei nehmen mit 20 
Prozent die Kontaktaufnahmen 
durch Angehörige oder das nä-
here Umfeld ein. Der Anteil der 
Fachstellen, die uns kontaktieren, 
liegt bei vier Prozent.

Anzeichen beachten

Gibt es Anzeichen, auf die An-
gehörige und das soziale Um-
feld achten sollten? 

Brandmaier: Ungewohnte 
Schweigsamkeit, Rückzug aus so-
zialen Begegnungen, auch Reiz-
barkeit, die man so von einer 
vertrauten Person nicht kennt, 
Schlafschwierigkeiten oder ei-
ne Einengung des Denkens kön-
nen Hinweise sein. Aber auch ei-
ne plötzliche Besserung des Be-
findens – die sogenannte Ruhe 
vor dem Sturm – nach einer sehr 
niedergestimmten Zeit kann ein 
Warnsignal sein. 

Hilfe in Anspruch nehmen

Was raten Sie, wenn Angehöri-
ge diese Anzeichen bemerken? 

Brandmaier: Generell möch-
te ich dazu ermutigen, immer 
das Gespräch zu suchen, nachzu-
fragen, sich zu interessieren, of-
fen zu sein. Wichtig ist, Urteil und 
Wertung dabei zu vermeiden. 
Und ganz unbedingt: sich nicht zu 
scheuen, Hilfe in Anspruch zu neh-
men! Das können Menschen aus 
der Familie oder dem Freundes-
kreis sein, der Hausarzt oder eben 
auch der Krisendienst. Wir ste-
hen 24/7 – also rund um die Uhr 
– für alle in Oberbayern lebenden 
Menschen zur Verfügung. 
Was sind Gründe für den 
Wunsch, aus dem Leben zu 
scheiden? 

Brandmaier: Die Beweggrün-
de sind mannigfaltig und sehr in-
dividuell. Vielen gemeinsam ist je-
doch der Wunsch, die aktuell un-
erträglichen Gefühle nicht mehr 
aushalten zu müssen und ande-
ren nicht mehr zur Last zu fallen 
und der Glaube, dass es keinen 
anderen Ausweg gibt.
Wie gehen Sie und Ihre Mitar-
beitenden vor?

Brandmaier: Zunächst versu-
chen wir eine vertrauensvolle 
Gesprächsbasis zu schaffen. Wir 
wollen ergründen, warum der 
Kontakt mit uns stattfindet und 
warum gerade jetzt. Es ist uns 

Dr. Petra Brandmaier.  
 Bild: Bezirk Oberbayern

ein grundlegendes Anliegen, In-
teresse zu zeigen, Anteil zu neh-
men und zu verstehen, in welcher 
Situation sich ein Mensch befin-
det. Im Weiteren ist es uns wich-
tig, den in der Regel extrem ein-
geengten Blick unserer suizidalen 
Klientinnen und Klienten wieder 
zu weiten, um gemeinsam ers-
te Lösungsschritte zu entdecken 
und zu erarbeiten, wie sie genutzt 
werden können.
Welche Hilfen kann der Krisen-

che Kontakte zur Verfügung ste-
hen. Wir kooperieren mit psych-
iatrischen Ambulanzen und Ver-
sorgungskliniken sowie für akute 
Notfälle auch mit der Polizei und 
Rettung.
Nach der akuten Krise: Wie ge-
lingt es, die Betroffenen zu sta-
bilisieren?

Brandmaier: Die Anrufenden 
haben zumeist einen sehr ein-
geengten Blickwinkel, das soge-
nannte Tunnelempfinden. Diesen 
Blick aufzumachen, hilft oft schon 
viel. Damit die Betroffenen wie-
der erkennen können, was doch 
noch möglich ist. Wir nehmen uns 
Zeit, um wirklich zu erfassen, um 
was es geht. Ein Stück weit halten 
wir gemeinsam mit dem Anrufen-
den aus, was ihn belastet. Aber 
auch die Organisation von Unter-
stützung, die Vermittlung in fach-
kompetente Hilfen oder der Hin-
weis, wohin sich jemand mit sei-
nem Problem im Weiteren wen-
den kann, beruhigt, entlastet und 
stabilisiert.

Mitarbeitende in belasten-
den Situationen begleiten

Kam es schon vor, dass Sie nicht 
helfen konnten und sich je-
mand das Leben nahm?

Brandmaier: Ich arbeite jetzt 
seit 2017 für den Krisendienst, 
und glücklicherweise sind mir im 
direkten Zusammenhang mit der 
Leitstelle keine Suizide bekannt. 
Während meiner psychiatrischen 
Tätigkeit kam es vier Mal vor, 
dass ich eine Patientin oder ei-
nen Patienten durch Suizid ver-
loren habe. Jede einzelne Person 
ist mir deutlich in Erinnerung, und 
es macht mich immer noch weh-
mütig, wenn ich an sie denke. Die 
Frage nach dem Warum und da-
nach, was ich anderes hätte tun 

können oder was ich unter Um-
ständen versäumt habe, stelle ich 
mir heute noch. 
Wie gehen Sie und Ihre Mitar-
beitenden mit solch belasten-
den Situationen um?

Brandmaier: Die Nachbe-
sprechungen mit Kolleginnen 
und Kollegen, Vorgesetzen und 
der Fallsupervision helfen und 
sind extrem wichtig. Aber auch 
das Bewusstsein, dass wir die 
Möglichkeit des Suizids immer 
mitdenken und ansprechen 
müssen, ist mir wichtig. 

Und dass wir nicht müde 
werden dürfen, alles zu versu-
chen und anzubieten, um die-
sen Schritt zu verhindern. Mit 
dem Krisendienst gibt es zum 
Glück bayernweit ein nieder-
schwelliges Rund-um-die-Uhr-
Angebot, das hoffentlich vor al-
lem auch suizidale Menschen 
erreicht.

Weitere Informationen

Der Krisendienst Psychiatrie 
Oberbayern gehört zum bayern-
weiten Netzwerk Krisendienste 
Bayern (www.krisendienste.bay-
ern) und ist rund um die Uhr er-
reichbar. 

Unter der einheitlichen Ruf-
nummer 0800 / 655 3000 wer-
den die Anrufenden zu der für ih-
ren Wohnort zuständigen Leit-
stelle geroutet. 2021 hatte der 
Krisendienst Psychiatrie Ober-
bayern rund 29.000 Telefonkon-
takte. Die mobilen Krisenteams 
haben fast 2 000 Vor-Ort-Ein-
sätze durchgeführt. Der Bezirk 
Oberbayern finanziert den Kri-
sendienst Psychiatrie mit rund 
16 Millionen Euro pro Jahr; dazu 
steuert der Freistaat Bayern für 
die Kosten der Leitstelle rund 3,1 
Millionen Euro bei.  r

dienst anbieten?
Brandmaier: Zunächst bieten 

wir eine telefonische Entlastung 
und Klärung der Situation an. Wir 
beraten und informieren außer-
dem über weitere geeignete Stel-
len, wo man Hilfe bekommt. Dies 
ist in den meisten Fällen ausrei-
chend. Darüber hinaus haben 
wir in der Leitstelle die Möglich-
keit, mobile Einsatzteams zu be-
auftragen, die direkt zum Ort der 
Krise fahren können oder an fest-
gelegten Standorten für persönli-

Bürger besser beteiligen
Spannende IT-Projekte  

von Würzburger Studentinnen für Kommunen
Bürger, die ihre Gemeinde mitgestalten möchten, wollen über lo-
kalpolitische Pläne aufgeklärt werden, ohne dabei in einem Meer 
von Informationen zu ertrinken. Im studentischen IT-Projekt „Mach 
mit!“, für dessen Start sich die Würzburger Studentin Marie Haupt-
mann engagiert hat, geht es genau darum: Bürgerbeteiligung soll 
durch knackig aufbereitete Informationen einfacher werden. Öffent-
lich präsentiert wurden dieses und weitere IT-Projekte Würzburger 
Studenten im Juli an der Uni Würzburg.

„Unsere Projektgruppe koope-
riert mit der Stadt Würzburg“, be-
richtet die 25-Jährige, die im vier-
ten Mastersemester Manage-
ment studiert. Würzburg hat be-
reits eine Beteiligungsplattform. 
Die wird im Projekt von den Stu-
denten gesichtet, bewertet und 
überarbeitet.

Mehr Bürgerbeteiligung

Mit der Nachrichtenübermitt-
lung ist es im Zeitalter des Sim-
sens, Chattens und Twitterns so 
eine Sache: Welche Info ist un-
abdingbar essenziell? Was ist 
nicht ganz so wichtig? Diese Fra-
gen haben gerade auch bei Mit-
wirkungsinitiativen eine hohe Re-
levanz angesichts der Tatsache, 
dass viele Menschen heute un-
gern ellenlange Texte lesen. Doch 
genau solche langen Texte finden 
sich laut Marie Hauptmann ak-
tuell noch auf der Beteiligungs-
plattform der Stadt Würzburg: 
„Zum Beispiel bei der Vorstellung 
der geplanten Straßenbahnlinie 
aufs Hubland.“ Die Studenten der 
Projektgruppe tüftelten an einer 
besseren „Usability“. Das Kon-
zept soll zu mehr Bürgerbeteili-
gung anregen.

Bürger sollen sich durch die 
neue Webseite aber nicht nur oh-
ne viel Mühe über kommunale 
Projekte informieren können. Das 
Format, das auch von Bildungs-
einrichtungen und Organisatio-
nen genutzt werden könnte, soll 
grundsätzlich die Hemmschwelle 
senken, sich aktiv an Planungen 
zu beteiligen. Vor allem an Schu-
len und in Vereinen sollen zu-
dem Demokratieprozesse durch 
„Mach mit!“ erlebbar werden.

Auf welche Weise könnte man 
erreichen, dass sich Geflüchte-
te in Würzburg schneller wohl-

fühlen? Diese Frage war Aus-
gangspunkt für ein IT-Projekt, an 
dem Pauline Jung mitwirkte. Die 
23-Jährige befindet sich aktuell 
im 2. Semester des Masterstu-
diengangs „Diversitätsmanage-
ment“ an der Uni Würzburg. Zu-
sammen mit fünf Kommilitonen 
realisierte sie in den letzten Wo-
chen eine „Multilinguale Schnit-
zeljagd für Geflüchtete“. Die ers-
te Version liegt inzwischen als 
Dummy vor.

„Ich habe durch das Projekt 
wirklich sehr viel dazugelernt“, 
sagt Pauline Jung. Etwa bei der 
Suche nach Orten und Organisa-
tionen, die für geflüchtete Men-
schen interessant sein könnten. 
Wer sich mit der App auf On-
line-Schnitzeljagd begibt, stößt 
zum Beispiel auf die Würzburger 
Kulturtafel: „Die ermöglicht kul-
turelle Teilhabe, indem sie kos-
tenlose Eintrittskarten für Kultur-
veranstaltungen vermittelt.“ Auf 
Englisch, Deutsch, Ukrainisch und 
Russisch lernen die Geflüchteten 
außerdem das Käppele, die Main-
wiesen und die Festung kennen.

Viele IT-Projekte werden nach 
der alljährlich veranstalteten 
„Projektiade“ ad acta gelegt. Die-
ses Schicksal soll der „Multilin-
gualen Schnitzeljagd“ nicht wi-
derfahren. Pauline Jung und ih-
re Kommilitonen suchen gerade 
eine Organisation, die bereit wä-
re, die App zu übernehmen, da-
mit auch andere Städte die Chan-
ce erhalten, sie künftig zu nutzen. 
Bisher hat unter anderem der 
Bayerische Jugendring Interesse 
daran signalisiert.

Organisiert wird die „Projekti-
ade“ alljährlich von Harald Weh-
nes, der am Institut für Informa-
tik lehrt. Neun Teams präsentie-
ren in diesem Jahr digitale Grün-
dungsprojekte.  Pat Christ

Landrat Raimund Kneidinger (2.v.r.) mit seinen Kindern Ludwig (v.r.) 
und Frida hat von Rettungshundestaffelleiter Karl Deml und dem Lei-
ter Rettungsdienst des BRK-Kreisverbandes Passau, Klaus Achatz die 
Patenschaftsurkunde für Rettungshündin Walli erhalten. Die Schäfer-
hündin erweitert das Team der BRK-Rettungshundestaffel. Ihre Aus-
bildung dauert ca. zwei Jahre. Bild: LK Passau

http://www.krisendienste.bayern
http://www.krisendienste.bayern
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Vorschau auf GZ 19/2022
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 7. Oktober 2022 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen: 
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
• Kommunaler Bau
• Krankenhäuser l Pflegeheime l Rehabilitation
• Schulen l Kindergärten l Horte l Spielplätze
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark
• Garten- und Landschaftsbau l Forst l Friedhof

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen eine Beilage von Mammut-Schnee-
ketten und ein Kalender der LGA Landesgewerbeanstalt 
Bayern bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademieGemeindeZeitung auf folgenden 

Social Media Kanälen:

     

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Kommunalfahrzeuge

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

www.insidas.de

INSIDAS_67X30.indd   1 08.12.2021   11:34

Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Altersversorgung

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Bürgermeisterwahlen in Bayern
Die Wahl um das Bürgermeisteramt in Theisseil im Landkreis 

Neustadt/Waldnaab ist entschieden: Mit 60,3 Prozent der Stim-
men setzte sich Johannes Kett (CSU) gegen seinen Kontrahenten 
von den Freien Wählern Oswald Lingl durch, der 39,7 Prozent 
auf sich vereinte. Die Abstimmung war notwendig geworden, 
nachdem Bürgermeisterin Marianne Rauh (CSU) im Juni verstor-
ben war. Die Wahlbeteiligung betrug 77 Prozent.

Bei der Bürgermeisterwahl in Buttenwiesen (Landkreis Dillin-
gen) ist Amtsinhaber Hans Kaltner (CSU) wiedergewählt wor-
den. Für den einzigen Kandidaten votierten 93,4 Prozent. Die 
Wahlbeteiligung lag bei 30,3 Prozent. 

Neuer Bürgermeister in Grettstadt (Landkreis Schweinfurt) 
ist Jens Machnow (CSU). Für den 49-jährigen Unternehmer vo-
tierten 56,7 Prozent der Wähler. Marion Mönig (FW) und Birgit 
Reinhart (Wählergemeinschaft Untereuerheim) kamen auf 21,6 
bzw. 21,7 Prozent der Stimmen. Die Beteiligung unter den etwa 
3.400 Wahlberechtigten betrug 64,7 Prozent. DK

Glasfaserausbau:

5G+ im Landkreis Cham
Landrat Löffler stellt die erste an das Landkreis- Glasfasernetz angebundene  

Vodafone Mobilfunkstation vor – weitere folgen in nächster Zeit
Der Breitbandausbau im Landkreis Cham ist in vollem Gange. Immer 
mehr Bürgerinnen und Bürger können dank dem Landkreisnetz jetzt 
mit Gigageschwindigkeit surfen. Nun erreicht der Ausbau einen wei-
teren Meilenstein. Der erste Mobilfunkmast wurde an das Glasfa-
ser-Landkreisnetz angebunden. Damit hat Vodafone nun die Voraus-
setzungen, an dieser Station, Mobilfunktechnik 5G+ zu realisieren. 
Neben der ersten 5G+ Station in Lam und in weiteren sechs Gemein-
den, kann durch den Ausbau des Landkreises auch die Mobilfunk-
versorgung verbessert werden. „Es war mir von Anfang an ein An-
liegen, nicht nur die Versorgung der weißen Flecken mit schnellem 
Internet sicherzustellen, sondern durch die Partnerschaft mit Voda-
fone auch die Mobilfunkversorgung im gesamten Landkreis auf das 
aktuelle technische Level zu heben! Dazu trägt unser Ausbau erheb-
lich bei, denn die Vodafone kann so deutlich mehr und auch stabiler 
die notwendige Bandbreite an den Mobilfunkmasten zur Verfügung 
stellen. So schaffen wir die Voraussetzungen für Zukunftsthemen 
wie z.B. das autonome Fahren“ freut sich Landrat Löffler.

Bürgermeisterin Heike Fries, 
Markt Falkenstein, ergänzt: „Ei-
ne gute Mobilfunkabdeckung 
in einer Region ist ein zentrales 
Thema für Bürgerinnen und Bür-
ger, ansässige Gewerbetreibende 
und Kommunen. Ich bin Landrat 
Franz Löffler daher sehr dankbar, 
dass wir bereits vom Glasfaser-
ausbau profitiert haben und jetzt 
auch noch im Bereich Mobilfunk 
eine maximale Verbesserung er-
reichen!“.

Insgesamt betreibt Vodafone 
bisher 41 Mobilfunkstandorte im 
Landkreis. An 17 Standorten ist 
bereits 5G möglich. Das noch leis-
tungsfähigere 5G+ ist in Lam und 
weiteren sechs Gemeinden seit 
kurzem empfangbar, weitere fol-
gen, so auch in Falkenstein, dank 
der Anbindung des Landkreises. 
Seitens Vodafone erklärte Rolf 
Peter Scharfe „Vodafone baut 
das moderne 5G+ Netz auch in 
Cham auf. Die gute Zusammenar-

beit mit dem Landkreis macht zu-
dem die Anbindung unserer Mo-
bilfunkstation ans Glasfasernetz 
möglich. Wir freuen uns, dass 
der Landkreis uns angeboten 
hat, unsere Masten zu erschlie-
ßen und wir dadurch künftig eine 
noch bessere Versorgung anbie-
ten können. Gerade in ländlichen 
Räumen ist das immer wieder ei-
ne Herausforderung. Im Land-
kreis Cham ändert sich diese Situ-
ation durch das Landkreisprojekt 
merklich.“ Christian Schilling er-
gänzte „ Vodafone wird bis 2025 
mehr als neun Standorte eigen-
wirtschaftlich errichten, so das 
dann über 50 Mobilfunkmasten 
im Landkreis die Versorgung mit 
5G und 5G+ sicherstellen.“

In diesem Zusammenhang er-
wartet der Landkreis mit Span-
nung auch die Ergebnisse der in 

Auftrag gegebenen Mobilfunk-
messung im gesamten Land-
kreis. „Wir erhalten durch die er-
hobenen Mobilfunkdatensätze, 
Analysen und Auswertungen ei-
nen guten Überblick über die ak-
tuelle Versorgungssituation. Im 
Anschluss sind Gespräche mit 
den Mobilfunkbetreibern beab-
sichtigt, um weitere Optimierun-
gen zu erreichen. Schließlich ist 
eine ausreichende Mobilfunk-
versorgung neben der Versor-
gung mit Glasfaser ein wichtiger 
Baustein für eine funktionieren-
de digitale Infrastruktur in unse-
rer Region. Unser Anspruch ist 
es, den Landkreis in den nächs-
ten Jahren flächendeckend mit 
Glasfaser zu versorgen. Die Bür-
ger des Landkreises Cham wer-
den die gleichen Chancen wie in 
Metropolregionen haben“, be-
tonte Löffler.

Über das  
Landkreis-Glasfaserprojekt:

Das Projekt ist eine der größ-
ten Glasfaser- Ausbaumaßnah-

men Deutschlands und das größ-
te in Bayern. Es werden über 
1.900 km Leitungstrasse gegra-
ben und über 19.000 unterver-
sorgte Adressen mit weniger als 
30 Mbit/s (sogenannte weiße Fle-
cken) erschlossen. Das Investi-
tionsvolumen beträgt mehr als 
180 Millionen Euro. Das Glasfa-
sernetz wird durch die Bundes-
förderung Breitband zusammen 
mit der höchsten Förderung in 
der Geschichte der bayerischen 

Breitbandförderung ermöglicht. 
Der Eigenanteil von rund 10 Pro-
zent wird durch die 37 (von 39) 
am Ausbau beteiligten Gemein-
den und den Landkreis Cham fi-
nanziert. Zur Durchführung wur-
de 2019 der Eigenbetrieb Digita-
le Infrastruktur Landkreis Cham 
gegründet. Gepachtet wird das 
Landkreis-Glasfasernetz von Vo-
dafone. Im Oktober 2020 wur-
den die Bauarbeiten im südwest-
lichen Landkreis begonnen.  r

Der Bund der Vertriebenen (BdV) Bayern unter Regie des Landesvor-
sitzenden Christian Knauer (Aichach) lud zur Landestagung verbunden 
mit dem Tag der Heimat in die oberbayerische Kultur- und Heimatver-
triebenen Stadt Waldkraiburg ein. Der Landesvorsitzende appellierte 
an die Delegierten und Gäste den Zusammenhalt zu wahren um der 
Heimat zu erinnern und das Kulturgut zu sichern. 
Das Bild zeigt v.r.: Kurt Aue (Augsburg) Kreisvorsitzender BDV Augs-
burger Land, MdL Andreas Jäckel (Augsburg) Bezirksvorsitzender 
BdV Schwaben, Helga Aue (Augsburg) Schriftführerin Sudetendeut-
sche Landsmannschaft Kreisgruppe Augsburger Land, Ernst Schrö-
der (Waal) Landsmannschaft Pommern, Dr. Hella Gerber, Stadträtin 
(Augsburg), BdV Kreisvorsitzende Stadt Augsburg, Leo Schön (Gerst-
hofen), Beisitzer Bezirksverband Schwaben der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, Bezirksrätin Annemarie Probst, Grüne (Meitingen) 
Vorstandsmitglied BdV Bayern, Wilhelm Böld (Augsburg) Westpreu-
ßen, Pia Lingner und Juri Heisser (Augsburg), Landsmannschaft der 
Deutschen a. Russland. Bild: Christine Hadolitsch (Geretsried)



SCHNEEKETTEN FÜR DEN WINTERDIENST

EINE AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG UND WEITERE VARIANTEN FINDEN SIE UNTER:

WWW.MAMMUT-SCHNEEKETTEN.COM

Meine persönliche Erfahrung:

„Tolle Qualität und professioneller Service. Die Laufleistung ist unglaub-
lich, das haben wir mit keiner anderen der namhaften Ketten geschafft.“

FELIX - BAUHOFLEITER

SOLIDA-HP - Rundglieder mit 
Greifstegen, Feinkorn-Edelstahl

ATTACK - Engmaschige Netzkette 
Kantenstahl, mit Stegplatten und auf-
geschweißten Stummeln

SOLIDA - Engmaschige Netzkette 
Kantenstahl mit Verstärkungsgliedern

... vom Profi für Profis! Anfrageformular siehe Rückseite

Made in 
Germany

Made in 
Germany

Made in 
Germany

Weitere Referenzen erläutern wir Ihnen gerne im persönlichen Gespräch.



Firma

Ansprechpartner

Straße

PLZ/Ort

Telefon

Telefax

E-Mail Stempel und Datum

Per Fax: +49 77 31 54 9 35
Per Mail: info@mammut-schneeketten.com

Fahrzeug

Traktor Unimog LKW Radlader Stapler / Sonderfahrzeuge

Bereifung

Dimension

Marke

Profil + Profilhöhe

Sommer Winter rundeneuert AS-Profil         Industrial
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Einsatzart

Leicht Mittel Schwer

Bedarf

Garnituren/Paar

Aktuell in Verwendung
siehe Angaben auf Spannhebel und/oder Haken 

Ketten-Marke/Typ   Bezeichnung/Nummer

Anfrage Schnee- und Traktionsketten
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Qualität seit 1869
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DIENSTLEISTUNGEN DER LGA

Sicherheit und
Qualität seit 1869

MATERIALPRÜFUNG
 � Baustoffe und Bauprodukte
 � Betontechnologie
 � Beton- und Baustofflabor
 � Anlagen nach WHG/AwSV
 � Denkmalpflege
 � Bauprodukte, Fassaden- und  

Massivbau
 � Überwachen und Zertifizieren von 

Bauprodukten
 � Naturstein- und Fassadentechnik
 � Zerstörungsfreie Untersuchungs-

methoden

VERKEHRSWEGEBAU
 � Geotechnik für Verkehrswege
 � Erdbau
 � Gesteinskörnungen, Baustoff-  

gemische und Recyclingbaustoffe
 � Prüfung von Beschichtungs- 

systemen
 � Boden- und Felsmechaniklabor
 � Asphalt / Bitumen 
 � Fahrbahnmarkierungsstoffe
 � Zustandserfassung und Trag- 

fähigkeitsuntersuchung an  
Verkehrsflächen

 � Erhaltungsmanagement
 � Prüfstelle nach RAP Stra

GEOTECHNIK
 � Gründungen, Baugruben,  

Spezialtiefbau
 � Tunnel- und U-Bahnbau
 � Dämme und Stützbauwerke
 � Hydrologie
 � Erdbebennachweise für erd- 

verlegte Rohre und Schächte
 � FEM–Anwendung in der  

Geotechnik
 � Bewertung dynamischer  

Stabilität und Erschütterung  
im Bahnbereich

 � EBA-Anerkennung für Grund- und 
Erdbau, Felsbau im Eisenbahnbau

PRÜFSTATIK
DIE FACHRICHTUNGEN
 � Metallbau
 � Holzbau
 � Massivbau

SPEZIALGEBIETE
 � Brückenbau
 � Glaskonstruktionen
 � Kunststoffkonstruktionen
 � Historische Bauten
 � Brandschutztechnische Nachweise
 � Fliegende Bauten
 � Typenprüfungen
 � Windenergieanlagen
 � EBA-Anerkennung für Massiv- und 

Metallbau, Schweißtechnik

BAUWERKSPRÜFUNG
 � Überwachung und Bewertung  

des Zustandes von Strukturen, 
Bauwerken und Gebäudeschäden

 � Sensorgestütztes Bauwerks- 
monitoring

 � Zerstörungsfreie Prüfung
 � Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 

und VDI 6200
 � Erschütterungsüberwachung nach 

DIN 4150
 � Begutachtung historischer  

Bauwerke
 � Beweissicherung
 � Realtime-Überwachung von 

Schwerlastüberfahrten
 � Instandsetzungskonzepte
 � Sachverständige für Schadensfälle 

und Gerichtsgutachten

FEUERWIDERSTAND VON 
BAUARTEN UND BAUPRODUKTEN
 � Feuerwiderstand aktueller und  

historischer Bauarten, wie z.B.  
hochfeste Stützen, Rippendecken

 � Feuerwiderstand ungeregelter  
Bauprodukte und Bauarten

BRANDSCHUTZNACHWEISE
 � Integrale Brandschutznachweise 

für Bestand und Neubau
 � Wirksame und angemessene  

Lösungen für Abweichungen  
nach LBO

 � Naturbrandsimulation und  
weitere moderne Verfahren

FORSCHUNG UND NORMUNG
 � Normungsarbeit im DIN und DIBt
 � Anwendungsforschung

BRANDSCHUTZ

8
  PRÜFÄMTER für 
STANDSICHERHEIT in 

Bayern

DIE LGA IN ZAHLEN

6
 INGENIEUR- und 

PRÜFDIENSTLEISUNGS- 
  FELDER im Baubereich

23
STANDORTE 

deutschlandweit

1869
über 150 Jahre 
SICHERHEIT UND 

QUALITÄT
Hof

Würzburg

Nürnberg

Bayreuth

Regensburg

Landshut

Augsburg

München

Aschaffen-
burg

Hauptstelle

Neu-Ulm

Weiden

Coburg

Ansbach

Traunstein

Ingolstadt

Deggendorf

Weilheim

Passau

Schweinfurt

Kempten

Hannover
Leipzig

Weimar

Zweigstellen mit Prüfamt

für Standsicherheit

Außenstellen

weitere Standorte60
TECHNISCHE

Angestellte

380 210
engagierte 

MITARBEITER*INNEN 

BAUINGENIEUR*INNEN 
stehen für Kompetenz 

am Bau


